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Streitfragen! Die Energie- und Wasserwirtschaft im Dialog | Das Magazin 01|2011



S.04 ZielKonflikte Die Energiewende ist eine Operation am offenen Herzen. Alle Beteiligten müssen gemeinsam klare Prioritäten formulieren



S.54 »Wir brauchen investitions anreize für offshore- projekte« Hans-Peter Villis, EnBW, über nötige Investitionsanreize



S.82



S.86



eine europäische Energiestrategie



Durchblick beim Wasserpreis



EU-Kommissar Günther Oettinger skizziert die anstehenden Weichenstellungen



Wulf Abke, BDEW, und Naturschützer Sebastian Schönauer, BUND, über Wasserpreise, Benchmarking und die Regulierungsdebatte



Liebe Leserinnen, Liebe Leser,



Ewald Woste



amtiert seit 2010 als Präsident des BDEW. Der Diplom-Kaufmann ist seit 2007 Vorstandsvorsitzender der Thüga AG in München.



›



Streitfragen offen diskutieren heißt: nach Lösungen suchen und die eigenen Positionen kritisch überprüfen. Visionen wollen gut geplant sein. Ohne kluge Strategie geht der Visionär tatsächlich besser zum Arzt. Und je größer das Ziel, desto höher die Anforderungen an die Planung: Gesellschaft und Politik in Deutschland haben schnell und eindeutig auf die Katastrophe von Fukushima reagiert. Der BDEW als Spitzenvertretung der Branche hat sich nach intensiven Diskussionen für den schnellen und vollständigen Ausstieg aus der Kernenergienutzung – bei Sicherstellung von Versorgungssicherheit, Klimaschutz und Bezahlbarkeit – bis 2020, spätestens aber entsprechend den Vorgaben des Ausstiegsbeschlusses von 2002 ausgesprochen. Diese Reaktionen waren richtig, und der beschleunigte Umbau des Energiesystems als Ziel ist ebenso richtig. Jetzt stecken wir schon mitten in der Planung, doch Eile scheint in der Politik vor Gründlichkeit zu gehen. Neue Zielkonflikte tauchen auf: Klimaschutz global steht gegen Ressourcenschutz vor Ort, die Interessen des Industriestandortes werden gegen die ÖkoEnergien in Stellung gebracht. Den Bürgern wird suggeriert, alles ginge gleichzeitig – der rasche Umstieg auf Erneuerbare ebenso wie höchste Versorgungs sicherheit. Aber werden die Menschen auch neue konventionelle Kraftwerke begrüßen, die wir für gesicherte Leistung brauchen, die aber immer seltener unter Volllast laufen werden? Auch neue Netze werden benötigt und doch im konkreten Einzelfall verhindert. Die Politik scheut vor eindeutigen Prioritäten zurück. Doch ohne Prioritäten wird es nicht gehen. Unser aller Dilemma: Wir wollen das System verändern, aber gleichzeitig Stabilität. Die Energie- und Wasserwirtschaft trägt die Systemverantwortung. Ihre Ingenieure, Vertriebe und ihr Management stehen nicht nur für Nachhaltigkeit, sondern auch für Versorgungssicherheit und Bezahlbarkeit gerade. Nicht die Politik, nicht Bürgerinitiati-



ven oder NGOs. Die Branche muss deshalb die Themen, die dazu wichtig sind, auch selber vorantreiben: Akzeptanz für Investitionen, deutlich mehr Effizienz bei der Förderung der Erneuerbaren, Realismus bei den Kosten der Energiewende. Das aber geht nur, wenn wir aus Streit Dialog machen. Dafür steht dieses neue energiepolitische Magazin, das Sie in den Händen halten. Es wurde in einigen Teilen noch vor den jüngsten gesetzgeberischen Beschlüssen konzipiert. Die „Streitfragen“ aber bleiben. Sie offen zu diskutieren heißt für uns: nach Lösungen suchen und dabei auch die eigenen Positionen der kritischen Prüfung stellen. Manche Konfliktlinien gehen mitten durch unsere Branche. Unsere Wasserunternehmen etwa begleiten sehr konstruktiv, aber mit großer Sorge um die Qualität des Trinkwassers, Themen wie Schiefergas und CCS. Manche Antwort müssen wir als Energie- und Wasserwirtschaft selbst noch finden. Deshalb versammelt dieses Magazin keine Branchen- oder Verbandspositionen. Es ist eine Plattform, auf der wir in Zukunft einmal in jedem Vierteljahr die kritischen Themen zur Diskussion stellen. Spannend soll es werden und anregend. Seien wir ehrlich: Eigentlich sind wir doch alle schon viel weiter, als es manches medial hochgefahrene Scharmützel erscheinen lässt. Für die Energiewirtschaft etwa geht es längst nicht mehr darum, ob wir die Erneuerbaren zur tragenden Säule unseres Energiesystems machen wollen – sondern darum, wie das in einem Marktmodell geht und wir nicht im staatlichen Preisdiktat enden. Wir wollen die notwendigen Investitionen in erneuerbare Energien, Kraftwerke und Netze tätigen, aber wir müssen auch Banken und Kapitalgebern erklären können, dass sich das lohnen wird. Kurz: Alle Beteiligten müssen planen können. Sauber planen, damit aus Visionen Realitäten werden. Herzlichst Ihr



Ewald Woste
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S.40 »neue netze in fünf jahren – mit strafferen verfahren ist das zu schaffen«



Matthias Kurth hält beschleunigte Genehmigungsverfahren für möglich. Der Präsident der Bundesnetzagentur möchte die Bürger von Anfang an bei der Planung neuer Übertragungsleitungen beteiligen



S.34



S.62



S.72



Alle wollen erneuerbare Energie, aber unter welchen Bedingungen?



Fünf Fragen an den präsiden ten einer bürgerinitiative in deutschland



Zukunftsträger: erdgas oder Kohle?



Hildegard Müller, BDEW, und Hermann Albers,



Klaus Rohmund über konfliktärmere Wege zum



Andree Böhling, Greenpeace, hält Kohlekraftwerke



BWE, im Streitgespräch



Ausbau der Stromnetze



für überflüssig. Dr. Hermann Janning, Stadtwerke Duisburg, fordert die Neubewertung des fossilen Brennstoffs
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Umbau der energieversorgung



S.04



Energiewende – eine Operation am offenen Herzen



Hildegard Müller, Vorsitzende der BDEW-Hauptgeschäftsführung, über die Herausforderungen der Energiewende



S.14



S.48



Martin Fuchs, TenneT, erläutert die Eingriffsmöglichkeiten der Übertragungsnetzbetreiber in die Stromerzeugung



S.54



S.58



Erneuerbare Energien – nicht unumstritten



Im Streitgespräch diskutieren Prof. Dr. Fritz Vahrenholt, RWE Innogy, und Robert Werner, Greenpeace Energy, den Umgang mit Bürgerprotesten



Erdgas – Renaissance eines Energieträgers



Michael G. Feist, Stadtwerke Hannover AG, sieht neue Chancen für Erdgas als Partner der erneuerbaren Energien



S.22



»Wir brauchen investitionsanreize für offshore-projekte«



Hans-Peter Villis, EnBW, über nötige Investitionsanreize »Die dezentrale Erzeugung ist eine wichtige Säule der Energiewende«



Interview mit Dr. Claus Gebhardt, Stadtwerke Augsburg



S.16



»die eigentliche arbeit beginnt erst jetzt«



S.62



Zukunftsfähigkeit: eine sichere strom versorgung zu akzeptablen kosten



Fünf Fragen an den präsidenten einer bürgerinitiative in deutschland



Klaus Rohmund über konfliktärmere Wege zum Ausbau der Stromnetze



Dr. Annette Loske, VIK, über die Risiken des Atomausstiegs für die deutsche Industrie



S.24



Fokus erzeugung Weltweit kaum zweifel an Kernenergie



Trotz Fukushima: Viele Länder halten an der Kernkraft fest (Grafik)



S.26



S.32



S.72



Zukunftsträger: erdgas oder Kohle?



Andree Böhling, Greenpeace, hält Kohlekraftwerke für überflüssig. Dr. Hermann Janning, Stadtwerke Duisburg, fordert die Neubewertung des fossilen Brennstoffs



Wandel im System



Akzeptanz und Wirtschaftlichkeit sind die Voraussetzung für den Umbau des Energiesystems, meint Stephan Kohler, dena



Streit um CCS – Klimaretter oder Risikotechnologie?



IZ Klima, WWF und BUND streiten über die Abscheidung und Lagerung von CO2



»Die kosten trägt der konsument«



Prof. Dr. Karin Holm-Müller, Mitglied des Sachverständigenrates für Umweltfragen, skizziert die Anforderungen an die Förderung der Erneuerbaren



S.28



S.64



S.78



Pro & Contra: Kraft-Wärme-Kopplung



Stephan Schwarz, Stadtwerke München, und Dr. Gerhard Luther von der Universität des Saarlandes kommen zu unterschiedlichen Einschätzungen



Strommarkt und Emissionshandel



Prof. Dr. Joachim Weimann wirbt für effiziente Wege zur Energiewende



S.34



Perspektive Europa Alle wollen erneuerbare Energie, aber unter welchen Bedingungen?



S.82



S.38



Einsparziele erreichen



Uwe Schöneberg, RheinEnergie, über die Perspektiven für Energiedienstleistungen



Wasserwirtschaft



S.86



»neue netze in fünf jahren – mit strafferen verfahren ist das zu schaffen«



Matthias Kurth, Bundesnetzagentur, zur Steuerung der Netze und neuen Aufgaben seiner Behörde



Durchblick beim wasserpreis



Wulf Abke, BDEW, und Naturschützer Sebastian Schönauer, BUND, über Wasserpreise, Benchmarking und die Regulierungsdebatte



Fokus Infrastruktur



S.40



eine Europäische Energiestrategie



EU-Kommissar Günther Oettinger skizziert die anstehenden Weichenstellungen



Hildegard Müller, BDEW, und Hermann Albers, BWE, im Streitgespräch



S.94



Zur zukunft der abwasserabgabe



Prof. Dr. Harro Bode, Ruhrverband, plädiert für eine aufkommensneutrale und einfach zu handhabende Abwasserabgabe
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Energiewende eine Operation am offenen Herzen
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Hildegard Müller



vertritt als Hauptgeschäftsführerin des BDEW die Interessen von rund 1 800 Unternehmen.



›



Energiewirtschaft, Politik und Gesellschaft in Deutschland stehen vor einer großen und bisher einmaligen Herausforderung: In einem der stärksten Industrieländer der Welt soll der komplette Umbau der Energieversorgung berücksichtigt und gleichzeitig die uneingeschränkte Stabilität des Systems gewährleistet werden.
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Mit dem Umbau der Energieversorgung wird dieses land sein gesicht verändern. Die Energiewende kann deshalb nur gelingen, wenn alle Akteure bereit sind, Konzessionen an die Realität von technischen Systemen, Funktionszusammenhängen und Anreizsystemen zu machen. Um die nach der Katastrophe von Fukushima ausgerufene „beschleunigte Energiewende“ zu schaffen, müssen wir fünf Herausforderungen bewältigen: Erstens müssen wir das Problem fehlender Akzeptanz von Infrastrukturprojekten lösen und dabei ehrlich mit den Kosten und Belastungen umgehen. Zweitens müssen neue oder sich verschärfende Zielkonflikte gelöst und durch klare Prioritäten entschieden werden – zum Beispiel der Zielkonflikt zwischen globalem Klimaschutz und regionalem Naturschutz. Drittens gilt es, die Infrastruktur in einem Umfang aus- und umzubauen, wie wir es bisher wohl nur im Gefolge der deutschen Wiedervereinigung erlebt haben – inklusive einer Effizienzrevolution in der Industrie und in den Haushalten. Viertens gilt es, nach dem Ausstieg aus der Kernenergie neue technologische Brücken in das Zeitalter der erneuerbaren Energien zu schlagen, die uns Systemstabilität im Umbau der Systeme garantieren. Und fünftens müssen wir bei all dem marktwirtschaft liche Wege gehen. Das Bundeskabinett hat Anfang Juni die Gesetzentwürfe zur Neufassung des Atomgesetzes (AtG), des ErneuerbareEnergien-Gesetzes (EEG) und des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) sowie des Energie- und Klimafondsgesetzes (EKFG) beschlossen. Zudem wurde ein Gesetz über Maßnahmen zur Beschleunigung des Netzsausbaus Elektrizitätsnetze sowie zur Verankerung des Klimaschutzes im Bauplanungsrecht (Gesetz zur Stärkung der klimagerechten Entwicklung in den Städten und Gemeinden) beschlossen. Außerdem noch eine Novelle der Vergabe06



verordnung, ein Gesetzentwurf zur steuerlichen Förderung von energetischen Sanierungsmaßnahmen an Wohngebäuden, Eckpunkte zu Energieeffizienz und der EEG-Erfahrungsbericht. Als Teil der EnWG-Novelle nimmt die Koalition auch eine kleine Novelle des KWK-Gesetzes vor. Jedes einzelne dieser Gesetze hätte eigentlich intensiver Diskussion und Beratung bedurft. Zusammenhänge wie zum Beispiel die Verknüpfung einer langfristigen Netzausbauplanung mit der Planung von Kraftwerksinvestitionen dürfen nicht in der Eile untergehen. Die Bürgerinnen und Bürger haben längst „den Faden verloren“, wenn es um energiepolitische Weichenstellungen geht. Wir brauchen aber ihre Zustimmung und ihre Bereitschaft, Zugeständnisse zu machen, wenn der Umbau der Energiewelt ihnen in Gestalt von Hochspannungsmasten und Windrädern buchstäblich an den Gartenzaun rückt. Akzeptanz wird zum Leitwort dieses Jahres in der Energiepolitik



Wer die Energiewende will, muss Akzeptanz für die dafür notwendigen Maßnahmen schaffen. Egal ob es um Windkraftanlagen, Netzausbau, Pumpspeicherkraftwerke, Biogasanlagen oder Ähnliches geht – die Sorgen der Menschen vor Ort bei diesen Projekten sind oftmals nicht geringer als die Sorgen beim Ausbau von konventionellen Kraftwerken. Gleiches gilt für die Vehemenz, mit der die Projekte bekämpft werden. Gerade deshalb müssen Energieunternehmen, die Bundesregierung und NGOs – beispielsweise in der Netzplattform, aber auch vor Ort und ganz konkret – gemeinsam für notwendige Infrastrukturen werben.
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In diesem Zusammenhang hat es auch nichts mit Verhinderungsstrategie zu tun, jetzt offen über die Kosten der Energiewende zu reden. Noch lässt sich der Effekt auf die Stromkosten für die privaten Haushalte und industrielle Verbraucher seriös nicht auf den Cent beziffern. Fest steht aber: Den Umbau der Energieversorgung gibt es nicht zum Nulltarif. Da sind erstens die Energieversorger – Konzerne wie Stadtwerke und Ökoanbieter –, die vor Investitionen stehen, die sich auf 30 bis 40 Jahre verteilen und für die sie entsprechende Planungssicherheit brauchen. Zweitens die Kapitalinvestoren und Banken, von denen das Geld insbesondere für Großprojekte kommen muss. Sie wollen international wettbewerbsfähige Renditen, gerade auch bei Netzausbau- und Grünstrom-Projekten, und verlangen diese auch von ihren Kreditnehmern. Längst ist der internationale Wettbewerb um Kapital, Kapazitäten und Investitionen in diesem Feld entbrannt. Politische Kurswechsel sind aus dieser Perspektive Investitions risiken. Die Wirtschaft, die in einem globalen Wettbewerb steht, muss die Kosten für die Energie aufbringen können, und nicht zuletzt müssen das die Bürgerinnen und Bürger können. Sie scheinen zwar bereit zu sein, der Umwelt zuliebe höhere Strompreise zu bezahlen. Aber auch hier gibt es Grenzen der Belastbarkeit. Mit dem Umbau der Energiewirtschaft wird dieses Land darüber hinaus sein Gesicht verändern. Die Auswirkungen auf unsere Landschaften sind ein solcher Aspekt. Noch sind mit dem Stichwort Energiewende nicht selten naturromantische und idealisierende Vorstellungen verknüpft, doch sie werden enttäuscht werden. Hochverdichtete Industrieländer kommen nicht ohne eine funktionierende Energieerzeugung aus. Die großen



Onshore-Windparks stehen dafür ebenso wie die für die Bioenergie benötigten Anbauflächen und neue Hochspannungs trassen. Die Wasserwirtschaft im BDEW weist zu Recht darauf hin, dass die Qualität des Trinkwassers nicht gefährdet werden darf. Der Einstieg vieler europäischer Länder in die Biomassenutzung hat entsprechende, auch internationale Märkte geschaffen, auf denen Angebot und Nachfrage den Preis bestimmen – und gegen deren Preisbildung Deutschland nicht mit dem EEG „anfördern“ kann. Experten rechnen damit, dass sich beispielsweise die weltweite Nachfrage nach Holzpellets in den kommenden zehn Jahren verdreifachen wird. Ein weiterer Aspekt ist eine immer kritischer werdende Öffentlichkeit, die sich verstärkt die Frage „Tank oder Teller?“ stellt.



Die Politik muss klare Prioritäten formulieren, um Ziel konflikte zu lösen.
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Klimaschutz versus Naturschutz



Angesichts solcher Entwicklungen muss die Politik alte und neue Zielkonflikte lösen, indem sie klare Prioritäten formuliert. Was ist das Ziel des Umbaus? Wollen wir vor allem raus aus der Kernenergie? Wollten wir uns nicht vor allem dem globalen Klimawandel entschlossen entgegenstellen? Geht es uns vor allem darum, eine dezentrale Energieversorgung zu realisieren? Wollen wir vor allem eine kostengünstige Energieversorgung? Wie viel ist uns die Tatsache wert, dass Deutschland eines der sichersten Versorgungssysteme der Welt hat? Wollen wir ein System, in dem Marktkräfte wirken können? Es wird Verschiebungen innerhalb dieser Prioritäten geben, die wir aktiv festlegen sollten, um neue Großkonflikte zu vermeiden. Ein Beispiel: Ausstieg aus der Kernenergie versus Klimaschutz. Die aktuelle energiepolitische Debatte hat dazu geführt, dass zum ersten Mal seit langer Zeit wieder über die Notwendigkeit von konventionellen Kraftwerken, also Kohle- und Gaskraftwerken, gesprochen wird. Wer



Versorgungssicherheit will, muss in Bezug auf konventionelle Ergänzungskraftwerke ehrlich sein. Aber das bedeutet auch, dass der Ausstieg aus der Kernenergie zumin dest übergangsweise erhöhte CO2-Emis sionen für die Stromerzeugung mit sich bringen wird. Wegen des EU-Emissionshandels mit seinem festgelegten Deckel werden die europäischen Emissionsziele zwar nicht infrage gestellt, wohl aber sinkt der Beitrag Deutschlands zum gemeinsamen Ziel, und zwangsläufig führen diese Mechanismen zu einem höheren Preis für die Zertifikate. Ein weiteres Beispiel: Klimaschutz versus Naturschutz. Vielen klimapolitisch sinnvollen Projekten vor Ort stehen Naturschutzinteressen entgegen. Wir werden neu abwägen müssen. Hier geht möglicherweise viel Zeit und Vertrauen verloren. Es ist wichtig zu erkennen, dass Bürgerbeteiligung in den eingeübten formalen Strukturen offizieller Genehmigungsverfahren immer öfter nicht mehr ausreicht. Bürgerbeteiligung muss früh einsetzen, volle Transparenz gewährleisten – dann aber auch schnell zu einem Ergebnis führen.



Wir sprechen wieder über die Notwendigkeit konventioneller Kraftwerke.
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Kristallisationspunkte der Akzeptanzfrage sind der Neubau von Stromnetzen und konventionellen Kraftwerken. Insbesondere der Strom aus Windenergie in Norddeutschland – und zukünftig aus Offshore-Anlagen in Nord- und Ostsee – muss wegen fehlender Verbraucher vor Ort über hunderte von Kilometern in den Süden und Westen der Republik transportiert werden. Der Neubau von Höchstspannungsleitungen ist die Folge – aber auch der Aus- und Umbau der Verteilnetze im Norden. Im Süden führt der geradezu explosionsartige Ausbau der Photovoltaik ebenfalls zu einem erheblichen Aus- und Umbaudruck in den Verteilnetzen. Ohne Schattenkraft keine Sonnenkraft



Im Schlagschatten der öffentlichen Diskussion über die Hochspannungstrassen häufen sich die Probleme in den zahlreichen Verteilnetzen. Respekt vor der Leistung der Verteilnetzbetreiber:



Erdgaskraftwerke sind der ideale Partner für die Erneuerbaren.



Der Strom kommt nicht mehr aus zehn groSSen, sondern aus zehntausenden kleinen Anlagen. Es gehört schon einiges dazu, die Kraftwerksleistung von zehn großen Kohlekraftwerken an Ortsnetze anzuschließen. Denn das ist die Größenordnung des Photovoltaik-Ausbaus im Jahr 2010, den die Verteilnetzbetreiber zu bewältigen hatten. Da sind andere dezentrale Erzeu gungsanlagen noch nicht eingerechnet. Der Strom kommt nicht mehr aus zehn großen, sondern aus zehntausenden kleinen Anlagen. Das Verteilnetz wird zu einem „kleinen Übertragungsnetz“ – und das alles in einem Tempo, das noch vor zwei Jahren niemand vorauszusagen gewagt hätte. Die BDEW-Verteilnetzstudie 2020 prognostiziert – die Annahme des Energiekonzepts der Bundesregierung zugrunde gelegt – bundesweit einen Ausbaubedarf im Verteilnetz von rund 195 000 Kilometern und ein Investitionsvolumen für den Wind- und PV-bedingten Ausbau in den Verteilnetzen von zehn bis 13 Milliarden Euro bis zum Jahr 2020. Das ist in etwa so viel wie wir heute, nur im Jahr 2011, für die Förderung der erneuerbaren Energien über das EEG ausgeben.



Hinter dem Schlagwort „Smart Grids“ verbirgt sich eine technologische Infrastruktur, die vieles in den Schatten stellt, was man an streitigen Großprojekten kennt. Der Ausbau erneuerbarer Energien und der Netzausbau müssen auf allen Netzebenen im Gleichschritt erfolgen. Sonst wäre der Erfolg ein sehr kurzfristiger – und ein teuer erkaufter, weil entweder Abregelung der Anlagen (mit einem resultierenden Entschädigungsanspruch der Anlagenbetreiber sowie der Gefahr einer Nicht-Erreichung der Erneuerbaren-Ziele) oder weniger Versorgungssicherheit (aufgrund einer zunehmenden Gefährdung der Netzstabilität) die Folge wäre. Thematisiert werden muss auch der Investitionsbedarf in konventionelle Kraftwerke. „Ohne Schattenkraft keine Sonnenkraft“ – der hohe Bedarf an Regelenergie und gesicherter Leistung in einem an Erneuerbaren orientierten System führt



dazu, dass wir zwar weniger Strom aus konventionellen Kraftwerken, aber eben nicht unbedingt weniger Kraftwerke brauchen. Konkret sehen die Investitionspläne der Energieunternehmen derzeit den Bau und die Modernisierung von 51 großen Stromerzeugungsanlagen bis zum Jahr 2019 vor. Dabei handelt es sich um größere Projekte mit mehr als 20 Megawatt Leistung. Rund ein Viertel davon sind Großprojekte im Bereich der erneuerbaren Energien (Neubau und Erweiterungen). Zahlreiche Bauvorhaben werden von Stadtwerken oder von Stadtwerke-Kooperationen durchgeführt. Insgesamt sind 66 große Kraftwerksbauten geplant. Das Investitionsvolumen schätzt der BDEW auf rund 50 Milliarden Euro. Auch über diese „Brücke“ wird es Streit geben. Er zeichnet sich bereits ab in ersten Forderungen, nach der Kernenergie nun das Ende der Kohleverstromung mit einem konkreten Zieldatum zu versehen. Unstrittig ist, dass vor allem Erdgaskraftwerke mit ihrer vergleichsweise günstigen Klimabilanz und mit ihrer Flexibilität der ideale Partner für die Erneuerbaren sind.
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Wir müssen uns grund sätzlich mit der Zukunft des EEG befassen.



10
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Aber nicht zuletzt während des Moratoriums der letzten Monate hat sich gezeigt, dass wir mit einem möglichst breiten Erzeugungsmix gut beraten sind. Das Gesamtsystem steht vor groSSen Herausforderungen



Denn es geht nicht nur um den Neubau von Kraftwerken, es geht auch um Flexibilisierung. Die Flexibilisierung des konventio nellen Kraftwerksparks als eine conditio sine qua non der Energiewende – das ist eine ebenso große technische, organisatorische und regulative Herausforderung wie die Systemintegration der Erneuerbaren. Der gleichzeitige Umbau beider, bislang kaum miteinander verknüpfter Welten – konventionell und erneuerbar – heißt, dass sich auch bei den Erneuerbaren Grundlegendes ändern muss. Die Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) ist da nur ein erster, in manchen Aspekten zu zaghafter Schritt. Der Ausbau erneuerbarer Energien erfolgt – in Bezug auf die installierte Leistung – zu rund 90 Prozent im Bereich der volatilen Erzeugung. Und dieser Anteil wird weiter zunehmen. Heute erleben wir Tage, an denen über 20 000 Megawatt Wind im Netz sind – und etwa 200 Tage pro Jahr, an denen mittags 10 000 Megawatt Photovoltaik zur Verfügung stehen – nachts aber null. Das stellt das Gesamtsystem bereits heute vor große Herausforderungen. Angesichts dessen, was wir uns allein für 2020 schon vorgenommen haben, stehen wir allerdings erst am Anfang. Die Zahlen werden noch beeindruckender sein.



Gleichzeitig soll der Strom aus erneuerbaren Energien bis 2020 einen Anteil von 35 Prozent am Bruttostromverbrauch erreichen, bis 2050 sogar 80 Prozent. Klar ist, dass die heutigen Mechanismen des Strommarktes nicht mehr funktionieren können, wenn über die Hälfte des gehandelten Produktes – Strom – außerhalb dieses „Marktes“ produziert, verteilt und verbraucht wird. In diesem Jahr werden die Stromkunden über die EEG-Umlage mehr als 13 Milliarden Euro an die Betreiber von regenerativen Energieanlagen bezahlen. Das ist doppelt so viel wie der Länder finanzausgleich 2009 – Tendenz steigend. 55 Prozent der gesamten Ökostrom-Förderung fließen in die Photovoltaik, dabei deckt sie nicht einmal zwei Prozent des Strombedarfs. Das EEG verteilt nicht zu viel oder zu wenig Geld um, sondern es setzt die falschen Anreize. Die Energiewirtschaft setzt stark auf Windenergie und Biomassenutzung, hierhin müssen aus unternehmerischer und politischer Sicht die Investitionen gelenkt werden. Vorrang für Marktlösungen



Das nun auch von der Bundesregierung beschlossene Marktprämienmodell – mit dem Anreiz zur Verstetigung des Angebots und zur nachfragegerechten Bereitstellung – ist eine Art Lernprogramm für die Erzeuger und Vermarkter von Ökostrom. De facto müssen wir uns aber irgendwann grundsätzlich mit der Zukunft des EEG befassen. Bei der Photovoltaik zum Beispiel brauchen wir Mechanismen statt Einzelfallentscheidungen, wir könnten beispielsweise die Degression der Fördersätze an die Entwicklung der Modulpreise automatisch ankoppeln.



Wenn wir schließlich 80 Prozent Erneuerbare wollen, müssen das 80 Prozent in einem Markt sein, mit entsprechender Preisbildung im Wettbewerb. Oder wir reden im Endeffekt über staatlich festgesetzte Strompreise. Möglicherweise wird es andersherum sein als heute. Wie wird konventionelle Energie, die für Netzstabilität und Versorgungssicherheit unverzichtbar ist, wirtschaftlich zu betreiben sein? Marktlösungen haben in jedem Fall Vorrang. In diesem Zusammenhang muss man klar sehen, dass es im Jahr 13 nach der Liberalisierung Anzeichen für immer stärkere staatliche Eingriffe in den Energiebereich gibt. Für viele europäische Länder war eine staatlich stark regulierte und gesteuerte Energiestruktur immer die realistischere Variante, siehe etwa die starke Preisregulierung und die Marktabschottung in Frankreich. Wir in Deutschland haben uns dagegen entschieden und wir tun gut daran, die wettbewerbliche und marktwirtschaftliche Ordnung in diesem zentralen Sektor unserer Volkswirtschaft zu verteidigen, weil nur der Markt Ineffizienzen beseitigen kann. Der zunehmende staatliche Einfluss begegnet uns in einem mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien ständig wachsenden Anteil von Stromerzeugung zu festgelegten Preisen. Er begegnet uns in den künftig immer häufiger notwendig werdenden Eingriffen in das Kraftwerksmanagement. Wir treffen ihn an, wenn wir über Netzrenditen reden, die keiner unternehmerischen Betrachtungsweise entsprechen, sondern einer behördlichen.



BDEW-Verteilnetzstudie Variante Energiekonzept der Bundesregierung



Leitszenario des bundesumweltministeriums



10 – 13 Mrd. Euro



21 – 27 Mrd. Euro



Investitionsvolumen



Investitionsvolumen



Die BDEW-Verteilnetzstudie zeigt den massiven Ausbaubedarf der Verteilnetze bis 2020 auf. Notwendig sind bis zu 27 Milliarden Euro Investitionen und bis zu 380 000 Kilometer Netzausbau. Umbau der energieversorgung Streitfragen 01|2011
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Eine europäische Perspektive



In der Wasser- wie in der Energiewirtschaft wird in vielerlei Hinsicht entscheidend sein, wie sich Europa verhält. Ende 2010 wurde heftig diskutiert über die Harmonisierung der Förderung der erneuerbaren
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Die Europäi sche Kommis sion sollte die Grundlagen für einen wirk lichen Binnen markt legen.



Auch in der Wasserwirtschaft wird im Übri gen eine intensive ordnungspolitische Debatte geführt, wenn auch mit vollkommen anderen Vorzeichen als im Energiesektor. Es war ein bedeutendes und richtiges Signal der Bundesregierung, dass sie sich die Vorschläge der Monopolkommission für eine Regulierung der Wasserwirtschaft nicht zu eigen gemacht hat.  Eine zentrale Anreizregulierung nur unter Kostensenkungsaspekten hätte die Nachhaltigkeit, die Substanzerhaltung und die Versorgungssicherheit in der Wasserversorgung aufs Spiel gesetzt. Es war nicht erkennbar, dass in den Vorschlägen der Monopolkommission Impulse für die Belange Qualität, Versorgungssicherheit und Ökologie gesetzt werden. Eine Regulierung würde den Blick auf rein ökonomische Aspekte verengen und unverzichtbare Aspekte wie Qualität, Umweltschutz und Versorgungssicherheit ausblenden. Es spricht Bände, dass sich auch die Umweltverbände in Deutschland klar und deutlich gegen die Forderungen der Monopolkommission ausgesprochen haben. Trinkwasser ist unser Lebensmittel Nummer eins – es verträgt keine ordnungspolitischen Experimente. Die ordnungspolitische Diskussion in der Wasserwirtschaft wird aber nicht nur in Berlin, sondern auch in Brüssel geführt. Nach wie vor verfolgt die Europäische Kommission ihre Pläne für eine Rechtsetzungsinitiative zu Dienstleistungskonzessionen. Weitergehende EUrechtliche Vorgaben würden aber nicht zu einem Mehr an Rechtssicherheit, sondern allenfalls zu einer Verrechtlichung der Dienstleistungskonzessionen führen. Damit ergibt sich eine unangemessene Einschränkung organisatorischer Handlungsspielräume, die sich bewährt haben. Hier muss die kommunale Gestaltungsfreiheit in ihrer jetzigen Form erhalten bleiben.



Energien in Europa. Energiekommissar Oettinger hat Realismus gezeigt und sich zunächst auf eine stärkere Koordinierung als Ziel konzentriert. Tatsache ist: In der langfristigen Perspektive eines europäischen Binnenmarktes für Energie z. B. wird auch eine Harmonisierung der Förderung auf den Tisch kommen. Einstweilen aber sollte die Europäische Kommission die Grundlagen für einen wirklichen Binnenmarkt schaffen. Dazu gehört der Einsatz für die notwendigen, auch grenzüberschreitenden Netzinvestitionen. Nicht dazu gehört die diskutierte Bestrafung von Stromversorgern, wenn deren Kunden die EU-Vorgaben für das Stromsparen nicht einhalten. Zur europäischen Perspektive gehört auch das Thema Stromimporte. Die Diskussion wird derzeit abwehrend geführt, weil der Import von Strom aus französischen und tschechischen Kernkraftwerken den deutschen Ausstiegsbeschluss zweifelhaft erscheinen lässt. Tatsächlich aber werden doch langfristig in einem europäischen Energiebinnenmarkt Im- und Exporte ebenso selbstverständlich sein wie in anderen Sektoren der Handel mit Südfrüchten oder Autos. Und die seit dem Moratorium angestiegenen Stromimporte sind auch ein gutes Signal: Bei der Sicherung von Stabilität im Umbau sind wir nicht allein, uns hilft auch unsere europäische Vernetzung.
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Wir müssen uns im Gegenzug sehr bewusst sein, dass energiepolitische Entscheidungen in Deutschland Konsequenzen für unsere europäischen Partner und Nachbarn haben. Wenn konventionelle Energien die Rolle der Kernkraft als Partnertechnologie der Erneuerbaren übernehmen, übt das mittelfristig natürlich Druck auf den Preis von Emissionszertifikaten aus. Und auch die Strombörse EEX bestimmt den Strompreis nicht nur in Deutschland. Daran sollten wir denken. Der Umbau der Energieversorgung ist eine Operation am offenen Herzen unserer Volkswirtschaft – aber nicht nur unserer. Die hohe Akzeptanz der mit der Energiewende verknüpften Ziele bei den Bürgern basiert auf einem Grundvertrauen in die Sicherheit der Energieversorgung. Noch weiß niemand, wie sie reagieren, wenn es zu ernst zu nehmenden Systemausfällen kommt. Alle Akteure sollten gemeinsam daran arbeiten, dass wir es auch nie herausfinden.



Niemand weiSS, wie die Bürger auf ernst zu nehmende Systemaus fälle reagieren. Umbau der energieversorgung Streitfragen 01|2011
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»Die dezentrale Erzeugung ist eine wichtige Säule der Energie wende.«



›



Der energiepolitische Weg muss eindeutig, geradlinig und langfristig planbar sein, meint Dr. Claus Gebhardt. Der Atomausstieg kommt. Die Stadtwerke haben immer darauf hingewiesen, dass sich damit die Investitionsbedingungen für neue hocheffiziente und dezentrale Kraftwerke verbessern würden. Gleichzeitig ist aber fraglich, ob nun das Geld da sein wird für Förderprogramme z. B. aus dem geplanten Erneuerbare-Energien-Fonds. Was bedeutet die aktuelle Energiepolitik für die Investitionen der Stadtwerke? Gibt es jetzt genug Rechtssicherheit? Dr. Claus Gebhardt Ob es Rechtssicherheit geben wird, wird sich zeigen, wenn die Inhalte der jetzt in Arbeit befindlichen Gesetze aufeinander abgestimmt und klar sind. Die dezentrale Energieerzeugung ist eine der wichtigsten und realistischsten Säulen der Energiewende und eine Chance für Stadtwerke. Wenn es der Gesetzgeber ernst meint, muss er langfristige und planbare
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Rechtssicherheit für die notwendigen Investitionen schaffen. Die ist bei Vorlaufzeiten für Kraftwerksprojekte von drei, vier oder mehr Jahren zwingend nötig. Für neue Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen, hocheffiziente Gaskraftwerke und Kraftwerke mit erneuerbaren Energien muss der energiepolitische Weg deshalb eindeutig, geradlinig und langfristig planbar sein. Gerade bei den Fördermaßnahmen ist der Rahmen derzeit noch zu vage. Welche Investitionen in konventionelle Kraftwerke werden benötigt? Und wie kann man die Flexibilisierung des konventionellen Kraftwerksparks organisieren, wenn immer mehr fluktuierende erneuerbare Energie eingespeist wird? Gebhardt Als Ausgleich zu den fluktuierenden erneuerbaren Energien brauchen wir mittelfristig zwangsläufig Kraftwerke vor allem auf Gasbasis, notgedrungen meist ohne Wärmeauskopplung. Die Kapazitäten für große, hocheffiziente Kraft-WärmeKopplungsanlagen hängen vom Zuwachs an Fernwärme ab. Nachdem die Gebäude sparsamer im Wärmebedarf werden, wird sich der massive Ausbau des Fernwärmenetzes nicht immer lohnen; sehr wohl aber kleine und mittlere Blockheizkraftwerke, die miteinander vernetzt auch sehr flexibel für den Ausgleich fluktuierender Energien betrieben werden können. Darin sehen wir enormes Potenzial und auch eine der Chancen für Stadtwerke. Für die weitere Entwicklung brauchen wir auf jeden Fall Kapazitätsmärkte, weil bei überwiegend regenerativer Erzeugung, mit gegen null tendierenden Arbeitskosten, das Merit-OrderPrinzip nicht funktioniert.



Das BMU hat Eckpunkte zur EEG-Novelle vorgelegt, darin auch eine stärkere Förderung der Offshore-Windkraft. Sind unter diesen Bedingungen auch große, auch internationale Offshore-Projekte für Stadtwerke eine realistische Perspektive? Auf welche Erneuerbaren setzen die Stadtwerke – gerade in Süddeutschland, wo Onshore-Windkraft noch vergleichsweise wenig ausgeprägt ist? Offshore-Windparks, so spektakulär sie sind, können nur ein Baustein der Energieerzeugung sein, der zudem mit erheblichen Problemen und Herausforderungen behaftet ist. Denken Sie an die Hunderte Milliarden Euro schweren Investitionen in den Netzausbau sowie Netztransportverluste bei Strecken von der Ostsee nach Bayern. Für Beteiligungen kommunaler Unternehmen bergen Offshore-Windanlagen vielfach noch zu hohe Risiken. Onshore-Windanlagen haben gerade in Süddeutschland und speziell in Bayern, wo die Wasserkraft weitgehend erschlossen ist, noch „Luft nach oben“. Um dieses Potenzial ausschöpfen zu können, muss aber der gesetzliche Rahmen geändert werden. Die Genehmigungsverfahren sind viel zu langwierig und kompliziert. Damit dennoch alle Interessen berücksichtigt und abgewogen werden, brauchen wir in der Regionalplanung eine positive Ausweisung von Standorten; derzeit wird nur vorgegeben, wo kein Windrad stehen darf.



Dr. Claus Gebhardt



ist Geschäftsführer der Stadtwerke Augsburg Holding GmbH. Im BDEW engagiert sich der Physiker als Vizepräsident.



Gebhardt



Mit dem Ausstieg aus der Kernenergie werden auch Hoffnungen auf eine Belebung des Wettbewerbs in der Strom erzeugung verbunden. Schärferer Wettbewerb bedeutet aber immer auch, dass es Verlierer geben kann. Mit welchen Kooperations- und Geschäftsmodellen können insbesondere kleine Stadtwerke in diesem Wettbewerb bestehen? Gebhardt Zunächst muss feststehen, welche Akzente die Bundesregierung setzt und wie Fördermaßnahmen ausgestaltet sind. Liegt ein Schwerpunkt, wie zu hoffen ist, auf dezentraler Energieerzeugung, haben Stadtwerke alle Chancen. Wobei Kooperationen gerade für kleinere Stadtwerke immer wichtiger werden, aber auch schon eine lange Tradition haben, denken Sie etwa an die Beschaffung von Gas durch Verbünde wie Bayerngas. Verstärkt werden Kooperationen bei Gemeinschaftskraftwerken oder der überregionalen Vermarktung von Energie nötig werden. Derzeit noch wenig ausgeprägt, aber mittelfristig unumgänglich, ist die Zusammenarbeit bei der Prozessabwicklung, wenn Sie etwa an Smart Grids, das „Internet der Zähler“, denken.



Alle klima- und energiepolitischen Ziele stehen und fallen mit den vorausgesetzten Effizienzsteigerungen im Stromund Wärmemarkt. Sind Effizienzsteigerungen von zwei Prozent und mehr pro Jahr, wie sie z. B. die EU-Kommission den Mitgliedstaaten vorschreiben will, aus Sicht eines Stadtwerkes realistisch?



Gebhardt Im Wärmemarkt haben wir heute schon Effizienzsteigerungen von einem bis 1,5 Prozent pro Jahr durch Sanie rungen. Zwei Prozent sind hier also durchaus realisierbar. Beim Strom ist dieses Ziel kaum zu erreichen. Effizienzsteigerung auf der einen Seite wird andererseits durch laufend neue Strom anwendungen und Geräte, die es bisher gar nicht gab, kompensiert, wie etwa Computer und die Telekommunikation. Künftig kommt beispielsweise die Elektromobilität dazu. Wogegen wir uns in diesem Zusammenhang weiter entschieden wenden, sind immer wieder aufkeimende Bestrebungen, die Energieversorger trotz aller Energieberatung für verfehlte Einsparziele der Kunden in Haftung zu nehmen.



Die Bundesregierung hat in den vergangenen Wochen einen ganzen Strauß an Gesetzesvorhaben innerhalb kürzester Zeit durchgesetzt: neben dem Atomgesetz auch das Energie wirtschaftsgesetz, das Netzausbaubeschleunigungs-Gesetz, die EEG-Novelle und die EnEV, das KWK-Gesetz sowie die Überarbeitung des Bauplanungsrechts und die Gestaltung und Ausstattung des Energie- und Klimafonds. Wurde genug beraten? Gebhardt Entscheidend für uns ist Wahrheit und Klarheit. Das heißt realistische Annahmen, Rahmenvorgaben und Umsetzungsfristen, realisierbare Ziele sowie Beständigkeit für eine langfristige Planung. Was sich der Gesetzgeber vorgenommen hat, das ist schon sehr ambitioniert, in diesem kurzen Zeitraum, an so vielen Gesetzen, sauber aufeinander abgestimmt handwerklich einwandfrei zu arbeiten. Allein die Stellungnahme des BDEW zum neuen EnWG, die innerhalb kürzester Zeit zu erstellen war, zeigt, dass der Gesetzgeber überfordert war. Die Gefahr besteht, dass anstatt notwendiger Vereinfachungen eine neue Welle administrativer, nicht immer konsistenter Vorschriften mit erheblichem Umsetzungsaufwand auf die Unternehmen zukommt; vielfach, ohne dass hierfür realistische Umsetzungsfristen vorgesehen sind. Die Regulierung greift leider auf immer mehr Bereiche über wie Erzeugung und Vertrieb. Doch zu pessimistisch sollten wir auch nicht sein: Ich bin zuversichtlich, dass am Ende die Energiewende Chancen gerade auch für Stadtwerke birgt.
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Erdgas – Renaissance eines Energieträgers



›



Die Zukunft liegt in der Konvergenz von Gas und Strom. Das Energiesystem der Zukunft und die zunehmende Konvergenz von Stromerzeugung und Wärmemarkt erfordern Energieträger, die bei hohen Wirkungsgraden in modernsten Anwendungen flexibel einsetzbar sind und gleichzeitig den hohen Ansprüchen einer CO2-armen Energieversorgung gerecht werden. Erdgas erfüllt alle diese Anforderungen. Noch bis vor kurzem galt Erdgas in der Wahrnehmung von Politik und Öffentlichkeit als Auslaufmodell. Im Energiekonzept der Bundesregierung vom September 2010 kam Erdgas als zentraler Energieträger im Energiesystem der Zukunft gar nicht vor. Der mit dem Unglück von Fukushima einhergehende energiepolitische Richtungswechsel hat jedoch vieles verändert. Die von der schwarz-gelben Bundesregierung im letzten Herbst als tragfähigste Brücke in
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das regenerative Zeitalter ausgerufene Kernenergie erfährt eine Neubewertung. Klar ist: Der Ausstieg aus der Kernenergie in Deutschland wird deutlich schneller erfolgen als im Energiekonzept vorgesehen. Klar ist aber auch: Die Ziele bezüglich des Ausbaus der erneuerbaren Energien, der Reduzierung von CO2Emissionen und der Erhöhung der Energieeffizienz stehen nicht zur Disposition. Dies wirft weitergehende Fragen auf: Wer liefert den fehlenden Strom, wenn die Sonne nicht scheint und der Wind nicht weht? Wie erreichen wir signifikante CO2-Minderungen in der Stromerzeugung, im Wärmemarkt und im Verkehrssektor zum Erreichen der ehrgeizigen Klimaziele? Welche Rolle spielen die Sozialverträglichkeit, die Kosteneffizienz und die Akzeptanz der erforderlichen Maßnahmen? Welche Technologien sind geeignet und massentauglich verfügbar, um die Ziele schnell und kosteneffizient zu erreichen? Kernelemente des Energiesystems der Zukunft



Trotz der Schwierigkeit, zukünftige politische, ökonomische und technologische Entwicklungen zu prognostizieren, lässt sich bereits heute absehen: Im Energiesystem der Zukunft werden Stromerzeugung, Wärmeversorgung und Verkehrssektor zunehmend



18



dekarbonisiert sein, während der Anteil der erneuerbaren Energien deutlich zunehmen wird. Darüber hinaus geht der Trend zur dezentralen Energieversorgung und zum Zusammenwachsen von Stromerzeugung und Wärmeversorgung. Gleichzeitig bleiben die Anforderungen der Kunden an die Energieversorgung weitestgehend unverändert. Auch in Zukunft werden die Kunden zu Recht erwarten, dass Energie ausreichend verfügbar ist und umweltverträglich, bezahlbar sowie sicher bleibt. Vor diesem Hintergrund sind Lösungen erforderlich, die Flexibilität, Umweltverträglichkeit, Versorgungssicherheit ebenso in den Blick nehmen wie Effizienz und hohe Wirkungsgrade in technischen Anwendungen. Hinzu kommen gesellschaftliche Akzeptanz und Sozialverträglichkeit als Grundvoraussetzungen für die Akzeptanz der Kunden. Erdgas ist als leistungsstarker Energieträger hier ein zentraler Bestandteil der Lösung – im Wärmemarkt, in der Stromerzeugung und im Verkehrssektor. Erdgas – Idealer Partner der erneuerbaren Energien



Aufgrund seiner physikalischen Eigenschaften ist Erdgas besonders schadstoffarm und weist unter den fossilen Energieträgern die geringsten spezifischen
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In Zukunft werden ver stärkt dezentrale und systemintegrierende Erdgas-Technologien die Effizienz im Wärme markt weiter steigern. CO2-Emissionen auf. Ähnlich gut sieht seine Bilanz in Bezug auf Schwefeldioxid, Stickoxide und Feinstaub aus. Diese Eigenschaften machen Erdgas zusammen mit hohen Wirkungsgraden in technischen Anwendungen und seinen flexiblen Einsatzmöglichkeiten zum idealen Partner der erneuerbaren Energien. Erdgas als Treiber für schnelle, effiziente und bezahlbare CO2-Minderung im Wärmemarkt



Der Wärmemarkt ist in den letzten Jahren, insbesondere mit dem Integrierten Energie- und Klimaprogramm der Bundesregierung (IEKP) und dem Energiekonzept, in den politischen Fokus gerückt. Zu Recht, denn in Deutschland entfallen rund 40 Prozent des Primärenergieverbrauchs und rund ein Drittel der CO2-Emissionen auf den Gebäudebereich. Politisches Fernziel der Bundesregierung ist ein klimaneutraler Gebäudebestand im Jahr 2050. Ein Blick auf die Rahmenbedingungen des Wärmemarktes zeigt, dass hier erhebliches Effizienzpotenzial besteht, das schnell, effizient und bezahlbar ge-



hoben werden kann. So sind von den rund 18 Millionen Heizungsanlagen im Gebäudebestand 77 Prozent nicht auf dem neuesten Stand der Technik. Die Modernisierungsrate bei Heizungsanlagen liegt lediglich bei vier Prozent pro Jahr. Hinzu kommt eine demografische Komponente: 50 Prozent der Wohnungseigentümer sind älter als 50 Jahre und schrecken daher vor aufwändigen und kostspieligen Sanierungen mit langer Amortisationsdauer zurück. Um das im Rahmen des IEKP gesetzte Einsparziel von jährlich 93 Millionen Tonnen CO2 bis 2020 zu erreichen, reichen die bisherigen Maßnahmen nicht aus. Sie sind nur durch eine stärkere Einbindung des Gebäudebestandes und eine Verdopplung der Modernisierungsrate bei Heizungsanlagen zu erreichen. Hier spielen Erdgassystemlösungen wie die Erdgasbrennwerttechnik eine Schlüsselrolle. Sie sind der Treiber für schnelle, wirksame und bezahlbare CO2Absenkungen und Effizienzsteigerungen im Bestand. So ließen sich durch den Austausch aller modernisierungsbedürftigen Heizungsanlagen durch modernste Erdgaswärmesysteme die für den Wärmemarkt im IEKP angestrebte CO2-Reduzierung von 93 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr erreichen. Hinzu kommt, dass die Erdgasbrennwerttechnik ideal auch mit Bio-Erdgas – also einem nachwachsenden Rohstoff – betrieben werden kann. Zudem
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kann sie leicht mit Solarthermie zur Warmwasser erzeugung und Heizungsunterstützung kombiniert werden. Es wird deutlich: Erdgas und moderne Erdgassystemlösungen sind ideale Partner der erneuer baren Energien.



für Erdgas und seine innovativen Anwendungen große Potenziale. Bereits heute sind innovative Produkte am Markt verfügbar, die den Anforderungen an ein integriertes Energiesystem gerecht werden. Weitere Innovationen werden die Potenziale von Erdgas weiter erhöhen.



Erdgas als Teil eines integrierten Energiesystems



Erdgas – Leistungsstark und flexibel in der Stromerzeugung



In Zukunft werden verstärkt dezentrale und systemintegrierende Erdgas-Technologien die Effizienz im Wärmemarkt weiter steigern. Die Gaswirtschaft und ihre Marktpartner arbeiten mit Hochdruck an innovativen Erdgas-Anwendungen. Insbesondere Mikro- und Mini-BHKW weisen großes Potenzial auf. Im größeren Leistungsbereich haben sich gasbetriebene Blockheizkraftwerke bereits bewährt, zum Beispiel zur Strom- und Wärmeerzeugung in Schwimmbädern, kommunalen Gebäuden, Krankenhäusern, Gewerbebetrieben und in der Industrie. Diese Erfahrungen haben die Hersteller auf die Entwicklung von KWKAnlagen für Ein- und Zweifamilienhäuser übertragen. Mit dem Kleinkraftwerk im Keller produzieren Eigenheimbesitzer Strom und Wärme gleichzeitig. Je nach Anlagengröße und individuellem Verbrauch können bis zu 100 Prozent des Wärmebedarfs im eigenen Haus abgedeckt werden. Die gleichzeitige Stromerzeugung reduziert den Strombezug aus dem öffentlichen Netz. Weitere Erdgas-Innovationen wie die MikroKWK und Gaswärmepumpen sind bereits am Markt verfügbar und werden sich zunehmend im Markt etablieren. Mit diesen innovativen Gasanwendungen sind rund 25 bis 30 Prozent Energie- und CO2-Einsparung gegenüber einer herkömmlichen Gaszentralheizung möglich. Mittel- und langfristig arbeitet die Brennstoffzelle noch effizienter und klimaschonender, da auch hier – wie bei der Mikro-KWK-Technologie – auf Basis von Erdgas ebenfalls Strom und Wärme erzeugt werden kann. In einem zunehmend dezentral strukturierten Energiesystem wachsen Stromerzeugung und Wärmeversorgung zusammen. Auch hier eröffnen sich



Auch in der CO2-armen Stromerzeugung ist Erdgas ein idealer Partner der erneuerbaren Energien. 20
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Auch in der CO2-armen Stromerzeugung spielt Erdgas als klimaeffizienter und flexibler Energieträger eine Schlüsselrolle und ist auch hier ein idealer Partner der erneuerbaren Energien. Erdgaskraftwerke haben gegenüber anderen Kraftwerkstypen wesentliche Vorteile: Sie können flexibel an- und abgefahren werden, weisen hohe Wirkungsgrade bei geringen CO2Emissionen auf und eignen sich hervorragend für die Kraft-Wärme-Kopplung. Der wachsende Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromerzeugung benötigt in zunehmendem Maß Kraftwerke, die schnell und effizient in der Lage sind, die schwankende Einspeisung regenerativen Stroms auszugleichen und die erforderliche Regelenergie bereitzustellen. Hinzu kommt: Erdgas ist durch eine sehr gut ausgebaute Transport- und Speicherinfrastruktur in Deutschland flächendeckend verfügbar. Die für den Betrieb von Gaskraftwerken erforderlichen Mengen können so problemlos bereitgestellt werden. Ein wichtiges Argument für Erdgas in der Stromerzeugung ist darüber hinaus, dass Gaskraftwerke vergleichsweise schnell – innerhalb von zwei bis drei Jahren – errichtet werden können. Erdgasinfrastruktur als Speicher für Strom aus erneuerbaren Energien



Ein vielversprechender Ansatz ist auch die Umwandlung von regenerativ erzeugtem Strom in Wasserstoff oder Methan auf Erdgasqualität. Vielversprechend deshalb, weil es zur Speicherung von Strom bislang noch keinen Königsweg gibt. Batterien haben nur begrenzte Speicherkapazitäten und sind zu teuer. Pumpspeicherkraftwerken sind in Deutschland einerseits durch topografische Gegebenheiten enge Grenzen gesetzt, andererseits treffen Neubauprojekte auf Akzeptanzprobleme bei den Bürgern. Die existierenden Gasspeicherkapazitäten in Deutschland sind zudem 5 000-mal höher als die Kapazitäten der vorhandenen Pumpspeicherkraftwerke. Die „Power to Gas“-Technologie, wie das neue Verfahren heißt, nutzt überschüssigen Wind- oder Solarstrom, um Wasser in Wasserstoff und Sauerstoff aufzuspalten. Der gewonnene Wasserstoff kann so Erdgas beigemischt und in das Erdgasnetz eingespeist werden. Bis zur technischen Grenze von zehn Prozent lassen sich 37 TWH speichern, das entspricht der gesamten Windproduktion 2010.



Darüber hinaus kann dem Wasserstoff Kohlendioxid zugeführt werden, wobei Methan auf Erdgasqualität entsteht. Die Qualität dieses synthetischen Erdgases ist so hoch, dass es direkt in das existierende Erdgasnetz eingespeist werden kann. Es steht dann für alle Erdgasanwendungen zur Verfügung und kann sogar – bei Bedarf – in KWK- oder GuD-Kraftwerken wieder verstromt werden. Oder in den 47 deutschen Gasspeichern zwischengelagert werden: Sie haben derzeit ein Speichervolumen von zusammen 21 Milliarden Kubikmeter Arbeitsgas – rund ein Viertel des deutschen Jahresbedarfs an Erdgas. Bewegung auf dem globalen Erdgasmarkt



Die Situation auf dem globalen Erdgasmarkt in den letzten beiden Jahre war im Wesentlichen von mehreren Entwicklungen geprägt, die in Wechselwirkung zueinander standen. So verzeichneten die USA ein enormes Wachstum in der Produktion von sogenanntem nicht-konventionellem Erdgas. Daraus resultierte ein deutlich geringerer Bedarf an verflüssigtem Erdgas in den USA. Diese freien Mengen standen in der Folge für den europäischen Markt zur Verfügung. Durch eine Zunahme von LNG-Kapazitäten, sowohl auf Seiten der Exporteure, insbesondere im Nahen Osten, als auch auf der Importseite in Europa durch Inbetriebnahme von Anlagen zur Regasifizierung der verflüssigten Erdgasmengen konnten diese Erdgasmengen an den europäischen Handelsplätzen angeboten werden. Hinzu kam die schwache Nachfrage aufgrund der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise. Alle drei Entwicklungen standen in Wechselwirkung zueinander und führten zu einem Überangebot von Erdgas im europäischen Markt mit Folgen für die Preisentwicklung an den Handelspunkten. Mittlerweile ist die Konjunktur wieder angesprungen. 2010 wurden vier Prozent mehr Erdgas verbraucht als 2009. Die Internationale Energieagentur (IEA) geht für Europa von einem Anstieg des Erdgasverbrauchs um zwölf Prozent bis 2035 aus, weltweit je nach Szenario sogar um 15 bis 56 Prozent. Insgesamt könnte die erhöhte Nachfrage dazu beitragen, das bestehende Überangebot zu verringern. Fest steht jedoch, dass sich die Märkte – bedingt nicht zuletzt durch die zunehmende Integration des europäischen Energiebinnenmarktes – stärker an den Handelspunkten orientieren werden. Gleichzeitig bleiben langfristige Lieferverträge wichtig für die Erdgasbeschaffung und die sichere Versorgung der Kunden. Dennoch zeigt die Entwicklung: Mit den politischen und regulatorischen Weichenstellungen auf europäischer und nationaler Ebene werden Handel und Transport von Erdgas erleichtert. Die Unter nehmen halten mit der Dynamik des Marktes Schritt und passen sich durch eine Flexibilisierung der Erdgas beschaffung den sich wandelnden Rahmen bedingungen an.



Michael G. Feist



ist Vorstandsvorsitzender der Stadtwerke Hannover AG und Mitglied des Vorstandes des BDEW.



Erdgas – Sicher und langfristig verfügbar



Die Verfügbarkeit von Erdgas ist für Generationen gesichert. Die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe schätzt, dass das weltweit verbleibende Potenzial an konventionellem Erdgas – also Reserven und Ressourcen – etwa 432 Billionen Kubikmeter umfasst. Bei einem weltweiten Gasverbrauch von 2,9 Billionen Kubikmeter im Jahr 2009 würde dieses Potenzial ausreichen, um die Erdgasversorgung auch die nächsten 150 Jahre zu sichern. Die Vorkommen an nicht-konventionellem Erdgas schätzt das Institut auf das Vierfache, nämlich rund 1 720 Billionen Kubikmeter. Dieses Potenzial reicht aus, um die Verfügbarkeit von Erdgas auch weit über die 150 Jahre von konventionellem Erdgas hinaus zu sichern. Erdgas – Zentraler Bestandteil des Energiesystems der Zukunft



Ob in der Stromproduktion, in der Stromspeicherung, mit innovativen Anwendungen im Wärmemarkt oder im Verkehrssektor – Erdgas wird auch in Zukunft eine wichtige Rolle spielen. Die Neubewertung der Kernenergie könnte der Nutzung von Erdgas darüber hinaus in den nächsten Jahren neue Impulse verleihen. Erdgas ist als vielseitiger Energieträger ein idealer Partner der regenerativen Energien. Zur Erreichung der Klimaziele können neue CO2-arme Gaskraftwerke einen wesentlichen Beitrag leisten, weil sie eine günstige CO2-Bilanz aufweisen und Schwankungen in der Versorgung mit Wind- und Solarstrom schnell und flexibel ausgleichen können. Die Diversifizierung beim Bezug von Erdgas in Deutschland und Europa sowie große Reserven und Ressourcen weltweit tragen dazu bei, dass Gas auch noch auf lange Sicht zu bezahlbaren Preisen verfügbar ist. Erdgas trägt damit dazu bei, die Balance zwischen Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und Klimaschutz zu halten und eine Schlüsselrolle im Energiesystem der Zukunft zu spielen.



Umbau der energieversorgung Streitfragen 01|2011



21



Zukunftsfähigkeit Eine sichere Stromversorgung zu akzeptablen kosten



›



Das von der Naturkatastrophe in Japan ausgelöste Unglück im Kernkraftwerk Fukushima hat dramatische Auswirkungen vor Ort und zwingt zu einer Neubewertung der Kernenergie weit über Japan hinaus. Besonders intensiv wurde die Debatte um eine Neubewertung in Deutschland geführt. Die bisher mehr oder weniger klaren Fronten von Kernenergiebefürwortern und Kernenergiegegnern scheinen sich insbesondere im Politikbetrieb in weiten Bereichen aufgelöst zu haben. Das schnelle Ende der Kernenergienutzung in Deutschland ist besiegelt. Die bisher als Brücke in eine regenerative Energiezukunft Deutschlands vorgesehene Kernenergie ist also weniger tragfähig als noch bis vor wenigen Wochen angenommen. Das bedeutet allerdings aus Sicht des VIK – Verband der Industriellen Energie- und Kraftwirtschaft e. V. nicht, dass wir das andere – regenerative – Energieufer schon erreicht hätten, wie es in vielen Diskus
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sionen und Kommentaren zu diesem Thema durchscheint. Die Annahme, Deutschland könne auf eine Brücke bei der Stromversorgung auf dem Weg zu einer regenerativ aufgestellten Stromversorgung verzichten, ist – in jedem Fall, wenn der Status einer Industrienation erhalten bleiben soll – falsch. Um eine auch weiterhin sichere Stromversorgung, die zu vergleichsweise akzeptablen Kosten stattfinden kann, sicherstellen zu können, benötigen wir weiterhin Kraftwerke, die sowohl Grundlast- als auch Spitzenlaststrom liefern können. Fallen die Kernkraftwerke weg, gilt es, entsprechende neue konventionelle Kapazitäten zu akzeptieren – und auch durchzusetzen –, die unter Versorgungssicherheitsaspekten die Brückenfunktion der Kernenergie übernehmen können. Infrage kommen sowohl Kohle- wie Gaskraftwer-
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ke, möglicherweise auch an verschiedener Stelle besonders effiziente und umweltfreundliche Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen. Neue Anlagen, die teureren Strom liefern werden als die bestehende Kernenergie und zudem einen verknappenden Einfluss auf CO2-Emissionszertifikate und deren Preis haben. Auch dem muss sich die Politik stellen. Es gilt, praxisnahe Mechanismen zu finden, die eine weitere Entfernung des Strompreises für die energieintensiven Unternehmen von Wettbewerbsstandorten im EU- und Nicht-EU-Ausland verhindern. Bei der gewünschten Weiterentwicklung der erneuerbaren Energien muss die wesentliche deutsche Wohlstandsstütze, die im globalen Wettbewerb stehende Industrie, fest im Blick gehalten werden.



Nach dem kräftigen Zuwachs bei den erneuerbaren Energien in den vergangenen Jahren sind nun dringend Investitionen in neue Stromnetze und -speicher erforderlich. Die bestehende Ungleichzeitigkeit zwischen der Schaffung von Erzeugungskapazitäten einerseits und Transport kapazitäten andererseits kann so nicht weitergehen. Nur so kann der zunehmenden zeitlichen und räumlichen Entkopplung der Stromproduktion und des Strombedarfs und den zunehmenden Risiken für eine sichere Stromversorgung wirksam entgegengetreten werden. Eine Tatsache, die von der Erneuerbare-Energien-Branche nicht gerne gehört, bisweilen auch negiert wird. Eine intelligentere Energiestruktur ist unverzichtbar



Aus Sicht der erneuerbaren Energien ist die gegenwärtige deutsche Stromwelt allerdings auch weltweit einzigartig angenehm. Das EEG gewährt eine sehr auskömmliche Vergütung für den erzeugten Strom, mehr noch, Preis- und Abnahmegarantien laufen für lange 20 Jahre und sogar Strom, der gar nicht erzeugt wird, da die Netze diesen zu bestimmten Zeitpunkten nicht verkraften können, wird bezahlt. Ein solches System ist nicht geeignet, einen soliden Weg in eine regenerative Energiezukunft zu bereiten. Fehlallokationen sorgen für Wachstum besonders geeigneter Cashcows ohne Rücksicht auf die Sinnhaftigkeit in Bezug auf den Strombedarf. Das EEG macht heute den Ausbau der erneuerbaren Energien so für die Stromkunden nur immer teurer, der ursprünglich angepeilte Maximalwert für die EEG-Umlage, mit der die Zusatzkosten der Erneuerbaren gegenüber der konventionellen Stromerzeugung gedeckt werden, von etwa 15 Euro/MWh ist lange überschritten, ohne zukunftsfähige Strukturen zu schaffen. Es ist unvermeidlich, an dieser historischen Schwelle zu einer Energiewende eine intelligentere Struktur zu schaffen, die wenigstens für neue EEG-Anlagen den Weg zu einer größeren Marktnähe schafft und Geld für Netz- und Speicherbau frei macht.



Dr. Annette Loske



ist Hauptgeschäftsführerin des VIK – Verband der Industriellen Energie- und Kraftwirtschaft e. V.



Pragmatischer Realitätssinn ist auch an anderen Punkten gefragt. Schon heute können insbesondere energieintensive Unternehmen Dienstleistungen zur Verfügung stellen, die auf die Netze stabilisierend wirken. Smart Grids sind in aller Munde, in aller Regel geht es dabei allerdings um private Haushalte, deren größere Stromverbraucher, wie Waschmaschinen oder Trockner, mithilfe eines digitalen Netzwerks zukünftig quasi ferngesteuert werden könnten, um im Bedarfsfall bei zu viel oder zu wenig Strom im Netz an- oder abgeschaltet zu werden. Abgesehen vom hohen und teuren Aufwand, der mit diesem Projekt verbunden ist (Digitalisierung des Stromnetzes und der Endkundengeräte), müssten die Stromkunden auch noch bereit sein, sich fernsteuern zu lassen. Die Industrie steht hier schon heute mit deutlich größeren Hebeln zur Verfügung, um ihre Potenziale des Lastmanagements zu nutzen. Wenn es notwendig ist, können heute mit einem Schlag enorme Leistungen vom Netz genommen werden – z. B. durch zeitweise Abschaltung ganzer Aluminium-Hütten – oder zusätzliche Stromkapazität angeboten werden. Hierfür wäre aber eine angemessene Vergütung dieser Netzdienstleistungen eine Voraussetzung. Das erfordert allerdings noch einige gesetzliche und regulatorische Anpassungen. Stabile Preise für die deutsche Industrie



Das Kernenergiemoratorium hat einen ersten Ausblick auf die Entwicklung bei den Strompreisen geboten; nach dem Bekanntwerden der Kapazitätswegnahme sind die EEX-Terminmarktpreise für Strom um etwa 7 Euro/MWh nach oben gesprungen.



Bei privaten Haushalten mag aufgrund der dort überwiegenden Bedeutung der Netzentgelte und Steuern für die Stromrechnung und vor dem Hintergrund der relativ geringen Relevanz der Stromkosten für die Gesamtkosten eines Haushalts von einer in der Regel beherrschbaren Auswirkung dieses Preissprungs ausgegangen werden. Bei energieintensiven Unternehmen hat diese Entwicklung dagegen eine ganz andere Bedeutung. Ein leichter Preissprung beim Strom oder ein EEG-Anstieg kann schnell die Wettbewerbsfähigkeit infrage stellen. 1 Euro/MWh Preisanstieg bedeuten für die deutsche Industrie Mehrkosten von 250 Millionen Euro im Jahr. Standorte der Grundstoffproduktion ohne internationale Konzernverflechtung können so schnell in eine Position geraten, mit der sie wirtschaftlich mit dem Rücken zur Wand stehen, internationale Konzerne verlagern in dieser Situation ganz schnell ihre Investitionsströme an andere Standorte. Reale Standortgefahren also, die auch in Zeiten des Wirtschaftsbooms gelten, möglicherweise aber erst in noch härteren Zeiten der wirtschaftlichen Stagnation richtig zuschlagen könnten. Diese Gemengelage erfordert heute eine besonders sorgfältige Energiepolitik, die den Industriestandort Deutschland nicht in ein großes Experiment mit ungewissem Ausgang führt. Alle politischen Entscheidungen sollten daher sehr genau auf ihre Auswirkungen auf den Strompreis hin überprüft werden. Der mögliche positive Einfluss Deutschlands auf das globale Klima ist viel zu gering, als dass hierfür die einzigartige deutsche Industrielandschaft mit ihrer hohen Fertigungstiefe aufs Spiel gesetzt werden darf.
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Kernenergie im internationalen vergleich Ungeachtet des Atom-Unfalls in Japan wollen viele Regierungen keinen Kurswechsel. Eine Übersicht. 1 mm Durchmesser = 1 Kernreaktor



Tschechien
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GroSSbritannien



Indien



Türkei



Reaktoren in Betrieb: 19 Reaktoren im Bau: 4 Reaktoren in Planung: 20 Absichtserklärungen: 40



Reaktoren in Betrieb: 0 Reaktoren im Bau: 0 Reaktoren in Planung: 4 Absichtserklärungen: 4



Fläche: 3 287 263 km2 (Weltrang 7) Einwohner:  1 139 965 000 (Weltrang 2) BIP: 1 236 Mrd.  US-Dollar CO2-Emissionen: 1,4 Tonnen je Einwohner (2006) Energieverbrauch:  529 kg ÖE je Einwohner (2007)



Fläche: 779 452 km2 (Weltrang 36) Einwohner:  73 914 000 (Weltrang 17) BIP: 441 Mrd. US-Dollar CO2-Emissionen: 3,7 Tonnen je Einwohner (2006) Energieverbrauch:  1 370 kg ÖE je Einwohner (2007)



Schweiz



Frankreich



Reaktoren in Betrieb: 6 Reaktoren im Bau: 0 Reaktoren in Planung: 2 Absichtserklärungen: 1



Reaktoren in Betrieb: 19 Reaktoren im Bau: 0 Reaktoren in Planung: 4 Absichtserklärungen: 6



Reaktoren in Betrieb: 5 Reaktoren im Bau: 0 Reaktoren in Planung: 0 Absichtserklärungen: 0



Reaktoren in Betrieb: 58 Reaktoren im Bau: 1 Reaktoren in Planung: 1 Absichtserklärungen: 1



Fläche: 78 866 km2 (Weltrang 112) Einwohner:  10 424 000 (Weltrang 78) BIP: 137,2 Mrd. Euro CO2-Emissionen: 11,2 Tonnen je Einwohner (2006) Energieverbrauch:  4 428 kg ÖE je Einwohner (2007)



Fläche: 242 910 km2 (Weltrang 77) Einwohner:  61 414 000 (Weltrang 22) BIP: 1 566,7 Mrd. Euro CO2-Emissionen: 9,4 Tonnen je Einwohner (2006) Energieverbrauch:  3 464 kg ÖE je Einwohner (2007)



Fläche: 41 285 km2 (Weltrang 132) Einwohner:  7 648 000 (Weltrang 93) BIP: 354,7 Mrd. Euro CO2-Emissionen: 5,6 Tonnen je Einwohner (2006) Energieverbrauch:  3 406 kg ÖE je Einwohner (2007)



Fläche: 543 965 km2 (Weltrang 47) Einwohner:  62 277 000 (Weltrang 21) BIP: 1 907,1 Mrd. Euro CO2-Emissionen: 6,2 Tonnen je Einwohner (2006) Energieverbrauch:  4 258 kg ÖE je Einwohner (2007)
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Finnland



Schweden



Polen



China



Reaktoren in Betrieb: 4 Reaktoren im Bau: 1 Reaktoren in Planung: 0 Absichtserklärungen: 2



Reaktoren in Betrieb: 10 Reaktoren im Bau: 0 Reaktoren in Planung: 0 Absichtserklärungen: 0



Reaktoren in Betrieb: 0 Reaktoren im Bau: 0 Reaktoren in Planung: 6 Absichtserklärungen: 0



Reaktoren in Betrieb: 11 Reaktoren im Bau: 24 Reaktoren in Planung: 33 Absichtserklärungen: 120



Fläche: 338 144 km2 (Weltrang 63) Einwohner:  5 313 000 (Weltrang 110) BIP: 171,0 Mrd.  Euro CO2-Emissionen: 12,7 Tonnen je Einwohner (2006) Energieverbrauch:  6 895 kg ÖE je Einwohner (2007)



Fläche: 449 964 km2 (Weltrang 55) Einwohner:  9 220 000 (Weltrang 87) BIP: 293,2 Mrd.  Euro CO2-Emissionen: 5,6 Tonnen je Einwohner (2006) Energieverbrauch:  5 512 kg ÖE je Einwohner (2007)



Fläche: 312 685 km2 (Weltrang 68) Einwohner:  38 126 000 (Weltrang 34) BIP: 310,1 Mrd.  Euro CO2-Emissionen: 8,3 Tonnen je Einwohner (2006) Energieverbrauch:  2 547 kg ÖE je Einwohner (2007)



Fläche: 9 572 419 km2 (Weltrang 4) Einwohner:  1 332 159 000 (Weltrang 1) BIP: 4 900 Mrd.  US-Dollar CO2-Emissionen: 4,7 Tonnen je Einwohner (2006) Energieverbrauch:  1 484 kg ÖE je Einwohner (2007)



Russland



Slowakei



Niederlande



USA



Reaktoren in Betrieb: 32 Reaktoren im Bau: 10 Reaktoren in Planung: 14 Absichtserklärungen: 30



Reaktoren in Betrieb: 4 Reaktoren im Bau: 2 Reaktoren in Planung: 0 Absichtserklärungen: 1



Reaktoren in Betrieb: 1 Reaktoren im Bau: 0 Reaktoren in Planung: 0 Absichtserklärungen: 1



Reaktoren in Betrieb: 104 Reaktoren im Bau: 1 Reaktoren in Planung: 9 Absichtserklärungen: 22



Fläche: 17 075 400 km2 (Weltrang 1) Einwohner:  141 950 000 (Weltrang 9) BIP: 1 230 Mrd.  US-Dollar CO2-Emissionen: 11,0 Tonnen je Einwohner (2006) Energieverbrauch:  4 730 kg ÖE je Einwohner (2007)



Fläche: 49 034 km2 (Weltrang 126) Einwohner:  5 407 000 (Weltrang 109) BIP: 63,3 Mrd. Euro CO2-Emissionen: 6,9 Tonnen je Einwohner (2006) Energieverbrauch:  3 307 kg ÖE je Einwohner (2007)



Fläche: 41 526 km2 (Weltrang 131) Einwohner:  16 446 000 (Weltrang 61) BIP: 570,2 Mrd.  Euro CO2-Emissionen: 10,3 Tonnen je Einwohner (2006) Energieverbrauch:  4 909 kg ÖE je Einwohner (2007)



Fläche: 9 809 155 km2 (Weltrang 3) Einwohner:  304 060 000 (Weltrang 3) BIP: 14 256 Mrd.  US-Dollar CO2-Emissionen: 19,3 Tonnen je Einwohner (2006) Energieverbrauch:  7 766 kg ÖE je Einwohner (2007)
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»In der Übergangs zeit treten zusätz liche Kosten auf. Die trägt der Konsument.«



›



Für Prof. Dr. Karin HolmMüller sind Stromspeicher ein wichtiger Baustein einer kostengünstigen Versorgung. Ist es möglich, ausschließlich auf der Basis regenerativer Energiequellen zu jeder Stunde des Zieljahres 2050 Versorgungssicherheit zu garantieren? Prof. Dr. Karin Holm-Müller Die Berechnungen des Sachverständigenrates für Umweltfragen (SRU) zeigen, dass dies möglich ist. Je besser Deutschland mit anderen Produzenten erneuerbarer Energien vernetzt ist und je besser Speicher genutzt werden können, umso kostengünstiger kann dies gelingen.



Welche Herausforderungen kommen auf die Netze zu? Holm-Müller Die Anforderungen an die Netze beziehungsweise die Netzbetreiber werden aufgrund der Zunahme volatiler Energiequellen in der Zukunft weiter steigen. Umso wichtiger wird es, dass der konventionelle Kraftwerkspark flexibilisiert wird. Bei den erneuerbaren Energien können insbesondere Biogaskraftwerke Systemdienstleistungen übernehmen.



Welche Technologien sind für den Übergang in das regenerative Energiezeitalter erforderlich? Holm-Müller Für das Lastmanagement kann man sich Entwicklungen hin zu Smart Grids vorstellen. Im Hinblick auf die Energieträger können Gaskraftwerke, die gut mit den volatilen Energieträgern Wind- und Sonne interagieren, eine Brückenfunktion übernehmen. Kohlekraftwerke können das nicht. Auch wenn sie technisch flexibel genug ausgestattet werden können, so werden sie aufgrund ihrer hohen Fixkosten für den Dauerbetrieb eingesetzt und können sich bei einem hohen Anteil erneuerbarer Energie nur schwer amortisieren. Zudem sind sie unvereinbar mit dem Ziel einer klimaneutralen Stromversorgung.



Welche Maßnahmen und Instrumente sind erforderlich, um den Übergang in eine klimafreundliche, regenerative Stromversorgung zu flankieren? Was erwarten Sie von der Bundesregierung? 26
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Prof. dr. Karin Holm-Müller



ist Professorin für Ressourcen- und Umweltökonomik und Mitglied des Sachverständigenrats für Umweltfragen.



Holm-Müller Hierfür kann ich nur auf das Gutachten des SRU „Wege zur 100 % erneuerbaren Stromversorgung“ verweisen, wo unsere Vorschläge auf mehr als 200 Seiten dargelegt werden. Ich will hier nur, weil das nicht mehr so in der politischen Diskussion ist, darauf hinweisen, dass die Erschließung von Speichermöglichkeiten, zum Beispiel in Norwegen, ein wichtiger Baustein für eine kostengünstige Versorgung mit erneuerbarem Strom ist.



Mit der Einführung der optionalen Marktprämie werden erstmals Anreize für eine bedarfsgerechte Erzeugung in das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) integriert. Wie bewerten Sie den Ansatz des BMU? Holm-Müller Für Biogas sehe ich den Ausbau dieser Ansätze positiv. Der SRU fordert hier sogar mittelfristig den Umstieg auf eine reine Marktvergütung. Bei Wind- und Sonnenenergie macht dies aus meiner Sicht deutlich weniger Sinn. Ein zeitweiliger Produktionsverzicht ist nicht sinnvoll, weil heute nicht genutzte Wind- oder Sonnenenergie morgen nicht genutzt werden kann, also für die Stromerzeugung verloren ist. Demnach entstehen bei ihrer Nutzung keine Opportunitätskosten. Dargebotsabhängige Erzeugung sollte stattdessen mit dem Ausbau von Speichern und der Nutzung von zeitlichen Lastverschiebungen bei Nachfragern kombiniert werden, die ihre Nachfrage flexibel gestalten können.



Was kostet eine vollständig regenerative Stromversorgung? Wer zahlt am Ende die Kosten? Holm-Müller Nach den Berechnungen des SRU könnte eine vollständig regenerative Stromversorgung im Jahr 2050 zu Stromgestehungskosten von etwa 7 Cent/kWh gewährleistet werden. Aufgrund steigender Brennstoffkosten und der Kosten für Emissionszertifikate ist davon auszugehen, dass die Stromgestehungskosten einer regenerativen Vollversorgung unter den Kosten eines CO2-armen, konventionellen Energiemix liegen werden. Zusätzliche Kosten treten allerdings in der Übergangszeit auf. Da diese Kosten nur zu geringem Teil aus Steuermitteln aufgebracht werden, trägt sie, wie alle Kosten, die die Produktion verteuern, letztendlich immer der Konsument. Die Kosten sind umso niedriger, je erfolgreicher eine anspruchsvolle Energiespar- und Effizienz politik gelingt.



Wie sinnvoll ist eine verbesserte Förderung der On- und Offshore-Windparks? Holm-Müller Eine Weiterentwicklung des EEG muss dazu beitragen, die Markteinführung von Offshore-Windenergieanlagen zu beschleunigen und mit dem Naturschutz verträgliche Wachstumsmöglichkeiten der Onshore-Windenergie zu ermöglichen. Im Offshore-Bereich schlägt der SRU kurzfristig eine zumindest teilweise Übernahme von unverschuldeten Risiken in der Anfangsphase zum Beispiel durch einen Fonds vor. Das im Energiekonzept der Bundesregierung angekündigte KfW-Programm zur Senkung der Risiken für Investoren erscheint mir vor diesem Hintergrund sinnvoll. Mittelfristig sehen wir bei der OffshoreWindenergie große Chancen für Ausschreibungen von Tranchen. Dies hätte auch den Vorteil, dass ein Ausbau der Offshore-Windenergie koordinierend mit dem Bau eines Offshore-Netzes geschehen könnte. Im Onshore-Bereich ist die Förderung zurzeit sicher ausreichend, bei Kürzungen in der Zukunft ist aber darauf zu achten, dass die Attraktivität dieser im Moment sehr kostengünstigen erneuerbaren Energie nicht verloren geht. Hier sehen wir die größten Herausforderungen bei der Verbesserung der Akzeptanz zusätzlicher Onshore-Windanlagen zum Beispiel durch die Förderung von Bürgerwindparks und bei wirksamen Anreizen für das Repowering.



Wie schätzen Sie die Pläne zur weiteren Förderung der Photovoltaik ein? Holm-Müller Der SRU steht auf dem Standpunkt, dass die Förderung der Photovoltaik nicht nur über Fördersätze, sondern auch über eine Deckelung der geförderten Anlagenkapazitäten gesteuert werden soll. Um den Kapazitätsaufbau möglichst kostengünstig zu gestalten, halten wir zumindest für die nächsten Jahre auch eine deutliche Drosselung des Zubaus für sinnvoll. Allerdings muss man auch sehen, dass gerade während des Moratoriums in den letzten Monaten der bisherige Kapazitätsausbau der Photovoltaik es ermöglicht hat, den Ausfall von acht Atomkraftwerken ohne einen merklichen Preisaufschlag zu verkraften. Photovoltaik kann zudem sehr gut im Süden Deutschlands genutzt werden, wo auch die Nachfragezentren liegen. Auch das kann regional zur Entspannung der Lage führen, im Sommer natürlich deutlich besser als im Winter.
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Wandel im System: Die Energiewende braucht industrielle Strukturen



›



Akzeptanz und Wirtschaftlichkeit sind die Voraussetzungen für den Umbau des Energiesystems, meint Stephan Kohler. Die Energiewende ist möglich. So lautete 1985 das Ergebnis der gleichnamigen Studie des Öko-Instituts. Sie basiert auf einem Szenario des Öko-Instituts aus dem Jahr 1980, nachdem innerhalb von 50 Jahren der Energieverbrauch um rund 50 Prozent reduziert werden kann und die regenerativen Energieträger dann rund 50 Prozent der Energieversorgung übernehmen



Die Energiewende ist von allen politischen Parteien akzeptiert und getragen.
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können. Damals war diese Aussage eine Revolution und wurde von der Mehrheit der Bevölkerung und den Politikern als Öko-Spinnerei abgetan. Im Jahr 2000 wurde von der damaligen rot-grünen Bundesregierung bereits im Einvernehmen mit den großen vier Energieversorgern der Atomausstieg bis 2022 beschlossen. Das befriedete einen jahrelangen gesellschaftlichen Konflikt und eröffnete den Weg in die Energiewende. Nach dem Atomunfall im japanischen Fukushima wurde auch von der neuen Bundesregierung, die noch im Jahr 2010 die Laufzeiten der Kernkraftwerke verlängert hatte, die Energiewende als der richtige Weg erkannt. Somit ist in Deutschland die Energiewende von allen politischen Parteien akzeptiert und getragen. Kein anderes Industrieland hat sich solch ambitionierte Ziele gesetzt. Es geht nicht mehr um 50 Prozent Anteil erneuerbarer Energien innerhalb von 50 Jahren, sondern um 100 Prozent in immer kürzeren Zeiträumen. Die Bundesregierung hält über 80 Prozent regenerative Stromerzeugung bis 2050 für realisierbar. Andere Parteien und Umweltverbände halten die regenerative Vollversorgung schon im Jahr 2030 für möglich.



Netto-Zuwachs der installierten Kraftwerkskapazität in Deutschland 39 Gigawatt



9 Gigawatt



Projekte im Bau, genehmigt, im Genehmigungsverfahren oder in Planung



3 Gigawatt



davon noch im Genehmigungsverfahren



6 Gigawatt



davon fluktuierende Erzeugungsanlagen (Offshore-Wind)



bis 2016 erwartbare Stilllegungen aufgrund gesetzlicher Verschärfung der Emissionsgrenzwerte



29 GW



20 GW



14 GW 11 GW



5 GW



11 GW



6 Gigawatt



10 Gigawatt



davon unsicher (in Planung)



11 Gigawatt



davon an Genehmigungen gebundene Stilllegungsverpflichtungen



mit hoher Wahrscheinlichkeit verfügbare Nettobauleistung Nettozuwachs der installierten Kapazität: 5 GW



Der aktuell bekannte Zubau von Kraftwerksprojekten erfordert eine differenzierte Betrachtung bezüglich des Netto-Zubaus von Kraftwerks kapazitäten. Dabei handelt es sich um derzeit bekannte Kraftwerksprojekte mit einer Leistung von mehr als 20 Megawatt. Die angekündigten Inbetriebnahmejahre reichen bis 2019, bei einigen Projekten ist das geplante Inbetriebnahmejahr noch offen, da dieses auch vom Planungs- und Genehmigungsprozess abhängig ist.
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Regenerative Ener gieträger werden oft als dezentral, angepasst und umweltverträglich angesehen. Deutschland will eine Energieversorgung, die sicher, bezahlbar und klimaschonend ist. Das heißt, das Energiesystem der Zukunft muss weit mehr sein als ein Mix aus konventionellen und regenerativen Kraftwerken. Vielmehr soll es sich durch die intelligente Vernetzung von Erzeugung, Transport, Speichern und Nachfrage auszeichnen. Gleichzeitig muss Energie auf allen Ebenen so effizient wie möglich genutzt werden. Die Stromversorgung muss neu ausgerichtet werden



Eine große Herausforderung entsteht durch die Vernetzung der Stromerzeugung, die – so paradox es klingen mag – gleichzeitig dezentraler, aber auch zentraler wird: dezentraler durch den Ausbau von Photovoltaik anlagen und Blockheizkraftwerken, zentraler durch große Windkraftwerke auf dem Meer. Große Teile der zukünftigen regenerativen Stromerzeugung werden stark fluktuieren, oft nicht bedarfsgerecht sein und weit entfernt von den Verbrauchszentren (offshore) erfolgen. Daraus entstehen besondere Anforderungen an die Integration in das elektrische System.
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Die heute angestrebten Ausbauziele der erneuerbaren Energien sind enorm. So ist bei Beibehaltung des heutigen Fördersystems über das ErneuerbareEnergien-Gesetz damit zu rechnen, dass im Jahr 2020 Photovoltaikanlagen mit einer Leistung von rund 50 000 MW und Windkraftanlagen mit einer Leistung von rund 45 000 MW installiert sein werden. Dies bedeutet, dass wir bis zu 4 500 km neue Höchstspannungstrassen bauen müssen, um z. B. den Windstrom vom Norden in den Süden und vom Osten in den Westen zu transportieren. Und es wird u. a. dazu führen, dass in Zeiten geringer Nachfrage die Erzeugung den Bedarf übersteigt. Diesem Ungleichgewicht muss durch Nachfragemanagement – also Verlagerung von Nachfrage in wind- und sonnenintensive Zeiten oder durch den massiven Ausbau von Speichersystemen – begegnet werden. Gleichzeitig muss der konventionelle Kraftwerkspark so flexibel gefahren werden, dass die Systemsicherheit trotz erheblicher Lastschwankungen gewährleistet ist.  



Stephan Kohler



ist Vorsitzender der Geschäftsführung der Deutschen Energie-Agentur (dena). Die dena versteht sich als Kompetenzzentrum für Energieeffizienz, erneuerbare Energien und intelligente Energiesysteme.



Wie hoch die Anforderungen an das zukünftige Energiesystem sein werden, zeigt das Beispiel Solarstrom. Photovoltaikanlagen haben derzeit eine jährliche Ausnutzung der installierten Leistung in Höhe von rund 850 Stunden. Durch Effizienzsteigerung kann dieser Wert auf 1 000 Stunden bis 2020 gesteigert werden. Das ist nicht viel, wenn man bedenkt, dass wir im Jahr 8 650 Stunden für die Versorgungssicherheit benötigen. Verschärfend kommt hinzu, dass Solarstrom nur tagsüber und auch im sonnenarmen Winter nur zu einem verschwindend geringen Anteil zur Verfügung steht. Gleichzeitig ist der Stromverbrauch im Winter am höchsten. Umgekehrt wird die Stromnachfrage an sonnigen Sommerwochenenden im Jahr 2020, ähnlich wie heute, bei rund 30 000 MW liegen oder sogar darunter. Wenn dann Photovoltaikanlagen mit einer Leistung von 35 000 bis 40 000 MW ins Netz einspeisen, wird die Dimension des Handlungsbedarfs offen sichtlich. Veränderungen im Energiesystem brauchen Akzeptanz beim Verbraucher



Die Zeit drängt. Wir müssen den Kraftwerkspark so erweitern, dass er in der Lage ist, auf die starke Fluktuation zu reagieren. Das verlangt neue hocheffiziente Gas- und Kohlekraftwerke und neue Stromleitungen. Außerdem benötigen wir effektive und kostengünstige Speichersysteme und vor allem Smart Grids, um das Nachfragemanagement organisieren zu können. Für die Realisierung dieser Herausforderung sind alle Marktakteure gefordert: Netzbetreiber, Stadtwerke, neue Energieanbieter, aber auch große national und international agierende Energieversorgungsunternehmen.    Die geschilderten Systemveränderungen müssen auch und vor allem unter dem Aspekt der Akzeptanz und der Wirtschaftlichkeit betrachtet werden. In Deutschland gibt es nicht nur Widerstand gegen den Bau von neuen hocheffizienten fossilen Kraftwerken, sondern auch gegen den dringend erforderlichen Netzausbau und den Neubau von Pumpspeicherkraftwerken. Diesen Zustand kann man beklagen, das hilft aber wenig.



Ehrlichkeit und Realismus sind gefragt, wenn wir über die Energiewende diskutieren. Es gibt wohl keinen gesellschaftlichen Bereich, in dem so viel Schönfärberei betrieben wird. Der Weg zur Energiewende ist richtig, wird aber nicht einfach. Energiewende bedeutet, dass wir Hunderte von Öltankern und  Kohletransporten, die täglich weltweit unterwegs sind, durch regenerative Energieträger ersetzen. Das macht eine hochindustrialisierte Wirtschaft erforderlich, die natürlich massive Auswirkungen auf Natur und Umwelt haben wird. Regenerative Energieträger werden oft als dezentral, angepasst und umweltverträglich angesehen. Aber die regenerative Vollversorgung eines Industrielandes wie Deutschland hat nichts mit romantisch drehenden Windrädern zu tun, auch nicht mit kleinbäuerlicher Landwirtschaft und energieautarken Dörfern. Deshalb ist neben der dringend erforderlichen technischen Innovationsoffensive insbesondere auch eine Akzeptanzoffensive notwendig, die bei der Bevölkerung das Bewusstsein schafft, dass der Strom, der aus der Steckdose kommt, auch erzeugt, gespeichert und transportiert werden muss – und das zu wirtschaftlich verträglichen Kosten. Die Verbraucher müssen insbesondere darauf vorbereitet werden, dass sie in diesem zukünftigen Energiesystem durch ihr Verhalten und die Nutzung neuer Technologien eine aktive Rolle einnehmen, von der Wärmedämmung der Häuser bis zur Investition in hocheffiziente Elektro geräte. Wir benötigen deshalb eine sachliche und offene Diskussionskultur. Gefragt sind Ideen und Technologien, die das gesamte Energiesystem optimieren, langfristig in nachhaltige Strukturen münden und den notwendigen Transformationsprozess konstruktiv unterstützen.
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Strommarkt und Emissionshandel im Zeichen einer sicheren energieversorgung 32
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›



Die Bürger Deutschlands werden für die Energiewende einen sehr viel höheren Preis zahlen als notwendig wäre. Das Unglück von Fukushima markiert eine Zäsur in der deutschen Energiepolitik. Der Ausstieg aus der Atomenergie ist beschlossene Sache und die Politik scheint fest entschlossen, das Momentum, das sich aus der gegenwärtigen öffentlichen Stimmungslage ergibt, nutzen zu wollen, um den Ausstieg auch aus den fossilen Brennstoffen mit höchstem Nachdruck voranzutreiben. Welche Rolle werden dabei der Strommarkt und der Emissionshandel spielen? Dazu lassen sich zwei Geschichten erzählen. Einerseits die, wie es sein könnte, und andererseits die, wie es vermutlich sein wird. Beginnen wir mit der ersten. Die Integration des europäischen Strommarkts lässt Grenzen verschwimmen



Der Strommarkt in Deutschland ist viel stärker wettbewerblich organisiert, als dies gemeinhin wahrgenommen wird. Der Marktanteil der großen vier Anbieter sinkt langsam, aber stetig und die vermuteten Gesetzesverstöße im Stromgroßhandel konnten in mehreren Studien nicht bestätigt werden. Dazu kommt, dass der europäische Strommarkt zunehmend in Schwung kommt. Der grenzüberschreitende Handel wird durch die Integration der Handelsplätze (Stichwort Market Coupling) und der Leitungsnetze immer intensiver und hat deutlich preisnivellierende Wirkungen. Die Leistungsfähigkeit des Strommarktes zeigt sich allein schon daran, dass seit 1998 der Strompreis ohne staatlichen Einfluss (Stromsteuer, EEG-Abgabe etc.) real gesunken ist, obwohl sich der Preis der wichtigsten Primärenergieträger nahezu verdoppelt hat.



Steigende Preise für Emissionsrechte werden die notwendigen Anreize schaffen und die richtigen Knappheitssignale produzieren. Die Konsequenz: Weitere regulierende Eingriffe des Staates sind nicht notwendig. Insbesondere bedarf es keiner Subventionierung der erneuerbaren Energien. Strommarkt und Emissionshandel sind die idealen Instrumente, um eine politisch gewollte Energiewende so umzusetzen, dass die unvermeidlichen Lasten, die damit verbunden sind, so gering wie möglich ausfallen. Gefahr geht von den Wettbewerbseinschränkungen in den Mitgliedsländern aus



Die politische Realität wird es dazu aber nicht kommen lassen – und das ist die zweite Geschichte. Die EU wird die Aufsicht über den internationalen Stromhandel weiter ausbauen. Dagegen ist zunächst wenig einzuwenden, aber die eigentliche Gefahr für den Strommarkt geht von den Wettbewerbseinschränkungen aus, die sich in einzelnen Mitgliedsländern abzeichnen. Während der deutsche Strommarkt stark wettbewerblich organisiert ist, kann man das für den Frankreichs oder anderer Länder nicht sagen. Es bleibt abzuwarten, ob die EU auch darauf ein Auge haben wird. Schon jetzt absehbar ist, dass die deutsche Politik sich nicht davon abhalten lassen wird, die Energieversorgung selbst aktiv zu gestalten. Politiker können sich nicht damit abfinden, dass es reicht, auf europäischer Ebene einen CAP auszuhandeln. Sie wollen selbst Hand anlegen und durch gezielte Subventionierung und vor allem durch ordnungsrechtliche Vorschriften höchstpersönlich das Klima retten und die Menschen vor atomarem Unheil beschützen. Deshalb haben sich schon jetzt seit 1998 die Staatsanteile an den Stromkosten verzehnfacht und summieren sich 2011 bereits auf 22 Milliarden Euro. Diese Entwicklung wird weitergehen und dazu führen, dass die Bürger Deutschlands einen sehr viel höheren Preis für die Energiewende zahlen müssen als notwendig gewesen wäre.



Der Emissionshandel sorgt für Prof. Dr.



kostengünstige Emissionsminderung



Joachim Weimann



Der Strommarkt ist gerüstet, die Herausforderungen einer Energiewende anzugehen. Der Emissionshandel könnte bei dieser Wende eine Schlüsselrolle spielen. Wenn der Atomausstieg praktiziert wird, muss nur noch eine weitere Restriktion eingehalten werden: Die CO2-Ziele dürfen nicht gefährdet werden. Für den Strommarkt ist dieses Ziel leicht zu erreichen: Der CAP (die Höchstmenge), der die Gesamtemission des Emissionshandelssektors begrenzt, leistet genau das. Der Emissionshandel selbst sorgt dafür, dass die notwendigen CO2-Minderungen kostenminimal erfolgen.



ist Professor für Volkswirtschaftslehre an der Otto-von-GuerickeUniversität Magdeburg.
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Hildegard Müller



ist Vorsitzende der Hauptgeschäftsführung des Bundesverbandes der Energie- und Wasserwirtschaft. Sie plädiert dafür, den Sachverstand der Energiebranche für die Realisierung der Energiewende zu nutzen, und sieht noch Klärungsbedarf bezüglich der Finanzierung des Umstiegs auf erneuerbare Energien.
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Hermann Albers



ist Präsident des etwa 20 000 Mitglieder zählenden Bundesverbandes WindEnergie. Er geht davon aus, dass erneuerbare Energien den kompletten Strombedarf decken können: Für das Jahr 2020 hält er einen Ökostrom-Anteil von 35 Prozent für möglich.
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»Viele der geplanten Kohlekraftwerke rechnen sich nicht.« » konventionelle Kraftwerke sind noch auf lange sicht nötig.«



›



Alle wollen erneuerbare Energie, aber unter welchen Bedingungen? Ein Streitgespräch über zuverlässige Stromversorgung in Deutschland. Frau Müller, Herr Albers, seit Anfang Juni wissen wir, welchen Weg die Koalition in der Energiepolitik gehen will. Ist es der richtige?



Albers 2020 kann circa die Hälfte des Stroms erneuerbar sein. Das sagen wir schon lange – während viele andere lavieren. Auch Sie, Frau Müller.



Hildegard Müller Wir unterstützen die Bundesregierung, und wir werden den Umbau der Energieversorgung weiter vorantreiben. Aber jetzt sollte der Sachverstand der Branche einbezogen werden. Unsere Position war, dass wir spätestens bis 2023 aus der Kernenergie aussteigen können. Zugleich ist die sichere Energieversorgung von wesentlicher Bedeutung. Es gibt auch noch offene Punkte in Bezug auf die Finanzierung der Energiewende.



Müller Wir halten ein paar Annahmen in Ihrem Kalkül für zu optimistisch. Fragen zum Ausbau von Netzen und Speichern sind noch vollkommen offen. Wir wären daher schon froh, wenn 2020 rund 35 Prozent des Stroms aus regenerativen Quellen stammten. Dieses ambitionierte Ziel hat sich auch die Regierung gesetzt.



Hermann Albers Die Beschlüsse sind ein Schritt in die richtige Richtung. Aber es gibt noch viele offene Fragen, die schleunigst geklärt werden müssen. Vor allem muss die Bundesregierung konkrete Maßnahmen ergreifen, die den Ausbau der Erneuerbaren beschleunigen. Nur schöne Worte reichen nicht.



Heute stammen 17 Prozent des Stroms in Deutschland aus Sonne, Wind und anderen regenerativen Energiequellen. Wie viel grünen Strom soll es in zehn oder 20 Jahren geben?



Albers 35 Prozent Grünstrom war die Ansage im Energiekonzept vom Herbst 2010, dessen Kern die Laufzeitverlängerung der Kernkraftwerke war. Nun sollen aber die Meiler, die bisher 23 Prozent zur Stromerzeugung beisteuerten, schneller vom Netz genommen werden. Das sollte sich doch wohl in einem beschleunigten Wachstum der Erneuerbaren niederschlagen! Die Regierung redet aber immer noch von nur 35 Prozent. Das weckt den Verdacht, dass man hier eine Lücke für den Bau von Kohle- und Gaskraftwerken lässt.
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Müller Widerspruch! Wir müssen uns von dieser rein statischen Betrachtung lösen. Es geht um die zuverlässige Stromversorgung eines Industrielandes. Schon heute gibt es Tage, da haben wir 80 Prozent erneuerbaren Strom im Netz, und es gibt Stunden, da sind es nur fünf Prozent. Deshalb müssen Stromnetze und Stromspeicher ausgebaut werden. Strom muss jederzeit und an jedem Ort aus der Steckdose kommen. Wir sind mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz sehr gut aufgestellt, besser als jedes andere Land. Und bei allem Bemühen um mehr erneuerbare Energie und um mehr Energieeffizienz werden bis auf Weiteres auch konventionelle Kraftwerke nötig sein.



Laut Ihrem Verband soll ausgerechnet die Kohle, die klimaschädlichste Energie, eine „strategisch entscheidende Rolle“ spielen. Müller Wir benötigen CO2-arme Erdgaskraftwerke, aber auch neue Kohlekraftwerke. Sie sind klimaverträglicher als ältere Meiler und sollten deshalb gebaut werden. Wir werden Kohle bis etwa Mitte des Jahrhunderts brauchen.



Müller Schön wär’s. Aber die Netzbetreiber sagen, dass es bald Probleme geben kann.



Blackouts? Schon jetzt importieren wir mehr Strom als vor dem Moratorium. Im Winter gehen die Lichter früher an, und unsere Nachbarn benötigen selbst ihren Strom. Also werden wir unseren Strom irgendwo herbekommen müssen. Müller



Albers



Erneuerbare könnten den gesamten deutschen Verbrauch befriedigen! Allein Windkraftanlagen an Land können auf zwei Prozent der Fläche Deutschlands 65 Prozent des Strombedarfs decken. Dazu kommen Windanlagen auf See, Solarenergie, Bioenergie und Geothermie.



Müller Gegenfrage: Wollen wir in Deutschland Wettbewerb und ein Marktsystem? Gegenwärtig wird das im Energiebereich ja schon teilweise außer Kraft gesetzt. Und wenn Sie jetzt fordern, dass für jedes neue Kohlekraftwerk ein altes abgestellt werden muss, dann hätte der Staat vollends das Sagen.



Müller Einverstanden, die Erneuerbaren sind das Leitsystem der Zukunft, aber dieses Leitsystem muss auch stabil sein. Zwei Prozent der deutschen Fläche hört sich ja harmlos an. Ist es aber nicht mehr, wenn sie die schon genutzten Flächen berücksichtigen. Schauen Sie mal auf die Internetseite Windkraftgegner.de, da sind 85 Bürgerinitiativen gegen Windenergie versammelt. Es stellen sich neue Fragen gesellschaftlicher Akzeptanz. Die werden eine große Wucht entwickeln. Also müssen wir über all das – Ausbau von Netzen und Speichern, Standorte für Windparks – gemeinsam diskutieren. Und zwar sofort.



Albers Der Bestandsschutz für bestehende oder im Bau befindliche Kraftwerke gilt. Ich glaube allerdings nicht, dass jedes angekündigte Kohlekraftwerk gebaut wird; viele rechnen sich einfach nicht. Außerdem, Frau Müller, weiß die Windenergiebranche, dass Versorgungssicherheit ein Kriterium ist, dem wir uns stellen müssen.



Albers Klar, wir brauchen Akzeptanz. Aber es gibt Fortschritte, die Zustimmung zu den erneuerbaren Energien ist deutlich gewachsen. Die 85 Bürgerinitiativen gegen Windenergie sind im Durchschnitt mit drei bis vier Personen besetzt. Dagegen steht die Bürgerinitiative „Deutsche Gesellschaft gegen Atomenergie“. Die wird von 70 Prozent der Bevölkerung unterstützt.



Wie denn? Sonne und Wind sind launisch – Strom soll aber immer verfügbar sein.



Müller Sie machen es sich zu einfach. Lassen Sie uns doch mal konkret werden. Durch den Schwalm-Eder-Kreis soll eine Stromleitung gebaut werden, damit Windstrom aus Norddeutschland in den Süden transportiert werden kann. Dagegen gibt es 8 000 Bürgereinsprüche.



Sollen alte Kohlekraftwerke verbindlich abgestellt werden, wenn neue ans Netz gehen?



Albers Für eine Übergangszeit sind konventionelle Kraftwerke nötig, vorwiegend Gaskraftwerke, weil sie am saubersten sind. Durch die Kombination und Vernetzung verschiedener Erneuerbarer – Bioenergie, Solarenergie, Wind, Geothermie – wird es den



» Erneuerbare könnten den gesamten Verbrauch befriedigen!« » Schon jetzt importieren wir mehr Strom als vor dem Moratorium.«
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regenerativen Energien aber immer besser gelingen, die Nach frage zu jeder Zeit zu befriedigen. Ohne Stromimporte!
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Albers Aber warum? Weil die vier großen Netzbetreiber überhaupt kein Verständnis dafür entwickelt haben, was in der Debatte mit der Bevölkerung vor Ort notwendig ist. Müller



Unsinn. Das weise ich zurück.



Albers Natürlich können die Erneuerbaren ohne Netzausbau nicht wachsen. Nur, benötigen wir 1 600 oder 3 600 Kilometer neue Netze? Zunächst sollten vorhandene Trassen ausgebaut werden. Neue Leitungen würden auch eher akzeptiert, wenn wir die Kommunen an der Gewerbesteuer teilhaben ließen. Lassen Sie uns doch ein Modell für eine Trassengewerbesteuer entwickeln.



Müller Es ist nicht redlich, den Energieversorgern vorzuwerfen, sie hätten sich nicht genügend angestrengt. Von wem werden sie denn unterstützt? Vonseiten der Erneuerbaren jedenfalls kaum. Außerdem ist die Förderung der Erneuerbaren schon heute eine große Last für die Bürger. Die Trassensteuer würde die Last weiter erhöhen. Sie wollen alles den Privatkunden und Betrieben aufbürden. Aber wir müssen im Auge behalten, dass die Energiewende bezahlbar bleibt.



Weil nur finanzstarke Stromkonzerne teure Windparks auf See stemmen können?



Albers Hohe Kosten? Da sind Sie bei mir aber an der falschen Adresse. Die Windenergie an Land ist der Lastesel unter den Erneuerbaren; sie ist kostengünstig und liefert große Mengen Strom. Allerdings will Umweltminister Norbert Röttgen die Förderung kürzen und geht davon aus, dass jährlich nur noch 800 Megawatt Windkraft an Land dazukommen. Vor zehn Jahren hatten wir einen Zubau von 3 000 Megawatt, 2010 einen von 1 500 Megawatt. Röttgen sagt einerseits, er will die Energiewende beschleunigen, andererseits halbiert er einen dafür wichtigen Markt. Das ist hanebüchen.



Albers Um keinen Legenden Vorschub zu leisten: Der Bundesverband Windenergie ist für Offshore. Wir sagen nur, dass es vor eilig ist, in diesem Bereich hohe Zuwachsraten zu erwarten.



Dafür will Röttgen aber die Windstromerzeugung auf dem Meer stärker fördern. Die ist teuer. Fördert die Regierung also das Teuerste am meisten – Offshore-Wind und Photovoltaik? Müller So pauschal stimmt das nicht. Windstromerzeugung auf dem Meer hat große Potenziale. Allerdings halte ich die Eile, die die Regierung bei der Novellierung des Erneuerbare-EnergienGesetzes an den Tag legt, für übertrieben. Ich fürchte, dass es am Ende heißen wird: Nach der EEG-Novelle ist vor der EEG-Novelle. So können Unternehmen aber nicht planen und investieren. Albers Auch für mich geht Qualität vor Tempo. Und deshalb taugt Röttgens Gesetzentwurf nicht viel. Die Windenergie an Land soll schlechter gefördert werden, die auf See besser – das geht in Richtung Monopolwirtschaft.



Müller Das ist definitiv nicht richtig. Viele Stadtwerke beteiligen sich am Ausbau der Erneuerbaren. Ich teile zwar die Kritik an dem Vorhaben, die Onshore-Förderung zu kürzen – aber das sollte nicht gegen die Verbesserung der Offshore-Förderung ausgespielt werden. Wir brauchen beides!



Deshalb soll ja mehr gefördert werden. Albers Ich sehe noch nicht, dass kurzfristig große Kapazitäten Strom auf See erzeugt werden.



Die Bürger im schönen Süddeutschland könnten sich mit Windparks auf dem Meer womöglich eher anfreunden als mit 150 Meter hohen Windmühlen vor ihrer Haustür. Albers Ich bin davon überzeugt, dass wir im Süden nachholen können, was im Norden gang und gäbe ist. Dort haben Dorfgemeinschaften Windparks errichtet und als Investor ihre eigene Energieversorgung in die Hand genommen. Das ist ein Modell auch für den Süden. Müller Bürgerbeteiligungsmodelle sind wichtig, aber vor allem in Tourismusregionen werden wir da noch heftige Auseinandersetzungen bekommen. Schauen wir also mal, lieber Herr Albers, ob sich Ihre Hoffnungen wirklich erfüllen. Erschienen in „DIE ZEIT“, 1.06.2011 Autoren: Christian Tenbrock/Fritz Vorholz
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Die Einsparziele sind eine Chance für Energiedienst leistungen im Bereich Ener gieeffizienz.
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Uwe Schöneberg



ist Mitglied des Vorstandes der RheinEnergie und Vorstandsvorsitzender der HEA-Fach gemeinschaft für effiziente Energieanwendung e. V., Marktpartnerorganisation des BDEW.



›



Bis 2020 soll der Wärmebedarf des Gebäudebestands um 20 Prozent sinken. Das schafft Chancen für Anbieter von Contracting, Energieanalyse und -management. Die Energieeffizienz zu steigern, stellt einen volksund betriebswirtschaftlichen sowie nachhaltigen Weg dar, um Ressourcen zu schonen und einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Es verbessert den Kundennutzen, begrenzt die Energiekosten der einzelnen Verbrauchergruppen, reduziert die Abhängigkeit von Importenergien und leistet zudem einen wichtigen Beitrag zur Erreichung der ambitionierten Einspar ziele von EU und Bundesregierung. 40 Prozent des deutschen Energieverbrauchs entfallen auf den Gebäudebereich mit einem erheb lichen wirtschaftlichen Energieeinsparpotenzial. Die Neubautätigkeit – nur rund 150 000 Wohnungen pro Jahr – kann die Durchschnittswerte für den spezifischen Wärmebedarf des gesamten Gebäudebestandes nur marginal verbessern, der Wärmebedarf des Gebäudebereichs wird im Wesentlichen durch die Bestandsgebäude bestimmt. Mehr Energieeffizienz bedeutet hier vor allem Investitionen in höherwertige Technik und komplexere Service- und Wartungsangebote. Neue Geschäftsfelder in den Bereichen der Energieanalyse, des Energiemanagements oder des Contractings werden entwickelt und zunehmend nachgefragt. Die Richtung und Geschwindigkeit gibt hier das Energiekonzept der Bundesregierung vor: Bis 2020 soll der Wärmebedarf um 20 Prozent reduziert werden und bis 2050 ein nahezu klimaneutraler Gebäudebestand vorhanden sein. Auch die europäische Gebäudeeffizienz-Richtlinie formuliert hohe Anforderungen: Ab 2021 soll jedes neu gebaute Haus fast keine Energie mehr verbrauchen: Die Weiterentwicklung der Energieeinsparverordnung EnEV ab 2012 und die europaweite Einführung des Neubaustandards mit einem fast Null-Energieverbrauchsniveau zeichnen Entwicklungen vor, die die Märkte stark beeinflussen und verändern werden.



Um die Ziele zu erreichen, benötigen wir den Einsatz höchst effizienter Technologien, die sorgsame Abstimmung von Gebäudetechnik, Gebäudehülle, Nutzergewohnheiten sowie Qualität der Installation und Wartung. Am Ende soll das Smart Home stehen, als Bestandteil eines optimierten Gesamtsystems in intelligenten Netzen der Strom- und Wärmeversorgung. Hauseigentümer zögern noch



Ein langer Weg bis dahin, denn hier gibt es noch große Zurückhaltung seitens der Immobilienbesitzer und -käufer, in Maßnahmen der energetischen Modernisierung zu investieren. Verstärkte Anreize und Aufklärung sind erforderlich. Der Verbraucher lässt sich nicht zu Energieeffizienz zwingen. Durch Information und passende Angebote wird sich langfristig die Bereitschaft erhöhen, energetisch sinnvolle Maßnahmen umzusetzen. Nur so lassen sich die Klimaschutzziele der Bundesregierung tatsächlich erreichen. Nicht nur neue Technologien auf funktionierenden Märkten müssen vorhanden sein, sondern auch die politischen Rahmenbedingungen müssen stimmen. Die Wahl der Effizienz-Technologien und der Energieträger einschließlich der erneuerbaren Energien, die Höhe der notwendigen Investitionen sowie die Fördermaßnahmen, die zum Beispiel der Gebäudeeigentümer in Anspruch nehmen kann, müssen in jedem Einzelfall der konkreten Energiedienstleistung gerecht werden. Der Rechtsrahmen sollte sich auf die Randbedingungen von Energieeffizienzverbesserung konzentrieren. Und es sollte dem Markt überlassen bleiben, mit welchen Technologien und mit welchen Energieträgern das Ziel eines „Effizienzfahrplans“ – etwa eine weitgehende Klimaneutralität im Gebäudebereich – erreicht wird.
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»Neue Netze in fünf Jahren – mit strafferen Verfahren ist das zu schaffen.«



Matthias Kurth



ist Präsident der Bundesnetzagentur. Er möchte die Bürger bereits zu Beginn an der Planung neuer Übertragungsleitungen beteiligen und durch geradlinige Verfahren schneller zum Ergebnis kommen.
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›



Derzeit wird im Stromnetz der Mangel verwaltet. Wir brauchen ein System, das den Herausforderungen gerecht wird. Matthias Kurth ist seit 2005 Präsident der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (Bundesnetzagentur). Der Jurist leitete bereits die Vorläuferin der Bundesnetzagentur, die Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post. Kurths Behörde wacht über die Einhaltung des Telekommunikations-, Post- und Energiewirtschaftsgesetzes inklusive der dazugehörigen Verordnungen. Ihre Aufgabe lautet, durch einen diskriminierungsfreien Netzzugang und effiziente Netznutzungsentgelte die Liberalisierung und Deregulierung der Märkte voranzutreiben. Herr Kurth, hatten Sie in Ihrem Leben schon einmal Sorge, ob Sie am nächsten Morgen noch Kaffee kochen oder das Licht einschalten können? Matthias Kurth In Deutschland eher nicht, da wir bisher zum Glück wenig Netzausfälle hatten. Andererseits gab es in den sechs Jahren, in denen ich für die Stromnetze zuständig bin, dennoch immerhin zwei größere Ausfälle, einmal aufgrund eines Naturereignisses. Klar ist, dass die Lage jetzt aber ernster ist, weil acht Kernkraftwerke abgeschaltet sind und dauerhaft abgeschaltet bleiben sollen. Die Bundesnetzagentur nimmt diese Situation auch zum Anlass gründlicher Prüfungen. Wenn wir gut planen und zusammen mit den Netzbetreibern intensiv diskutieren, welche Steuerungsmöglichkeiten es im Netz gibt, werden wir einen Zusammenbruch des Stromnetzes mit vielen Maßnahmen noch verhindern können.
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Die acht seit Mitte März abgeschalteten Kernkraftwerke werden nicht wieder ans Netz gehen. Die Übertragungsnetzbetreiber sehen im Winterhalbjahr bei höherer Nachfrage die Stromversorgung in den Abendstunden „ernsthaft gefährdet“. Wie bewerten Sie die Situation? Kurth Wir haben am 27. Mai einen ausführlichen Bericht veröffentlicht, nach dem uns in der Tat im Winter ca. 1 000 MW gesicherte Erzeugung in Starklastzeiten, wenn wenig Sonnenund Windenergie produziert wird, fehlen. Wir werden dies noch weiter untersuchen und haben bis zum Winter noch Zeit. Die Bundesregierung will darüber hinaus die Option schaffen, ein Kernkraftwerk im Süden aus den Moratoriumskraftwerken für zwei Jahre als Reserveoption gegebenenfalls aktivieren zu können.



Reicht das Instrumentarium von Bundesnetzagentur und Netzbetreibern aus, um auch in schwierigen Situationen eine sichere Stromversorgung zu gewährleisten? Kurth Es gibt da einen ganzen Katalog von Maßnahmen, die kurzfristig möglich sind – angefangen von Redispatchmaßnahmen im Einzelfall, also dem gezielten Herauf- und Herunterfahren von Kraftwerken an bestimmten Standorten auf Anforderung der Netzbetreiber, über die Verschiebung von Revisionen bei Leitungsbauten und Kraftwerken bis hin zur Mobilisierung von sogenannter Kaltreserve, also zum Wiederanfahren eingemotteter Kraftwerke. Da ist also einiges möglich, aber natürlich haben wir momentan keine ideale Situation. Es ist eher ein Zustand der Mangelverwaltung mit sehr vielen Stress-Situationen im Netz. Was wir anstreben, ist natürlich ein Netz, das den Herausforderungen der Zukunft gerecht wird. Die Bundesnetzagentur wird demnächst in einer Festlegung klar definieren, welche Befugnisse die Netzbetreiber bei solchen Stress-Situationen im Einzelnen haben.



Die Netze sind reguliert, Stromerzeugung – und auch Stromhandel – sind jedoch Wettbewerbsmärkte. Besteht nicht die Gefahr, dass Kraftwerksbetreiber und Stromhändler durch Eingriffe der Netzbetreiber oder der Bundesnetzagentur unangemessen benachteiligt werden? Setzen wir die wichtige Steuerungsfunktion des Marktes schleichend außer Kraft?



Kurth Eingriffe in den Markt und in die Produktionsstruktur dürfen nur dann stattfinden, wenn es für die Sicherheit und die Stabilität des Netzes zwingend erforderlich ist. Diesen Nachweis müssen die Netzbetreiber natürlich erbringen. Aber klar ist doch: Auch Stromerzeuger und Stromhändler brauchen ein ausreichend dimensioniertes Netz, sonst gibt es keinen Markt, keinen Wettbewerb und keinen Handel mehr. In unserem Bericht sagen wir eindeutig, dass die häufigen Eingriffe in das Marktgeschehen energiewirtschaftlich zweifelhaft, ökonomisch ineffizient und ökologisch schädlich sind.



Nach Fukushima will die Politik in Deutschland bis 2021 aus der Kernenergie aussteigen und den Ausbau der Erneuerbaren noch rasanter gestalten, als er ohnehin schon ist. Dafür muss aber das Stromnetz in erheblichem Umfang ausgebaut werden, weil es immer weniger zu den neuen Kraftwerksstandorten passt. Setzt die Politik mit einer überhasteten Energiewende die Sicherheit der Stromversorgung aufs Spiel?



Schwenk vollzogen und sich für einen raschen Ausstieg ausgesprochen. Das Ausstiegskonzept hat aber erhebliche Auswirkungen auf den Netzausbau, den Bau konventioneller Kraftwerke, die anders als die meisten Erneuerbaren eine gesicherte Leistung zur Verfügung stellen können, und auch auf die Standorte von Kraftwerken. Denn die Verteilung der Kraftwerke innerhalb Deutschlands ist auch ein Faktor, der zu bedenken ist. Es wird auch die Aufgabe der Bundesnetzagentur sein, der Öffentlichkeit die Konsequenzen des Ausstiegskonzepts zu erläutern. An dem Wettlauf um die niedrigste Jahreszahl, bis wann ein Ausstieg möglich ist, habe ich mich nie beteiligt. Wie schnell der Umbau tatsächlich geht, hängt von vielen Faktoren ab. Wie schnell kommen wir mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien voran und wie schnell mit dem notwendigen Netzausbau? Unstrittig ist, dass ein Konzept, das auf einen großen Anteil der erneuerbaren Energien setzt – ob das jetzt 30, 40, 50 oder sogar 80 Prozent sind –, nur mit einem entsprechend ausgebauten Netz funktionieren kann. Und wenn der Umbau schnell gelingen soll, dann geht das nicht mit Bauzeiten für Übertragungsnetze von zehn und mehr Jahren.



Kurth Es ist nicht meine Aufgabe, politische Entscheidungen zu bewerten. Im Übrigen will auch die Mehrheit der deutschen Bevölkerung ja einen schnellen Ausstieg aus der Atomkraft. Selbst der BDEW hat hier zu meiner Überraschung kürzlich einen
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»Wir brauchen den Leitungsausbau, um Offshore-Windstrom abzutransportieren.« 44



Die Politik will das Problem der überlangen Planungs- und Genehmigungszeiten jetzt u.  a. mit dem Netzausbaubeschleunigungsgesetz angehen. In Deutschland gibt es jedoch Bürgerproteste gegen jede Form von Infrastrukturausbau. Wie kann man die Bevölkerung einbinden?



wird uns auch das Thema Erdverkabelung beschäftigen. Die ist im Übertragungsnetz großtechnisch noch nicht erprobt, wir kennen z. B. die Lebensdauer der Kabel im Höchstspannungsnetz noch nicht. Freileitungen dagegen sind ein bewährtes Konzept – und sie halten zuverlässig 40 Jahre und länger.



Kurth Ich glaube, dass wir mit vier oder fünf Jahren von der ersten Planung bis zum Bau durchaus hinkommen können, ohne beispielsweise die Bürgerrechte und einen offenen Dialog zu beeinträchtigen. Aber dafür muss es natürlich ein strafferes und effizienteres Planungssystem geben. Meine Erfahrung ist ohnehin: Je länger etwas Wichtiges dauert, desto weniger gut wird es. Künftig sollte also von vornherein klar sein, dass ein Projekt beispielsweise in vier Jahren abzuschließen ist, dass es natürlich ein Zeitfenster für Bürgerbeteiligung gibt und dass nach dem Abschluss dann aber gebaut wird. Wir müssen allerdings mit der Bürgerbeteiligung rechtzeitig beginnen, möglichst am Anfang der Verfahren. Darüber hinaus gibt es gibt bereits sehr konkrete Vorstellungen, um Doppel- und Dreifachprüfungen zu vermeiden und die Zuständigkeit zu konzentrieren. Ich gehe davon aus, dass die Bundesnetzagentur für die überregional wichtigen Trassen eine neue Rolle übernehmen wird und dass uns die Bundesfachplanung übertragen wird. Da



Könnten Sie sich vorstellen, bei entsprechenden Anfragen auch in Bürgerversammlungen vor Ort zur Notwendigkeit von Netzerweiterungsmaßnahmen Stellung zu nehmen?
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Kurth Das habe ich auch in der Vergangenheit schon getan. Es gab zahlreiche Anfragen, z. B. zur Erdkabeldiskussion Stellung zu nehmen. Dem haben wir uns nie entzogen. Wir werden auch die Ausbauplanungen aktiv in der Öffentlichkeit vorstellen und engagiert vertreten. Die Bundesnetzagentur hat auch bei den Verbrauchern einen guten Ruf und ist neutral, objektiv und lösungsorientiert. Das wird uns helfen.



Welchen Beitrag kann eine dezentrale Energieversorgung dazu leisten, die Netze zu entlasten und den Bedarf für neue Stromtrassen zu verringern?



»Wir haben relativ groSSzügig Netz erweiterungen für Photovoltaikstrom berücksichtigt.« Kurth Die Dezentralität der Stromversorgung ist ein Ansatz unter vielen. Es kann beispielsweise sinnvoll sein, Kühlhäuser an der Küste zu errichten und dort direkt mit Windstrom zu betreiben oder ein Schwimmbad mit der auf dem Dach eingefangenen Solarenergie zu heizen. Aber ich warne davor zu sagen: „Wir lösen das nur über Dezentralität.“ In Baden-Württemberg und Bayern herrscht gerade großer Ehrgeiz, zusätzliche Windräder aufzustellen, und manche meinen, das würde den Netzausbau erübrigen oder reduzieren. Aber selbst wenn wir im Süden mehr Windenergie haben werden als bisher, brauchen wir trotzdem den Leitungsausbau, um den Offshore-Windstrom abzutransportieren, denn an der Küste und im Meer wird mehr Strom erzeugt als dort benötigt wird.



Bis 2050 will die Bundesregierung den Ökostromanteil von derzeit 17 auf 80 Prozent erhöhen. Klar ist: Die Netze müssen dafür erheblich ausgebaut werden – bereits bis 2020 um 3 600 Kilometer auf der Höchstspannungsebene, sagt die dena-Netzstudie II. Nach einer Untersuchung im Auftrag des BDEW müssen aber die Verteilnetze sogar erheblich stärker erweitert werden – bis 2020 um 385 000 Kilometer wegen des Ausbaus der Ökostromerzeugung. Die Kosten werden auf 21 bis 27 Milliarden Euro geschätzt. Was kann die Bundesnetzagentur dazu tun, um auch die notwendige Erweiterung des Verteilnetzes zu befördern? Kurth Wenn Netze ausgebaut oder erneuert werden, gibt es mehrere Möglichkeiten, die dafür notwendigen Kosten im jetzigen Regulierungssystem zu berücksichtigen. Die Bundesnetzagentur muss sich natürlich genau anschauen, warum Netze erneuert beziehungsweise erweitert werden. Ersatzinvestitionen für abgenutzte Netze sind sozusagen selbstverständlich und werden bei der Festlegung der Netzentgelte, genauer: der Erlösobergrenzen, von uns berücksichtigt. Die Kosten für eine darüber hinausgehende Erweiterung des Netzes räumlicher oder inhaltlicher Art werden im Rahmen der Anreizregulierung selbst während einer Regulierungsperiode über den sogenannten Erweiterungsfaktor bei der Festlegung der Erlösobergrenzen in Ansatz gebracht. Die Bundesnetzagentur hat zum Beispiel relativ großzügig Netzerweiterungen, die zur Aufnahme von Photovoltaikstrom durchgeführt wurden, akzeptiert und bei den Kosten berücksichtigt. Die Unternehmen müssen dafür dann allerdings auch entsprechende Nachweise erbringen. Ich verstehe, dass es eine Diskussion gibt,



dass die Verteilnetze auch von Investitionsbudgets profitieren könnten, wie es sie für den Bereich der Übertragungsnetze gibt. Dort ist die Zahl der Unternehmen allerdings sehr viel geringer und damit ist alles leichter kontrollierbar. Ich glaube, dass man mit dem Erweiterungsfaktor den Investitionsbedarf auf Verteilnetzebene ganz gut in den Kosten berücksichtigen kann. Wenn ein Unternehmen klar nachweist, dass sein Netz zum Beispiel aufgrund des Anschlusses von Solarstromanlagen erweitert werden muss, dann bekommt es die Kosten dafür als Erweiterungsfaktor auf seine Erlösobergrenze oben drauf. Die Beispiele dafür sind bisher allerdings noch sehr überschaubar. Ich bin allerdings immer an guten Beispielen interessiert. Marktbeobachter haben den Eindruck, dass die Unternehmen den Spaß am Netzbetrieb verlieren. Die generelle Kritik der Netzbetreiber lautet: Die Netzrenditen sichern keine kapitalmarktorientierte Verzinsung des eingesetzten Eigenkapitals. Kurth Ach wissen Sie, ich habe festgestellt: Wenn einer den Spaß verliert, kommen andere, die Spaß daran haben. Machen wir doch einfach mal den Praxistest. Dass man die Netze wie sauer Bier anbieten muss, entspricht nicht meiner Erfahrung. Es gibt ja Unternehmen, die sich neu im Übertragungsnetz in Deutschland engagiert haben, weil sie mit den Renditen im regulierten Netz zufrieden sind. Beim Verteilnetz stelle ich fest, dass zahlreiche Kommunen plötzlich wieder großen Appetit auf die Netze entwickeln. Die Rendite im Netz sieht insgesamt im europäischen Vergleich ganz gut aus. Man kann sein Geld in viel schlechtere Anlagen stecken. Auch für den Ausbau des europäischen Netzes gibt es durchaus Interessenten auf dem Kapitalmarkt zu den aktuellen Konditionen. An einigen Stellen wie z. B. bei der beginnenden Diskussion um Kapazitätsmärkte kann ich mir vorstellen, dass man die Diskussion einfach umdreht: Es wird ein Rahmen gesetzt und dann schreiben wir aus, wer das Kraftwerk am günstigsten anbietet. Ich glaube, da würden wir viele positive Überraschungen erleben. Wir kennen das aus dem öffentlichen Personennahverkehr, wo Regionen ausgeschrieben werden – da kommen auch mal neue Anbieter zum Zuge, die es kostengünstig und effizient machen.
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In der stark auf erneuerbare Energien gestützten Stromversorgung der Zukunft werden Speicheranlagen eine zentrale Rolle spielen müssen. Was wollen Sie tun, um den Ausbau der Kapazitäten attraktiver zu machen? Wir haben ja im Erneuerbare-Energien-Gesetz bereits gewisse Anreize für die Anlagenbetreiber, Speicher zu bauen beziehungsweise Strom dann einzuspeisen, wenn dieser besonders stark nachgefragt und teuer ist. Außerdem sind neue Pumpspeicherkraftwerke von Netzentgelten befreit. Die Vermarktung von Strom über die Börse setzt Preissignale: Man kann den Windstrom abnehmen, wenn er fast umsonst ist oder wenn man sogar Geld dafür bekommt ihn abzunehmen, und damit den Speicher füllen. Dieser Strom lässt sich später teuer wieder verkaufen – das allein schon ist ein Anreiz, Einkauf und Verkauf zu optimieren und die Investition mindestens zum Teil zu refinanzieren. Außerdem wird daran gedacht, eine sogenannte gleitende Marktprämie einzuführen, um eine Direktvermarktung zum Beispiel des Windstroms zu fördern und damit indirekt Signale zu setzen, Windstrom und Speicher zu koppeln. Das unterstützen wir sehr. Darüber hinaus müssen wir natürlich in die Erforschung neuer Speichertechniken investieren. Es gibt eine ganze Reihe vielversprechender Verfahren wie z. B. die Umwandlung von Strom in Gas durch Elektrolyse, Druckluftspeicher usw. Kurth
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Wie bewerten Sie speziell die von Ihnen erwähnte Möglichkeit, das Erdgasnetz als Pufferspeicher zu nutzen? Kurth Ich finde das einen sehr vielversprechenden Gedanken. Wir sind mit der Gaswirtschaft, die das sehr engagiert verfolgt, im Dialog. Es gibt auch bereits einige Pilot- und Testprojekte. Die Frage ist allerdings, zu welchen Kosten auf diese Art Strom gespeichert werden kann. Insgesamt ist das aber ein Konzept, das wir mit großer Sympathie verfolgen. Wir sehen darin durchaus eine Option für die Erneuerbaren und das vorhandene Gasnetz in Deutschland. Das Gasnetz muss ja nicht erst gebaut werden.



Smart Grids sollen es leichter machen, den Stromverbrauch einer schwankenden Erzeugung aus erneuerbaren Energien anzupassen. Gehen die Vorgaben dazu im Rahmen der Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes in die richtige Richtung? Kurth Das ist sicherlich ein Schritt in die richtige Richtung. Wir brauchen aber nicht nur Smart Grids und Smart Meter. Wir brauchen „Smart Markets“ und „smarte“ Tarife. Es muss einen ökonomischen Anreiz geben, dass der Stromkunde seinen Verbrauch den geänderten Erzeugungsgegebenheiten anpasst. Erst dann macht das Sinn. Bisher gibt es noch zu wenige gute Praxisbeispiele. Die lastabhängige Steuerung von Kühlhäusern z. B.



»Der auch von uns geför derte Wettbewerb wird nicht durch punktuelle Intervention zu schaf fen sein. Wir müssen ein neues Marktdesign an streben.«



wäre eine gute Möglichkeit, Stromangebot und -verbrauch in Einklang zu bringen, etwa indem diese Kühlhäuser in Zeiten eines Windstromüberangebots besonders tief heruntergekühlt werden und bei Flaute dann eben auf Strom verzichten können. Generell glaube ich, dass die Möglichkeiten bei Gewerbe und Industrie insgesamt deutlich größer sind als bei den privaten Stromkunden. Das größte Potenzial liegt nicht bei der über das Netz gesteuerten privaten Wasch- oder Spülmaschine, sondern bei intelligenten Konzepten für Industrie und Gewerbe.



müssen wir aber vermeiden. Das nützt weder der Versorgungssicherheit noch der Qualität der Netze und würde die Kosten nur unnötig erhöhen und damit die Verbraucher belasten.



Kritiker bemängeln, die Regulierung habe bisher insgesamt zu sehr auf Kosteneffizienz gesetzt und zu wenig auf die beiden anderen im Energiewirtschaftsgesetz verankerten Ziele Versorgungssicherheit und Umweltschutz. Was sagen Sie dazu?



Kurth Der auch von uns geförderte Wettbewerb wird nicht durch punktuelle Intervention zu schaffen sein. Wir müssen ein neues Marktdesign anstreben, das auch unter den Bedingungen des angestrebten Umbaus hin zu einem vorwiegend auf erneuerbaren Energien fußenden Gesamtsystems größtmöglichen Raum für Wettbewerb lässt. Klar ist aber auch: Das System wird deshalb erheblich komplexer. Wir brauchen eine stringente Planung beim Netzausbau, wettbewerbliche Vergabeverfahren bei Kapazitätsmärkten und mehr Markt bei Regel- und Ausgleichsleistungen. Ohne diese aktive und vorausschauende Begleitung durch Regulierung wird es nicht gehen. Man kann aber die Regulierung so intelligent gestalten, dass man in sie möglichst viele wettbewerbliche Elemente und Angebote einbaut.



Kurth Ich glaube nicht, dass Kosteneffizienz den anderen Zielen widersprechen muss. Wenn BMW effizienter werden muss, um Autos auch in China zu verkaufen, kann das Unternehmen doch nicht an den Bremsen sparen. Dass man Sicherheit und Qualität nur dann garantieren kann, wenn man viel Geld ausgibt, entspricht nicht meiner Erfahrung. Und dass wir nur auf Kosteneffizienz setzen, ist ein leider oft verbreitetes Märchen. Wir haben Versorgungssicherheit immer sehr großgeschrieben, dabei aber auch festgestellt, dass die deutschen Netze sehr sicher sind. Wir sagen auch jetzt, dass wir neue Kraftwerke brauchen, um ausreichende Puffer zu haben. Wir brauchen hier keine Schwarz-WeißDebatte – wir brauchen vielmehr die richtigen Anreize für Investitionen und Qualität. Mitnahmeeffekte und Trittbrettfahrer



Es scheint: Unter den Bedingungen der Energiewende übernimmt die Bundesnetzagentur zunehmend die Oberaufsicht über den gesamten Energiemarkt, nicht nur über die Netze. Ist das deutsche Modell für Liberalisierung der Strom- und Gasmärkte letztlich eine Schönwetterveranstaltung?



Herr Kurth, herzlichen Dank, dass Sie sich für uns Zeit genommen haben.
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»Die eigentliche Arbeit beginnt erst jetzt.«
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Martin Fuchs



ist als Geschäftsführer des Übertragungsnetzbetreibers TenneT verantwortlich für ein Höchstspannungsnetz mit einer Gesamtlänge von rund 11 000 Kilometern. Er wirbt dafür, das Tempo der Energiewende an der Geschwindigkeit des Netzausbaus zu orientieren.



›



Die Übertragungsnetzbetreiber sind per Gesetz für das gesamte elektrische System verantwortlich. Seit Beginn des Atomkraft-Moratoriums müssen sie täglich mehrere Male eingreifen, um die Stromversorgung stabil zu halten. Das schafft Konfliktpotenzial. Martin Fuchs, Jahrgang 1953, ist Geschäftsführer der TenneT TSO GmbH mit Sitz in Bayreuth. Der Diplom-Ingenieur für Elektrotechnik war zwischen 1980 und 1990 in verschiedenen Positionen in der Bayernwerk AG tätig, bevor er im Jahr 2000 zum Vorsitzenden der Geschäftsführung der E.ON Netz GmbH berufen wurde. Nach dem Verkauf der Übertragungsnetze dieser Gesellschaft im Jahr 2010 an die niederländische TenneT firmiert das neue Unternehmen als Tennet TSO GmbH. Sein Höchstspannungsnetz mit einer Länge von ca. 11 000 Kilometern reicht von der nördlichsten Spitze Deutsch lands bis zum südlichsten Zipfel. Fuchs ist seit 2008 auch Mitglied im Board of Directors der ENTSO-E, des europäischen Netzwerks der Strom-Übertragungsnetzbetreiber (European Network of Transmission Operators for Electricity). Herr Fuchs, gehen in diesem Winter in Deutschland die Lichter aus, da nun wohl endgültig feststeht, dass acht Kernkraftwerke nie wieder ans Netz gehen werden? Martin Fuchs Die Netzsituation ist schon jetzt im Frühsommer sehr angespannt. Im Winter wird sie auf Kante genäht sein. Wir werden als Übertragungsnetzbetreiber viele Maßnahmen ergreifen müssen, um die Netzsituation stabil zu halten. Eine stabile Netzsituation ist kein Selbstläufer. Wir sind übereinstimmend mit der Bundesnetzagentur der Ansicht, dass im Winter in kalten Abendstunden die Stromversorgung ernsthaft gefährdet sein könnte, wenn z. B. auch Frankreich wegen einer Kältewelle nicht



aushelfen könnte. Im Notfall müssten wir dann vielleicht sogar Großverbraucher abschalten, damit das Netz nicht zusammenbricht. Die von der Bundesregierung vorgeschlagene Notkapazität in Form eines eigentlich abzuschaltenden Kernkraftwerks wäre kein Ausweg? Fuchs Das ist in der Tat in den aktuellen Beschlüssen der schwarz-gelben Koalition für die „Energiewende“ vorgesehen. Es kommt auf die konkrete Ausgestaltung an. Wichtig ist, dass wir kurzfristig auf Kraftwerksleistung zugreifen können.



Reicht denn das eine Kernkraftwerk, das da im Gespräch ist, aus, um eine Notfallsituation abzudecken? Fuchs Das reicht sicherlich nicht aus für eine komfortable Situation, aber es könnte uns helfen, einigermaßen glimpflich über die Runden zu kommen und das Allerschlimmste zu verhindern.



Um die Netzstabilität aufrechtzuerhalten, steht Ihnen ein umfangreiches Instrumentarium zur Verfügung. Das reicht bis zu Eingriffen in den Kraftwerksbetrieb. Fuchs Der Gesetzgeber hat uns die Verantwortung für das gesamte elektrische System zugewiesen. Wir haben uns um diese Rolle nicht beworben. Unter den Rahmenbedingungen des fortgeschriebenen Moratoriums können wir die Aufgabe aber nur
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»Eine stabile Netz situation ist kein Selbstläufer.«



erfüllen, wenn wir umfassend auf die Erzeugung und im Notfall auch auf den Verbrauch zugreifen können. Die aktuellen Vorschläge des Gesetzgebers gehen in die richtige Richtung. Und das bedeutet? Fuchs Wir würden das Recht bekommen, unter bestimmten Bedingungen in den Betrieb der Kraftwerke einzugreifen. Und zwar in den Betrieb aller Kraftwerke. Wenn das gesetzlich im Sinne der Übertragungsnetzbetreiber geregelt wird, hilft das, Versorgungsstörungen und Abschaltungen zu vermeiden.



Anderen Marktteilnehmern geht das aber entschieden zu weit. Fuchs Den Übertragungsnetzbetreibern wächst inzwischen eine Rolle zu, die wir früher bei den integrierten Unternehmen kannten, nämlich die Gesamtsteuerung eines integrierten Systems. Als die Kraftwerke in den Wettbewerb entlassen wurden, weil wir den Markt wollten, ist die steuernde Funktion zu kurz gekommen. Vor sieben Jahren haben wir im gesamten Jahr nur zweioder dreimal ins Netz eingreifen müssen, um kritische Zustände abzuwehren. Im letzten Jahr hatten wir fast 300 solcher Fälle und seit dem Moratorium sind wir gezwungen, mehrfach täglich steuernd einzugreifen.



Den Übertragungsnetzbetreibern ist im Energiewirtschaftsgesetz die Verantwortung für die Netzstabilität aber doch bereits zugesprochen worden. Fuchs Das ist richtig, aber diese Rolle muss gesetzlich weiter gestärkt werden, damit wir dieser Verantwortung auch wirklich gerecht werden können. Dazu gehört auch, dass sämtliche Erzeuger verpflichtet werden, im Rahmen ihrer technischen Möglichkeiten – man darf ja auch nichts Unmögliches verlangen – sich dieser Systemverantwortung zu unterwerfen. Im Gegenzug muss dann allerdings auch festgelegt werden, dass die wirtschaftlichen Schäden, die dadurch objektiv entstehen, voll ausgeglichen werden.



Sie können doch aber bereits heute in die Fahrweise der Kraftwerke eingreifen … Fuchs In der Tat müssen wir schon seit langem in Zeiten von Starkwindsituationen regelmäßig zu solchen Redispatch-Maßnahmen greifen, also in den Erzeugungspark eingreifen, um mehr Strom von Norden nach Süden transportieren zu können. Solche Eingriffe müssen aber immer an ganz bestimmten Stellen erfolgen, nämlich dort, wo der Netzengpass gerade entlastet werden muss. Dafür ist es notwendig, dass alle mitmachen. Bislang war das auf freiwilliger Basis nicht immer zu erreichen. Deswegen haben wir angeregt, dieses gesetzlich zu verankern. Damit das fair läuft, findet derzeit bei der Bundesnetzagentur ein Konsultationsverfahren statt, bei dem alle Marktteilnehmer gehört werden, bevor eine endgültige Entscheidung getroffen wird. Ich halte diesen Weg aus übergeordneten Gründen für notwendig. Wir benötigen klare rechtliche Regelungen, damit wir als Übertragungsnetzbetreiber nicht verklagt werden, wenn wir aus Gründen der Systemstabilität zu solchen Maßnahmen greifen.



Die Kosten solcher Redispatch-Eingriffe müsste dann der Verbraucher tragen? Fuchs Die Übernahme der Kosten müsste in einem Rahmenvertrag geregelt werden, der wahrscheinlich von der Bundesnetzagentur vorgegeben wird. Bei den Kosten denkt man natürlich sofort an die Brennstoff-Preisdifferenz zwischen den beteiligten Kraftwerken. Aber auch die An- und Abfahrkosten müssten enthalten sein. Alles, was durch die Systemsteuerung objektiv an zusätzlichen Kosten entsteht, muss den Kraftwerksbetreibern natürlich erstattet werden. Diese Kosten muss dann aber auch die Regulierungsbehörde anerkennen, damit die Netzbetreiber die ihnen entstehenden Belastungen im Rahmen der Netzentgelte an die Netzkunden weitergeben können.



Im Gegensatz zum Netzbetrieb, der seine Kosten ersetzt bekommt, müssen sowohl die Erzeuger als auch die Stromhändler ihre Kosten im Wettbewerb am Markt verdienen. Besteht die Gefahr, dass die Kraftwerksbetreiber durch Eingriffe der Netzbetreiber unangemessen benachteiligt werden, weil ihnen beispielsweise ihre zusätzlichen Kosten möglicherweise nicht voll ersetzt werden? Fuchs Ich sehe durch eine gesetzliche Regelung keine wirtschaftlichen Nachteile für die Erzeuger, solange die ihnen entstehenden Kosten voll kompensiert werden. Das muss die Leitschnur für diese Regelung sein. Andernfalls käme es in der Tat zu Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten einzelner Kraftwerksbetreiber.



Die erweiterten Eingriffe der nichtmarktwirtschaftlich operierenden Netzbetreiber in den Betrieb der den Marktgesetzen unterworfenen Erzeuger sind ein Eingriff in den Wettbewerb. Wird damit die Liberalisierung schleichend wieder zurückgedreht? Fuchs Natürlich werden mit zunehmender Zahl von Eingriffen die Marktwirkungen für diese Zeiten außer Kraft gesetzt. Das tun wir aber doch schon seit Jahren, indem wir den erneuerbaren Energien qua Gesetz Vorrang vor allen anderen Erzeugungsarten
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einräumen. Nach den Vorgaben des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) muss Ökostrom vorrangig ins Netz aufgenommen werden. Damit wird Strom aus EEG-Anlagen aus dem Markt genommen, nur der Rest verbleibt noch im Markt. Damit wird es immer schwieriger, die Preisbildung nach der sogenannten Merit-Order stattfinden zu lassen, wonach die Kraftwerke in der Reihenfolge der angebotenen Kilowattstundenpreise zum Zuge kommen, bis die Stromnachfrage gedeckt ist. Im Bereich der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien gilt diese Merit-Order aber nicht. Die bekommen immer ihr Geld. Je mehr Erneuerbare wir im Markt haben, umso genauer müssen wir prüfen, ob der Markt überhaupt noch funktioniert. Mit den der neuen Gesetzeslage von Ende Mai steht der Fahrplan für den Ausstieg aus der Kernenergie weitgehend fest. Setzt die Politik mit einer zu schnellen Energiewende die Sicherheit der Stromversorgung in Deutschland aufs Spiel? Fuchs Die Politik will das sicherlich nicht. Sie verspricht ja, dass gleichzeitig der Netzausbau beschleunigt wird, dass man die Erneuerbaren stärker dem Wettbewerb aussetzt, damit die EEGUmlage von heute 3,5 Cent je Kilowattstunde für Haushaltskunden nicht noch weiter ansteigt, dass Ersatzkraftwerke zugebaut werden und dass man mit einer Art Monitoringprozess den Umbau unserer Energieversorgung begleiten will, um bei Fehlentwicklungen gegensteuern zu können. Wenn das alles realisiert wird – und ich betone: ‚Wenn‘ – dann ist das auch alles zu verant-



worten. Ich hätte mir allerdings gewünscht, dass man nicht nur eine Jahreszahl für den Ausstieg festlegt, sondern zugleich deutlicher auflistet und kommuniziert, welche Maßnahmen Voraussetzungen sind, um das Ziel erreichen zu können. Wir haben zwar ein Ziel definiert, aber es ist noch längst nicht klar, ob wir den Weg dorthin auch schaffen. Die eigentliche Arbeit beginnt jetzt erst. Die Politik muss jetzt die Rahmenbedingungen schaffen, die wir für den enormen Netzausbau benötigen. Es muss unbürokratischer werden als bisher und wir brauchen die Akzeptanz in der Bevölkerung. Ob uns das gelingt, da sind angesichts der Erfahrungen aus der Vergangenheit Zweifel erlaubt. Das geplante Netzausbaubeschleunigungsgesetz (NABEG) soll das ja nun alles ändern. Teilen Sie den Optimismus der Politiker? Fuchs Ich bin noch nicht überzeugt, weil wir durch das geplante gestufte Vorgehen mit Netzentwicklungsplan und Netzbedarfsplan möglicherweise noch längere Abstimmungswege haben werden als bisher. Es droht die Gefahr, dass die Bürokratie nicht weniger, sondern sogar mehr wird. Positiv ist, dass die Fristen, die im Gesetzentwurf vorgesehen sind, sehr kurz sind. Wenn die wirklich eingehalten werden, dann könnte das Netzausbau beschleunigungsgesetz die Erwartungen erfüllen. Positiv beurteile ich auch die Absicht, der Bundesnetzagentur eine zentrale Rolle als Entscheidungsinstanz zuzuweisen. Nach meinen Erfahrungen mit der Netzagentur wird die in der Regel schnell entscheiden. Das bringt uns aus Konfliktsituationen heraus, wie wir sie heute in einigen Bundesländern haben. Fokus infrastruktur Streitfragen 01|2011
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»Wir brauchen Partner, die bereit sind, mit eigenem Kapital in die Netz unternehmen einzusteigen.«



Sie haben offensichtlich die Hoffnung, dass mit dem Ausstieg aus der Kernenergie die Akzeptanz für den Leitungsbau steigen wird. Fuchs Wenn es einen Konsens über alle großen Parteien hinweg für einen Ausstieg gibt und dieser Konsens zugleich verbunden wird mit dem Hinweis, dass das nur mit einem Ausbau der Übertragungsleitungen geht, werden wir auch in der Bevölkerung eine größere Akzeptanz für unsere Anliegen finden. Ich setze auch viel Hoffnung darauf, dass die Bundesnetzagentur künftig unabhängig von Wahlterminen entscheiden wird. Wir haben in der Vergangenheit offizielle Schreiben von Genehmigungsbehörden bekommen, in denen erklärt wurde, mit der Eröffnung eines Verfahrens zu warten, weil Wahlen anstehen.



Nach Ansicht von Matthias Kurth, dem Präsidenten der Bundesnetzagentur, könnten unter dem Regime des NABEG wichtige Leitungen innerhalb von fünf Jahren realisiert werden, ohne dass Bürgerrechte verletzt werden. Teilen Sie diese Einschätzung? Fuchs Voll und ganz – wenn die bereits genannten Punkte vernünftig geklärt werden. Außerdem haben wir heute politischen Rückenwind: Ich möchte nur daran erinnern, was wir nach der Wiedervereinigung geschafft haben. Die politische Wiedervereinigung war im Jahr 1990, die elektrische Wiedervereinigung 1995. In dieser Zeit wurden drei große Stromleitungen zwischen Ost und West gebaut. Die Politik wollte es, und die Akzeptanz in der Bevölkerung war da. Es gab eine entsprechende Aufbruchstimmung. Ich würde mich sehr freuen, wenn wir eine entsprechende Aufbruchstimmung auch heute nach dem beschlossenen Ausstieg aus der Kernenergie wieder erreichen könnten.



Seit die Netzentgelte reguliert werden, klagen die Netzbetreiber über zu geringe Renditen, die ihnen von der Bundesnetzagentur zugestanden wurden, auch wenn es im Laufe der Jahre Verbesserungen gegeben hat. Stimmt der ‚return on invest‘ heute? Oder würde eine höhere Rendite den Eifer der Unternehmen beim Netzausbau befördern? Fuchs Wir haben eine klare gesetzliche Verpflichtung, die Netze auszubauen. Man kann den Netzbetreibern, und hier schließe ich ausdrücklich die Verteilnetzbetreiber mit ein, nicht den Vorwurf machen, sie seien nicht investitionswillig, um diesem gesetzlichen Auftrag nachzukommen. Es ist aber geradezu eine Herkulesaufgabe, die da vor den Netzbetreibern steht. Wir als TenneT haben allein für den Netzanschluss von Offshore-Windanlagen innerhalb nur eines Jahres Aufträge im Wert von 3,5 Milliarden Euro platziert. Wir stehen in diesem Bereich vor weiteren Aufträgen, weil inzwischen die Genehmigungen für den Bau weiterer Anschlussleitungen vorliegen. Wir würden solche Beträge auch gern an Land ausgeben, um wieder sichere Netze zu bekommen. Dass wir uns gleichzeitig eine höhere Rendite wünschen, um Kapitalgeber anziehen zu können, ist kein Widerspruch.



Kommen Sie ohne Fremdmittel aus? Fuchs Nein. Wir können die hohen Milliarden-Investitionen auf Dauer nicht allein stemmen. Wir benötigen fremdes Geld, aber nicht als Kredite von der Bank, sondern im Sinne von Eigenkapital. Wir brauchen Partner, die bereit sind, mit eigenem Kapital in die Netzunternehmen einzusteigen. Wir sind derzeit dabei, Investoren die Partnerschaft bei Offshore-Anbindungen von Windkraftanlagen anzubieten. Es wird sich zeigen, ob die unter dem 52



Streitfragen 01|2011 Fokus infrastruktur



Regulierungsregime erzielbare Rendite ausreicht, um genügend Geld zusammenzubekommen. Wenn uns das gelingt, haben diejenigen in der Bundesnetzagentur recht, die sagen, an der Rendite liegt es nicht. Gelingt es nicht, dann ist die Verbesserung des Regulierungsrahmens die einzige Lösung.



sie in Kabeltechnik ausgeführt wird, höher als bei der konventionellen Technik. Deshalb denkt die Bundesregierung richtigerweise auch an einen Renditezuschlag für HGÜ-Investitionen. Das würde sicherlich das Interesse steigern, auch von Unternehmen, die nicht zu den etablierten Übertragungsnetzbetreibern gehören.



Im Energiekonzept der Bundesregierung ist es angesprochen, es wird immer wieder einmal diskutiert – ein sogenanntes Overlay-Netz, das als eine Art Super-Highway den Windstrom aus dem Norden zu den Verbrauchsschwerpunkten im Westen und Süden Deutschlands transportiert. Wäre ein solches Netz schneller zu realisieren? Könnte es die Stabilitätsprobleme eher beseitigen?



Herr Fuchs, damit auch künftig die Netzstabilität garantiert ist, sind Milliardeninvestitionen nötig. Müssen die Verbraucher mit höheren Strompreisen rechnen?



Fuchs Das Overlay-Netz wird in ganz Europa intensiv diskutiert. Es gibt 20 Varianten solcher Netzpläne auf Basis der Höchstspannungsgleichstromübertragung (HGÜ). Wir werden in Deutschland unter den Ersten sein, die Elemente eines solchen Overlay-Netzes benötigen, um die Stromexport-Regionen in Norddeutschland mit den Stromimport-Regionen in Süddeutschland zu verbinden. Die Bundesregierung hat in ihrem Energiekonzept ja auch bekundet, dass sie dafür Korridore durch die Bundesländer freihalten will. Wenn das tatsächlich gelingt, wenn solche Korridore unter Bundesaufsicht für den Netzausbau vorhanden wären, dann könnte ein schneller Aufbau gelingen.



„Rechnen“ sich solche Punkt-zu-Punkt-Stromverbindungen denn auch für die Netzbetreiber? Fuchs Die Bundesnetzagentur unterstellt, dass wir eine Rendite von 9,29 Prozent auf unser eingesetztes Eigenkapital erzielen. Fakt ist aber, dass diese Rendite nicht erreicht wird. Es müssten also erst einmal die Regulierungsauflagen so ausgestaltet werden, dass die 9,29 Prozent auch tatsächlich erreicht werden können. Die Risiken bei der Gleichstromtechnik sind, insbesondere wenn



Fuchs Die Netzentgelte werden steigen, wahrscheinlich sogar signifikant steigen. Doch sollte man, wenn man nach dem Effekt für den Verbraucher fragt, auch sehen: Die Netzentgelte machen heute nur noch etwa 30 bis 35 Prozent des Strompreises aus. Die Übertragungsnetzentgelte sind davon wiederum nur etwa zehn Prozent. Vom gesamten Strompreis entfallen also unter fünf Prozent auf den Übertragungsnetzbereich. Angesichts der großzügigen Förderung der erneuerbaren Energien, angesichts des großzügigen Verzichts auf die kostengünstige Kernkraft, muss man doch für die Sicherheit des Netzes in Kauf nehmen, dass es im Übertragungsbereich Kostensteigerungen gibt. Das ist doch offensichtlich politisch in Kauf genommen.



Wenn Sie drei Wünsche frei hätten, was würden Sie sich als Übertragungsnetzbetreiber wünschen? Fuchs Ich wünsche mir einen gesellschaftlichen Konsens da rüber, dass das Tempo des Netzausbaus das Tempo der Energiewende bestimmt und nicht umgekehrt. Ich wünsche mir zweitens eine Politik, die auch vor Ort zur Notwendigkeit des Netzausbaus steht, Farbe bekennt und für Akzeptanz wirbt. Drittens wünsche ich mir Entscheidungen, die eine nachhaltige Finanzierung unserer Aufgaben ermöglichen. Zur Erfüllung braucht es keine Fee, wohl aber Einsicht und Rückgrat.



Mit Systemstabilität die Energieversorgung weiterhin sichern



Die im internationalen Vergleich beispiellos hohe Sicherheit der Stromversorgung in Deutschland ist ein hohes Gut. Sie wurde in den vergangenen Jahrzehnten stets durch Kooperation aller beteiligten Wertschöpfungsketten ermöglicht und hat daher den Bürgerinnen und Bürgern sowie der deutschen Industrie eine überaus verlässliche Grundlage gegeben. Diese Versorgungs sicherheit muss unter allen Umständen dauerhaft und nachhaltig gesichert sein. Die Bundesnetzagentur hat angesichts zunehmender kritischer Belastungssituationen in den Stromnetzen Maßnahmen zur Sicherung der Systemstabilität entwickelt. Aus Sicht des BDEW Bundesverband der



Energie- und Wasserwirtschaft greifen sie tief in die marktwirtschaftliche Autonomie der Wertschöpfungsstufe „Stromerzeugung“ ein und stellen damit das ursprüng liche Bekenntnis der Politik zur Liberalisierung der Strommärkte in Frage. Nach ersten Schätzungen der Übertragungsnetzbetreiber werden gravierende Markteingriffe bei dauerhafter Abschaltung der während des Moratoriums vom Netz genommenen Kernkraftwerkskapazität bis Ende des Jahres an zwei von drei Tagen erforderlich sein. Auch der BDEW sieht die Systemstabilität als eine zentrale Frage der Energieversorgung. Aus Sicht des Verbandes würden die von der Bundesnetzagentur zur Diskussion gestellten Maßnahmen aber keine Anreize



für den Netzausbau und für den Neubau von Kraftwerkskapazitäten schaffen. Der BDEW will deshalb gemeinsam mit Bundesnetzagentur und Bundeswirtschaftsministerium nach Wegen suchen, wie über standardisierte Rahmenvorgaben bei administrativ und organisatorisch geringem Aufwand eine technisch zuverlässige Lösung zur Gewährleistung der Systemsicherheit und Netzstabilität gefunden werden kann. Nach Diskussionen mit allen betroffenen Wertschöpfungsstufen der Branche (Erzeugung, Handel, Transport und Verteilung) schlägt der BDEW die unmittelbare Einrichtung einer Arbeitsgruppe unter Beteiligung der genannten Wertschöpfungsstufen der Stromversorgung vor. 53
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Hans-Peter Villis



ist Vorstandsvorsitzender von EnBW, Deutschlands drittgrößtem Energieversorger, und Vorstandsmitglied des BDEW.



›



Für Deutschland ist Offshore-Windkraft die erneuerbare Energie mit dem größten erschließbaren Potenzial. Staatliche Förderung ist nötig, um die Pionierphase zu überbrücken. Herr Villis, Ihr Unternehmen sammelt als erstes Erfahrungen mit einem kommerziell finanzierten und betriebenen Offshore-Windpark. Amortisiert sich dieser Park angesichts der enormen Investitionen jemals oder sehen Sie es noch als Lernprojekt für spätere, rentable Vorhaben? Hans-Peter Villis Der Bereich Wind offshore bietet ein attraktives Potenzial für uns. Die EnBW hat sich daher das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2020 rund 20 Prozent ihrer Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien zu gewinnen. Unser OffshorePortfolio mit je zwei Windparks in der Ostsee und in der Nordsee bietet gute Voraussetzungen, diesen Bereich schrittweise zu erschließen. EnBW Baltic 1 ist für uns der ideale Einstieg und ein Projekt mit Leuchtturmcharakter. Die dabei gewonnenen Erfahrungen werden uns beim Bau unseres Folgeprojekts EnBW Baltic 2 und unserer Nordseeprojekte helfen. Dies gilt auch für unser Beteiligungsmodell für Stadtwerke, das bei EnBW Baltic 1 Premiere feierte. Dieses Modell werden wir in einer angepassten Form auch für EnBW Baltic 2 anbieten. Und ja, EnBW Baltic 1 ist ein Lernprojekt im Bereich Offshore. Trotzdem war von An-



fang an klar, dass EnBW Baltic 1 die üblichen Wirtschaftlichkeitskriterien erfüllen muss. Sind die Hoffnungen, die die Bundesregierung in einen beschleunigten Ausbau der Offshore-Windenergie setzt, aus unternehmerischer Perspektive nicht vollkommen unrealistisch? Wie groß sind die Potenziale wirklich, und liegen sie nicht eher in Europa als in Deutschland? Villis Die Voraussetzungen für Wind offshore sind in Deutschland gut. Das gilt für die Potenziale in der Nord- und Ostsee und im Grundsatz auch für das wirtschaftliche Anreizsystem. Die Bundesregierung hat mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz einen verlässlichen Rahmen für große Investitionen geschaffen. Die vergangenen EEG-Novellen haben gezeigt, dass die Bundesregierung angemessen reagiert, um die gesteckten Ziele zu erreichen. Und diese sind ehrgeizig: Windparks mit insgesamt 25 000 Megawatt Leistung sollen vor den deutschen Küsten errichtet werden. Damit Investoren und Betreiber die dafür notwendigen finanziellen Mittel bereitstellen, sind bei der aktuellen EEG-Novelle jetzt Anpassungen erforderlich. Es ist notwendig, durch ein sogenanntes Stauchungsmodell die Vergütungen in einem kürzeren Zeitraum anzuheben. Ohne eine Anpassung



des EEG, welche die Investitionsrisiken in der Pionierphase der Offshore-Windindustrie abdeckt, besteht die Gefahr, dass Investitionen in anderen Regionen Europas – etwa in Großbritannien – getätigt werden. Ergänzend zu diesem Fördersystem ist es zudem wichtig, dass der Ausbau der Stromnetze Schritt hält mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien. Welche Rolle spielen nationale Förderprogramme im Offshore-Bereich eigentlich? Was sind die Konditionen für unternehmerisches Engagement in diesem Bereich? Villis Wind offshore ist die erneuerbare Energieform mit dem mittelfristig größten erschließbaren Ertragspotenzial in Deutschland. Durch die Lerneffekte bei Wind offshore ist davon auszugehen, dass nach einer Pionierphase von zehn bis 15 Jahren ein marktfähiges Kostenniveau erreicht werden kann. Ohne den natio nalen Förderrahmen kann der Bereich Wind offshore derzeit nirgendwo auf der Welt diese Pionierphase überwinden. Denn wir betreten Neuland: beim Bau der Anlagen auf See, bei der Netzanbindung, bei den Genehmigungsanforderungen, bei Umweltstandards und vielen weiteren Aspekten.
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Als Unternehmen können wir uns im Bereich Wind offshore nur engagieren, weil wir einerseits unser Know-how und unsere Erfahrungen mit großen Energieprojekten einbringen. Andererseits können wir darauf vertrauen, dass die Bundesregierung den erforderlichen stabilen Inves titionsrahmen schafft. Dazu gehören ein verlässlicher Vergütungsmechanismus und Maßnahmen zur Ankurbelung des Finanzierungsmarkts wie das KfW-Kreditprogramm. Wichtig sind jedoch auch verlässliche Prozesse bei Genehmigungen und Netzanbindung. Diese Punkte sollten in den laufenden Gesetzgebungsverfahren zum EEG und EnWG in den vorliegenden Entwürfen noch nach gebessert werden. Welche Staaten sind hinsichtlich Förder- und Genehmigungsbedingungen im europäischen und internationalen Maßstab der Benchmark, an dem sich Deutschland messen lassen muss? Und was machen sie besser? Villis Deutschland ist ein guter Standort für Investitionen in Wind offshore. Unsere Erfahrungen hinsichtlich der Zusammenarbeit mit Politik und Behörden sowohl auf Bundesebene als auch auf Landesebene wie in Mecklenburg-Vorpommern sind sehr gut. Doch es gibt im internationalen Vergleich derzeit erfolgreichere Länder wie beispielsweise Großbritannien. Der Offshore-Markt ist international und Fertigungskapazitäten für Windturbinen und Netzkabel, Schiffslogistik und Hafenstandorte werden länderübergreifend angeboten. Deshalb ist es wichtig, dass die Bedingungen in Deutschland einem internationalen Vergleich standhalten können.
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»es gibt im interna tionalen Vergleich derzeit erfolgrei chere Länder wie beispielsweise GroSSbritannien.«



Die EnBW ist politisch gezwungen, viel schneller auf Erneuerbare umzustellen, als die Unternehmensstrategie das bislang vorsah. Damit sind Sie quasi das Experimentierfeld für die beschleunigte Energiewende in Deutschland. Wo wird die EnBW und wo wird Deutschland im Energiemix im Jahr 2030 realistisch stehen? Villis Die EnBW hat ein ehrgeiziges Ausbauprogramm für erneuerbare Ener gien beschlossen. Die Ausbaustrategie ist wirtschaftlich und mittelfristig ausgerichtet. Strom aus Wind wird 2050 dabei eine zentrale Rolle spielen. Nach den Plänen der Bundesregierung sollen bis 2030 OffshoreWindanlagen 25 Gigawatt Strom erzeugen. Das ist Windenergie für die Versorgung von mehr als 25 Millionen Menschen mit sauberem Strom. Unsere Strategie legt ebenfalls einen Schwerpunkt auf den Ausbau der erneuerbaren Energien in Deutschland. Der Fokus liegt auf Wasser- und Windkraft, die rund 90 Prozent des Zielmix unserer erneuerbaren Energien aus-
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machen. Die EnBW wird in den kommenden Jahren rund drei Milliarden Euro in erneuerbare Energien investieren. Wir setzen auch auf Kooperationsmodelle. Mit rund zehn Prozent werden Photovoltaik und Bioenergie eine geringere Rolle spielen. Schwellentechnologien wie z. B. Geothermie und solarthermische Kraftwerke werden hinsichtlich ihrer Reife entwicklung begleitet und bei Erreichung der Wirtschaftlichkeitsschwelle im Wachstumsportfolio berücksichtigt.
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»Wir bekommen die Erneuerbaren nicht ein gebunden.« »Die Skepsis hätte ich mir gegenüber der Atomkraft gewünscht.« 58
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›



Der Bau von Stromleitungen und Energiespeichern stößt vor Ort oft auf Widerstand. Wie können die Bürger überzeugt werden, was muss die Politik tun? Ein Streitgespräch. Herr Vahrenholt, Sie sind neuerdings ausgesprochen skeptisch, was den Ausbau der erneuerbaren Energien betrifft. Was ist passiert? Bis jetzt haben Sie immer noch Licht am Ende des Tunnels gesehen. Prof. Dr. Fritz Vahrenholt Ich mache mir wirklich große Sorgen. Wir tun im Augenblick überstürzt Dinge, die sich nicht als tragfähig erweisen und damit der gesamten Perspektive der Erneuerbaren einen Bärendienst erweisen. Ich befürchte, dass die immer noch hohe Akzeptanz in den nächsten Jahren leiden wird. Insbesondere die Windenergie wird bitter dafür bezahlen. Wir haben das Pferd von hinten aufgezäumt und entdecken jetzt, dass wir die Erneuerbaren nicht eingebunden bekommen, dass man Windenergie zubaut, nur um sie dann drosseln zu müssen. Und zum Thema Photovoltaik: Wir sind kein Sonnenland! Tschechien hat jetzt eine Netznutzungsgebühr für Solarenergie, Spanien hat die Solarförderung stark eingeschränkt. Die Chinesen, die Inder und die Brasilianer werden uns bei der CO2-Reduktion nicht folgen, wenn wir nicht zeigen können, dass dies zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten und ohne Wohlstandsverlust geht.



kenne, sagen: Wir verstehen, dass die Netze ausgebaut werden müssen. Wir möchten diskutieren, wie sie ausgebaut werden. Natürlich gibt es auch eine Gruppe, die sich einfach eine gute finanzielle Kompensation erstreiten will. Mancher Landwirt sagt sich wohl, ich bin da erstmal dagegen, mal schauen, ob Geld fließt. Diese Phänomene kennen wir aus dem Verkehrswegebau, und trotzdem hat das in Deutschland die Infrastruktur nicht aufhalten können. Immerhin konnten in Deutschland rund 50 Regionalflughäfen durchgesetzt werden, die heute keiner mehr braucht. Das Problem des Netzausbaus ist, dass wir die Bevölkerung an den Leitungskorridoren falsch eingebunden haben. Sie wird überfordert mit technischen Details, aber es wird nicht der kritische Faktencheck durchgeführt, den z. B. Heiner Geißler bei Stuttgart 21 durchgeführt hat. Auch DENA II kann das nicht ersetzen, im Gegenteil, man muss z. B. die Kostenannahmen der Studie hinter fragen. Nur Transparenz und Aufklärung führen zu hoher Akzeptanz und schaffen eine Grundlage, um unter Umständen doch im Konflikt Stromleitungen durchzusetzen, wovor ich mich nicht scheuen würde. Wird die Politik bereit sein, solche Konflikte auszuhalten?



Die Energiewirtschaft will den Ausbau der Erneuerbaren, gegen den es zum Teil massive Widerstände gibt. Was ist für mehr Akzeptanz in der Bevölkerung zu leisten? Robert Werner Ich bin erstaunt, mit wie viel Skepsis man jetzt an den Netzausbau herangeht. Ich hätte mir auch nur einen Bruchteil dieser Skepsis gegenüber der Atomkraft gewünscht. Wir haben in der Energiewirtschaft vier Linien in der Akzeptanzdiskussion. Die eine ist das klassische Akzeptanzproblem der Atomkraft und des Atommülls. Die zweite ist die der erneuerbaren Energien. Da haben wir Akzeptanzprobleme beim Ausbau der Windkraft, bei der Bioenergie nehmen sie extrem zu. Drittens sind die Widerstände gegen CCS-Lagerstätten zu nennen, ein relativ neues Thema. Schließlich ist der Ausbau der Netze das vierte große Thema. Wir dürfen aber nicht alles in einen Topf werfen: Bei der Netzdiskussion geht es um örtlich begrenzte, oft sehr persönliche Probleme der Betroffenen. Fast alle Bürgerinitiativen, die ich



Vahrenholt Ich gehe immer noch davon aus, dass Politik auch durchsetzt, was sie sich auf die Fahnen geschrieben hat. Sehen Sie, wir schalten im Augenblick Wasserkraftwerke ab, wenn Windstrom zu stark in Teile der Netze drückt. Und Wasserkraft produzieren wir für zwei, drei Eurocent, viel preiswerter als Windenergie. Dieses Thema ist sträflich vernachlässigt worden. Ich glaube, wir kommen aus der Situation nur raus, wenn die Zeit des „Wir reden mal drüber“ vorbei ist. Wir reden seit 20 Jahren über die Hochspannungsübertragung durch Thüringen. Seit 20 Jahren ist dieses Factbook auf dem Tisch. Es liegt einfach daran, dass die
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»Wir würden heute keine Eisenbahn mehr in die City bekommen.« Leute nicht wollen. In Thüringen sind die Widerstände gewachsen, als man begonnen hat, über Erdkabel zu reden. Ein Kabel ist ein genauso schwieriger Eingriff, sein Bau schlägt eine Trasse, wie es die Zonengrenze früher einmal gewesen ist. Da darf niemals etwas wachsen, da stehen Schilder: „Vorsicht Trasse!“. Für mich gibt es eigentlich nur noch eine Möglichkeit: Der Deutsche Bundestag muss es mit dieser Frage so ernst meinen wie mit dem Straßenbau. Dafür gibt es einen Bundesverkehrswegeplan, der wird für fünf Jahre festgestellt. Und den akzeptiert die Bevölkerung auch. Da gibt es auch im Einzelfall Klagen. Aber ich hab noch nie gesehen, dass eine Linienfeststellung einer A14 irgendwo dann nicht doch mal gebaut wurde. Da haben wir dann vielleicht sieben Jahre. Bei den Netzen reden wir aber über 20 Jahre. Das muss dort entschieden werden, wo es hingehört: im deutschen Parlament. Und dann brauchen wir auch eine klare Lastenteilung. Denn diejenigen im Thüringer Wald sagen: Warum sollen wir eigentlich für die Bayern den Windstrom von der Küste transportieren, da haben wir ja nichts davon? Die Schleswig-Holsteiner kriegen die Gewerbesteuer für die Windkraft. Es ist doch verständlich, dass die kommunalen Gremien ein Argument haben wollen, dass sie für diese Last auch etwas für diese Region tun können. Hier muss die Politik eine Lösung finden.
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Prof. Dr. Fritz Vahrenholt (L.)



ist Vorsitzender der Geschäftsführung von RWE Innogy. Das Unternehmen bündelt die Kompetenzen und Kraftwerke des RWE-Konzerns im Bereich erneuerbare Energien.



Robert Werner (r.)



ist Vorstandsmitglied von Greenpeace Energy. Mit 20.000 Mitgliedern ist die Organisation die größte Energiegenossenschaft Deutschlands.



Werner Grundsätzlich bin ich ein Anhänger des Primats der Politik und ich bin froh zu hören, dass Sie das auch sind. Wir haben aber ein Problem und das haben wir gemeinsam, nämlich die politische Unzuverlässigkeit bei einem Regierungswechsel nach vier Jahren. Was die Akzeptanz in der Bevölkerung anbetrifft, kommt man schneller als binnen 20 Jahren zu einem Ergebnis. Was ist dafür entscheidend? Zum einen muss alles ausgeschöpft werden, was einen Netzneubau überflüssig macht: Netzverstärkung, bessere Umspannwerke, Temperaturmanagement usw. Ist der Netzneubau notwendig, ist zweitens eine respektvollere Haltung gegenüber den Anliegern die Grundlage eines schnellen Verfahrens. Ich finde ein gutes Beispiel das geplante Pumpspeicherkraftwerk in Atdorf am Schluchsee. Die Bürgerinitiativen wurden erst richtig gegründet, just nachdem ihnen die Akteneinsicht verweigert wurde. Da beginnt man den Dialog mit der Bevölkerung, indem man Akteneinsicht verweigert. Sie können nicht vermitteln, wie sich dieses geplante Pumpspeicherwerk in ein Energiekonzept in Süddeutschland einfügt, wenn sich Baden-Württemberg seit Jahren gegen den Ausbau der Windkraft stemmte. Natürlich fragen sich die Menschen vor Ort: Wo bitte soll hier Windkraft gespeichert werden, wenn es in Baden-Württemberg, Bayern und Hessen faktisch keine Windkraft gibt? Wäre erst einmal klar, wie das zukünftige Energiesystem in dieser Region aussehen soll, kann auch darüber gesprochen werden, wie man ein solches Pumpspeicherkraftwerk dimensioniert. Sie wollen ja ganze Bergkuppen wegsprengen.



Vahrenholt Wir würden auch heute keine Eisenbahn mehr in die Cities bekommen. Die Zersplitterung ist heute eine ganz andere. Und Atdorf: Da bitte ich um Präzision. Es geht um das Landesraumordnungsprogramm. Die Landesregierung hat die Träger öffentlicher Belange beteiligt und deswegen gab es in dieser Phase keine direkte Beteiligung der Bürger. Das kann man beklagen. Wir als RWE haben natürlich informiert, aber im Verfahren. Wir sind noch nicht mal in der Planfeststellung. Wir sind im Landesraumordnungsprogramm. Das ist eine ganz andere Ebene, über die wir da diskutieren. Und solche Worte: „Sie wollen eine Bergkuppe wegsprengen!“, das ist genau die Diskussionsebene, die dazu führt, dass so was nie in Deutschland Realität wird. Und das finde ich nicht in Ordnung. Und was die fehlenden Windkraftwerke in Baden-Württemberg betrifft: Meinen Sie, in Niedersachsen, wo Sie Windkraftwerke an jeder Ecke haben, haben Sie eine andere Debatte? Wir haben wirklich kurz vor zwölf. Da kann man sich solche Debatten nicht mehr leisten, nach dem Muster: Erst wenn Ihr alle Bedenken entkräftet, dann akzeptieren wir es. Damit werden wir scheitern.



niger, er führt nicht so schnell zum Ziel als ein Weg, bei dem die Bevölkerung mit frühzeitigem Dialog eingebunden wird. Ich glaube, dass Ihre Reaktion ein Symptom ist, warum wir mit Infrastrukturpolitik nicht weiterkommen. Bei jedem Straßenprojekt, jedem Umspannwerk haben Sie Widerstände. Das werden Sie immer haben, das kann nicht etwas Neues sein. Und vor allem darf es keine willkommene Ausrede sein, den Umbau der Energiewirtschaft nicht voranzutreiben. Lassen Sie uns doch mit dem Engagement, mit dem Sie Ihre Skepsis vortragen, bei den Menschen vor Ort Verständnis dafür schaffen, warum der Netzausbau jetzt sein muss. Dann werden auch die unterschiedlichen Motive des Widerstandes deutlicher. Ich habe auch von Landwirten gehört, die einen Abstand der Stromleitung von mindestens 2,2 Kilometern zur Bebauung fordern, und dann guckt man sich die Flurkarten an und denkt sich: „Klar, genau da liegen seine Äcker.“ Da muss man hingehen und sagen: Pass mal auf Bursche, netter Versuch für ein Taschengeld, aber relevant sind die Bedenken der direkten Anwohner. Ein Auszug aus einer Podiumsdiskussion während der BDEW-Leitveranstaltung „Smart Renewables 2011“ am 22./ 23. Februar 2011 in Berlin.



Werner Verstehen Sie mich nicht falsch, ich bin für Pumpspeicherkraftwerke. Mir geht es nur darum, wie das Ganze eingestielt wird. Und Ihr Verweis auf das Landesraumordnungsverfahren macht das deutlich: Genau mit diesem Rückzug auf das formale Prozedere verlieren Sie schon zu Beginn des Verfahrens die Bevölkerung. Das Raumordnungsverfahren und die Planfeststellung ist zwar der juristisch korrekte Weg, aber der Weg ist stei-



Fokus infrastruktur Streitfragen 01|2011



61



62



Streitfragen 01|2011 Fokus infrastruktur



Fünf Fragen an Klaus Rohmund 01



02



03



Herr Rohmund, warum kämpfen Sie und Ihre Mitstreiter gegen eine Höchstspannungslei tung in Ihrer Region?



Wie beurteilen Sie die Initiative der Staatsse kretärin Katherina Rei che, Bürgerinitiativen stärker in die Planung einzubinden?



Was müsste passieren, um die Akzeptanz für den Netzausbau zu er höhen? Wären Erdkabel eine Möglichkeit?



Wir sehen uns nicht als Gegner des Netzausbaus oder einer bestimmten Trasse. Unser Credo lautet: Umweltfreundlich erzeugter Strom muss auch umweltverträglich transportiert werden. Stromübertragung in konventioneller Freileitungsbauweise ist für uns keine zukunftsorientierte Lösung, die bisherigen Planungen sehen aber ausschließlich Freileitungen vor. Wir fordern angesichts des erforderlichen Netzausbaus eine alternative und innovative Übertragungstechnologie, die konflikt- und eingriffsärmer für Mensch und Natur ist.



Die Initiative begrüße ich ausdrücklich. Es ist aber notwendig, sie konsequent, in breiterer Form und auch regional fortzusetzen und auszubauen. Regional ist dringend geboten, die zuständigen Länderminister mit ins Boot zu nehmen. Außerdem sollte die Initiative inhaltlich stärker unterlegt werden, indem neutrale Fachleute und unabhängige Wissenschaftler den Bürgern das Thema näherbringen.



04



05



Setzt sich die Bundesre gierung für die Belange der Bürger ausreichend ein?



Gibt es eine Lösung für den Zielkonflikt zwi schen Versorgungssi cherheit und dem Aus bau der erneuerbaren Energien einerseits und der Umweltbelastung durch den Leitungsbau andererseits?



Es ist zu begrüßen, dass die Bundesregierung sich in die Netzplanung einschalten will. Bisher fand diese Planung informell in kleinen Zirkeln statt, die Bürgerinnen und Bürger blieben außen vor. Um die Akzeptanz zu steigern, muss der Bund den Netzbedarf koordinieren und die Abläufe transparent gestalten. Alle Akteure der Stromversorgung müssen an einen Tisch – und alles muss auf den Tisch. Nicht zuletzt müssen unabhängige Institutionen den Umfang des geplanten Netzausbaus überprüfen.



Akzeptanz wird möglicherweise nur sehr bedingt erreichbar sein – eher ein Stück mehr Verständnis für die Notwendigkeit des Netzausbaus. Das setzt aber voraus, dass die betroffenen Menschen auf die Veränderungen in ihrer Umgebung besser vorbereitet werden. Sie müssen gezielter und umfassender informiert und frühzeitig in den Planungs- und Entscheidungsprozess eingebunden werden. Man muss auch ernsthaft darüber nachdenken, unmittelbar an der Trasse Betroffene direkt zu entschädigen. Erdkabel sind generell eine Möglichkeit, mehr Akzeptanz zu erreichen. Daher sollte im Verteilungsnetz auf der 110-kV-Spannungsebene grundsätzlich eine Erdverkabelung vorgesehen werden. Im Höchstspannungsbereich, bei den Übertragungsnetzen, müssen Pilotprojekte vorangetrieben werden, damit auch diese Leitungen über längere Distanzen unterirdisch verlegt werden können.



Klaus Rohmund



Das oft gebrauchte Argument „Der Strom muss von Norden nach Süden“ vernachlässigt, dass die Diskussion über zentrale und dezentrale Energieerzeugung erst begonnen hat. Mehr dezentrale Energieversorgung würde den Bedarf für zusätzliche Transportleitungen verringern. Das bedeutet dann mehr Windräder und Biogasanlagen in der Fläche. Für die Übertragung großer Strommengen im Overlay Grid sollte die HGÜ-Technik, also die Hochspannungsgleichstromübertragung, genutzt werden. Über Ausbauvorhaben würde ich die Öffentlichkeit sehr frühzeitig informieren und in die Planung einbinden.



ist Vorsitzender der 2007 gegründeten Bürgerinitiative „Keine 380-kV-Freileitung im Werra-Meißner-Kreis“. Der ehemalige Beamte engagiert sich auch überregional: Er hat bei der Deutschen Umwelthilfe an der Entwicklung von „Plan N“ mitgewirkt und beriet mit Umweltstaatssekretärin Katherina Reiche über Wege zur Beschleunigung des Netzausbaus.
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Streit um CCS – Klimaretter oder Risiko technologie ?



›



Mit Hilfe der sogenannten CCS-Technologie (Carbon Dioxide Capture and Storage) könnten Kraftwerksbetreiber und Industrieunternehmen das Treibhausgas Kohlendioxid aus Abgasen herausfiltern, verflüssigen und unterirdisch lagern, um ihre CO2-Emissionen zu reduzieren. Die Bundesregierung hat am 13. April nach monatelangem Streit einen konkreten Gesetzentwurf zur unterirdischen Kohlendioxid-Speicherung vorgelegt. Ist damit der Durchbruch für die CCSTechnologie geschafft, Herr Donnermeyer? Michael Donnermeyer Ganz im Gegenteil. Wenn der Gesetzentwurf in seiner jetzigen Form tatsächlich im Herbst das Parlament passiert, hätte das fatale Folgen für die weitere Entwicklung der CCS-Technik. Dann erhalten die Bundesländer nämlich ein VetoRecht und können sich weigern, auf ihrem Gebiet unterirdische CO2-Speicher zuzulassen. Damit wäre der Weg für eine weitere Erprobung der Technik versperrt.
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Frau Günther, tatsächlich sieht es ja so aus, als würden die Bundesländer mit den größten unterirdischen Speicherkapazitäten, nämlich Schleswig-Holstein und Niedersachsen, keine Probebohrungen auf ihrem Gebiet zulassen. Hat CCS dann in absehbarer Zeit keine Chance mehr? Regine Günther Da muss man schon etwas genauer hinsehen. Es gibt in dem neuen Gesetzentwurf keine Ausschlussmöglichkeit ohne Grund und ohne Abwägung. Wir sollten allerdings in den kommenden Monaten sehr klar machen, welche Bedeutung CCS für den Klimaschutz in Deutschland zukommt. Und zwar vor allem für die Industrie in Deutschland. Nur so können wir mehr Akzeptanz in der Bevölkerung für CO2Speicher gewinnen.



Michael Donnermeyer ist Geschäftsführer des IZ Klima.



Donnermeyer



Diese Akzeptanz werden wir nur gewinnen, wenn sich nicht einzelne Bundesländer aus der Verantwortung ziehen können. Die Bundesregierung gefährdet mit dem Gesetzentwurf die finanzielle Unterstützung aus Brüssel, die wir brauchen, um schnell den Weg frei zu machen für CCS-Demonstrationsanlagen im großindustriellen Maßstab. Robert Pörschmann Die EU zwingt niemanden zur Umsetzung von CCS. Im Gegenteil, es besteht die Möglichkeit, dass sich Länder auch grundsätzlich gegen CO2-Endlager auf ihrem Gebiet aussprechen. Politik und Industrie müssen lernen, den Willen der Bevölkerung zu akzeptieren. Und die will CCS nicht. Daher erwartet der BUND von der Bundesregierung, den bundesweiten Verzicht auf CCS zu regeln und nicht einzelnen Bundesländern CO2-Endlager aufs Auge zu drücken und damit ganze Regionen zu gefährden.



Herr Pörschmann, Grund für die Verweigerungshaltung der Länder ist ja unter anderem, dass viele Bürger befürchten, undichte CO2-Speicher könnten das Grundwasser versauern oder verdrängen. Sind Sie gegen eine Erprobung von CCS, weil Sie diese Sorge teilen? Pörschmann Ein BUND-Gutachten zeigt, dass diese Risiken bestehen. CO2 ist in Verbindung mit Wasser und erst recht durch mögliche Verunreinigungen eine aggressive chemische Verbindung. Kohlendioxid einzulagern ist sehr viel gefährlicher als zum Beispiel Erdgas. Günther Diese Argumentation erschließt sich mir nicht. Fakt ist, dass CO2 eine mittelschwache Säure, Erdgas hingegen brennbar und explosiv ist. CO2 ist natürlicher Bestandteil der Luft. Es gibt sogar natürliche CO2-Lagerstätten, zum Beispiel in Thüringen. Außerdem enthält jedes Erdgas auch CO2 – im Einzelfall



Regine Günther ist Leiterin des Bereichs Klima- und Energiepolitik beim WWF Deutschland.



Robert Pörschmann ist Energieexperte beim BUND.



bis zu 50 Prozent. Wir müssen bei der Auswahl möglicher CO2-Lagerstätten natürlich Gesteine aussuchen, bei denen ausgeschlossen ist, dass Kohlensäure ein sicherheitsrelevanter Faktor wird. Das ist aber machbar. Sind die Risiken beherrschbar? Pörschmann CO2 ist in der Luft. Ab Konzentra tionen von fünf Prozent wird es aber kritisch für den menschlichen Organismus. Und wenn Millionen Tonnen CO2 pro Jahr unter extrem hohem Druck in den Untergrund verpresst werden, führt das zu Spannungen im Untergrund. Das kann lokale Erdbeben auslösen, die Geologie verändert sich. Das CO2 wird hochkonzentriertes Salzwasser, das zum Beispiel im Sandstein lagert, so lange verdrängen, bis es zur Druckentlastung einen Weg nach oben findet. Weitere Gefahren gehen von in den Kraftwerksabgasen enthaltenen Schwermetallen aus. Die Risiken sind systembedingt und die dürfen Sie nicht ausblenden. Donnermeyer Also bitte, Herr Pörschmann, malen Sie doch nicht den Teufel an die Wand. Sie schüren bewusst die Ängste in der Bevölkerung, statt mögliche Risiken und ihre Beherrschbarkeit rational zu diskutieren. Mit dem Begriff Endlager suggerieren Sie, CO2 sei das Gleiche wie ein radioaktives Nuklid. Das ist doch nicht haltbar. Es stimmt, es gibt offene Fragen, aber auch schon gute Erfahrungen mit der CO2-Speicherung. Zur Beantwortung dieser Fragen brauchen wir jetzt die Demonstration der Technik im Industriemaßstab. Pörschmann Zunächst mal, Herr Donnermeyer, ist der Begriff Endlager ehrlicher als der Begriff Speicher. Das CO2 soll schließlich für immer in den unterirdischen Lagern bleiben, nicht wahr? Sie wollen mit den Gefahren, dass Kohlendioxid aus diesen Endlagern austreten, Grund- und Trinkwasser weiträumig versalzen oder mit Schwermetallen verseuchen kann, kommenden Generationen Ewigkeitskosten und Risiken aufbürden. Und dafür wollen Sie lächerliche 30 Jahre die Haftung übernehmen, das ist unverantwortlich.
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»Wer von CO2-End lagerung spricht, schürt irrationalE Ängste.«
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Wie könnte sichergestellt werden, dass keine Risiken für die Wasserversorgung entstehen? Günther Um solche Risiken auszuschalten, sind staatliche Behörden sehr eng bei der Genehmigung eingebunden. Die Risiken der CO2-Speicherung sind nach unserer Ansicht überschaubar. Natürlich müssen wir die Technik erproben, um jegliche Risiken für Mensch und Natur zweifelsfrei ausschließen zu können. Und dazu brauchen wir Demonstrationsanlagen im größeren Maßstab. Donnermeyer Da stimme ich Ihnen absolut zu. Herr Pörschmann tut so, als sei die Versauerung des Grundwassers eine notwendige Konsequenz von CCS. Dabei wird das CO2 in 1 000 Metern Tiefe eingelagert. Die Trinkwasser-Reservoirs liegen weit davon entfernt, die meisten in bis zu 150 Metern Tiefe. Pörschmann Ich frage mich, wie Sie zu diesen Einschätzungen kommen. Sie blenden systematisch die Risiken aus. Weltweit gibt es bei einem CCS-Vorzeigeprojekt nach dem anderen Unregelmäßigkeiten oder Unsicherheiten. Das einzige Forschungsendlager Deutschlands in Ketzin verpresst CO2 gerade mal seit drei Jahren. Erforscht werden weder CO2-Leckagen noch mögliche Trinkwasserversalzungen, die beiden vermutlich schwerwiegendsten Risiken, die sich erst in Jahrzehnten zeigen könnten. Und Sie fordern mit



» CCS ist bestimmt kein billiges Unterfangen.«



Günther Nach allen Daten und Forschungsergebnissen, die mir vorliegen, sehe ich nicht, dass so etwas passieren kann. Laut Weltklimarat werden Speicher mit zunehmender Verweildauer des CO2 sogar sicherer, weil das Gas sich partiell im Formationswasser löst und teilweise Minerale bildet. Es ist aber in der Tat wichtig, den Trinkwasserschutz bei der Standortsuche und bei der Genehmigung von Speicherplätzen sehr sorgfältig zu berücksichtigen.



» CCS im Energiesektor ist Unsinn.«



Wie hoch sind die Risiken der CCS-Technologie für die Wasserversorgung aus Ihrer Sicht, Frau Günther?



» Bis 2025 werden wir auf keinen Fall so weit sein, dass wir auf CCS verzichten können.«



Michael Donnermeyer



ist ehemaliger Berliner Senatssprecher und heute Geschäftsführer des Informationszentrums klimafreundliches Kohlekraftwerk (IZ Klima). Sein Ziel: Akzeptanz für die umstrittene CCS-Technologie schaffen.



den Demonstrationsprojekten in Brandenburg einen Upscale um den Faktor 300 ohne bisherigen Nachweis der Langzeitsicherheit. Experten zufolge könnte das Grundwasser im Umkreis von 100 Kilometern verseucht werden. Wollen Sie allen Ernstes die Wasserversorgung einer Großstadt wie Berlin gefährden? Günther Wir haben hier eine völlig aus dem Ruder laufende Risikoeinschätzung zwischen CCS einerseits und der Deponierung von Kohlendioxid in der Atmosphäre andererseits. Ohne CCS wird die ZweiGrad-Schwelle nicht zu halten sein. Das sagen uns alle seriösen Studien. Wenn wir eine potenziell wichtige Klimaschutz-Technologie ungeprüft und pauschal ablehnen, brauchen wir sehr gute Gründe. Die scheinen mir bei CCS nicht gegeben. Nicht einmal die Wasserwirtschaft stützt die von Ihnen aufgestellten Thesen zur Bedrohung des Grundwassers in dieser pauschalen Form.
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»CCS ist wichtig für den Klimaschutz!«
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Regine Günther



ist Leiterin des Bereichs Klimaund Energiepolitik beim WWF Deutschland und spricht sich für die CCS-Technologie aus. Ihrer Ansicht nach sind die Risiken überschaubar.



Herr Donnermeyer, selbst wenn die Landesregierungen und die Bürger ihre Meinung zur CO2- Speicherung noch ändern, bleibt die Frage: Reicht die Kapazität der unterirdischen Speicher überhaupt aus, um langfristig alle Kraftwerks- und Industrieabgase aufzunehmen? Donnermeyer Ja. Seriöse Studien zeigen, dass die unterirdischen Speicherkapazitäten bis 2050 einen nennenswerten Beitrag zum Klimaschutz leisten können. Erst einmal werden wir jetzt bis 2017 den Nachweis erbringen, dass die Risiken der CCS-Technologie beherrschbar sind und dass die Speicherung machbar ist. Dann müssen wir klären, wie wir die Speicherkapazitäten optimal nutzen, am besten im europäischen Maßstab. Vor allem unter der Nordsee liegen noch große potenzielle Speicherstätten.



Wäre die Verlagerung der CO2-Speicher unter die Nordsee eine akzeptable Lösung, um Risiken einer unterirdischen Speicherung zu vermeiden, Herr Pörschmann? Pörschmann Also, wer ernsthaft erwägt, unter dem UNESCO-Weltkulturerbe Wattenmeer CO2-Endlager anzulegen, ist mit dem Klammerbeutel gepudert. Die Risiken sind doch unter dem Meer nicht geringer, im Gegenteil, die Auswirkungen von Lecks sind noch viel schwieriger einzuschätzen. Die Gesteinsschichten, in denen CO2 eingelagert werden soll, sind unterirdisch miteinander verbunden. Es bestünde also immer noch Gefahr für die Trinkwasserversorgung der angrenzenden Gebiete, außerdem für die Unterwasserlandschaft. Im Übrigen: Gerade die Wasserverbände teilen unsere Sorge um den Erhalt reinen, sicheren Trinkwassers. Gerade erst haben sich die Berliner Wasserbetriebe kritisch geäußert.



Günther Die Nordsee besteht doch nicht nur aus UNESCO-Weltkulturerbe. Der wesentliche Teil ist ausschließliche Wirtschaftszone. Auch hier gilt der Grundsatz: erst prüfen, welche Gefahren wirklich bestehen, dann entscheiden. Deshalb sollten wir nicht prinzipiell überwachte Testspeicher und Pilotanlagen in geeigneten Gebieten verteufeln.



Wenn wir Pipelines quer durchs Land legen müssten, um Kohlendioxid zu Lagern unter der Nordsee zu transportieren, wird die CCS-Technik dann so teuer, dass sie für Kraftwerke und Industrie nicht mehr wirtschaftlich ist? Donnermeyer Ich bin überzeugt, wenn wir die Speicherung in europäischem Maßstab betreiben, ist das wirtschaftlich machbar. Ob CCS sich aus Sicht der Unternehmen rechnet, hängt grundsätzlich davon ab, wie teuer in Zukunft CO2-Emissionszertifikate gehandelt werden. Mittelfristig ist ein Preis von vierzig bis sechzig Euro pro Tonne CO2 im europäischen Emissionshandel realistisch. Dann rechnet sich auch die CO2Abscheidung einschließlich des Transports. Günther CCS ist bestimmt kein billiges Unterfangen, das sollte uns klar sein. Aber wir brauchen die Technik, um die Klimaschutzziele zu erreichen. Dafür müssen wir auch bereit sein, einen gewissen Preis zu zahlen.



Studien zeigen allerdings, dass die CCS-Technik frühestens 2025 so weit sein wird, dass sie überhaupt im großindustriellen Maßstab angewendet werden kann. Kommt CCS dann nicht ohnehin viel zu spät? Bis 2025 soll doch schon ein großer Teil der Energieversorgung auf erneuerbare Energiequellen umgestellt sein. Donnermeyer Um die Klimaschutzziele zu erreichen, brauchen wir auf jeden Fall neue, effizientere fossile Kraftwerke mit CCS-Technik. Die erneuerbaren Energien allein werden noch eine ganze Weile nicht
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»Wollen Sie die Was serversorgung einer GroSSstadt wie Berlin gefährden?«
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Robert Pörschmann



ist Energieexperte beim Bund für Umwelt- und Naturschutz (BUND). Er sieht langfristig viele Risiken und keine Chancen durch CCS.



unsere Energieversorgung sichern. Und dann müssen wir natürlich auch die Emissionen der Industrie einlagern. Bis 2025 werden wir auf keinen Fall so weit sein, dass wir auf CCS verzichten können. Das Klima braucht keine neue Ri sikotechnik, sondern erneuerbare, saubere Technologien. Neue Kohlekraftwerke blockieren die Energiewende und machen effektiven Klimaschutz unmöglich. CCS im Energiesektor ist Unsinn. Das sagen auch jene wissenschaftlichen Institutionen, nach denen sich die Bundesregierung richten sollte: Umweltbundesamt, Sachverständigenrat für Umweltfragen, Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung für globale Umweltveränderungen. Und auch in der Industrie sollten alternative und CO2-freie Produktionsprozesse umfassender als bisher gefördert werden. Dafür müssten Deutschland und die EU deutlich mehr Mittel bereitstellen. Die Einnahmen aus dem CO2Emissionshandel in neue Kohlekraftwerke zu stecken wäre doch absurd. Pörschmann



Frau Günther, können wir die Klimaschutzziele tatsächlich ohne CCS erreichen? Günther Es geht bei CCS um die Erreichung der Klimaschutzziele, aber nicht um den Bau neuer Kohlekraftwerke. Genau dafür sollten wir CCS in Deutschland wirklich nicht einsetzen. Wir brauchen keine neuen Kohlekraftwerke in Deutschland, weil wir andere Optionen wie Gaskraftwerke haben, die wir ausbauen sollten. Die unterirdischen Speicherkapazitäten sind eine begrenzte Ressource, die wir zuallererst für Prozessemissionen der Industrie und zur Schaffung von Nettosenken nutzen müssen. Und wir dürfen nicht vergessen, dass in Schwellenländern gerade viele Kohlekraftwerke gebaut werden, die mit CCS nachgerüstet werden müssen. Ohne CCS-Technologie werden diese Kraftwerke es unmöglich machen, die ZweiGrad-Schwelle nicht zu überschreiten. Mit gravierenden Konsequenzen für uns alle



Könnten Sie sich vorstellen, die CCS-Technik in den Entwicklungsländern einzusetzen, um die Klimaschutzziele zu erreichen, Herr Pörschmann? Pörschmann Eine Risiko-Technologie den Schwellenländern aufschwatzen, das soll ihnen helfen? Ich verstehe die Logik nicht: Erst Kohlekraftwerkstechnik nach China exportieren, in 20 Jahren CCS hinterherschicken und falls dann seltsamerweise der gewünschte positive Klimaeffekt nicht eintritt, reichen wir in 40 Jahren vielleicht auch noch Biomasse-CCS nach. So wird das Kohlezeitalter künstlich ausgedehnt, dreimal daran verdient und der Klimaschutz ist passé. Davon haben auch die Chinesen nichts, das sehen sie zunehmend auch selbst so. Nein, diese Länder sollten wie wir jetzt auf erneuerbare Energien statt auf fossile oder atomare Energieträger setzen, was außerdem erhebliche Exportchancen für die deutsche Industrie mit sich bringen würde. Günther In vielen Schwellenländern werden erneuerbare Energien doch schon sehr stark ausgebaut. Es wird aber noch lange dauern, bis Länder wie China auf den Zubau von Kohlekraftwerken verzichten. Ich wiederhole nochmals meinen Punkt: Was machen wir mit den jetzt schon existierenden Kohlekraftwerken in Schwellenländern? Es ist unverantwortlich, das zu ignorieren, wenn man keine handfesten Alternativen anzubieten hat. Wir exportieren doch unsere Risiken via Klimawandel, ohne entsprechende Lösungen anzubieten. Donnermeyer Wir werden Kohlekraftwerke nicht nur in den Entwicklungsländern, sondern auch in Deutschland weiter brauchen, da dürfen wir uns keinen Illusionen hingeben. Wenn wir für ein neues, effizientes Kohlekraftwerk mit CCS ein altes Kohlekraftwerk abschalten, sparen wir sehr schnell sehr viele Emissionen ein. Wir werden sicher eine Quotierung der Speicherkapazitäten brauchen, damit auch für Industrieemissionen ausreichend Platz ist in den Lagerstätten und für die Rückgewinnung von CO2 aus der Atmosphäre. Aber das sind Fragen, denen wir uns ab 2020 oder 2030 widmen müssen. Jetzt geht es erst einmal um die qualifizierte Entwicklung der Technologie. Fokus Erzeugung Streitfragen 01|2011
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»nur erdgas ist die brücke.«
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»Kohle bleibt für die Stromerzeugung unverzichtbar.«
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Andree Böhling



kümmert sich bei Greenpeace Deutschland um den The menbereich Energie. Der Politikwissenschaftler plädiert für einen intelligenteren Umgang mit der Ressource Erdgas und will so den schnellen Ausstieg aus der Atomkraft ermöglichen.



›



Andree Böhling hält neue Kohlekraftwerke für überflüssig, will schneller aus der Atomkraft aussteigen und setzt dabei auf Erdgas als Brückentechnologie. Herr Böhling, Greenpeace bezeichnet Erdgas als einzige Brückentechnologie im Energiesektor, die Deutschland wirklich braucht. Warum? Weil dies tatsächlich so ist. Die Bezeichnung Brückentechnologie haben wir dabei bewusst gewählt als Antwort auf die These, dass wir eine Brücke mit Atomstrom und – wie es noch im 2010 beschlossenen Energiekonzept der Bundesregierung stand – sogar eine Laufzeitverlängerung für Kernkraftwerke brauchen. Das Gegenteil ist der Fall: Deutschland kann schon bis 2015, also viel schneller als jetzt beschlossen, aus der Atomkraft aussteigen, ohne dass eine Stromlücke droht. Das haben wir mit unserem Energiekonzept „Der Plan“ vorgerechnet. Voraussetzung ist, dass wir weiter in erneuerbare Energien sowie in Energieeffizienz investieren – und in Gaskraftwerke. Da Andree Böhling



» Für die Energiewende brauchen wir insgesamt nicht mehr Gas, sondern weniger.«
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denken wir an Gas- und Dampfanlagen zur Stromerzeugung, aber auch an kleine und kleinste Kraft-Wärme-Kopplungs-Systeme in Haushalten und in der Industrie. Unser Ziel heißt: 100 Prozent erneuerbare Energie. Bei der Stromversorgung ist das bis spätestens 2050 erreichbar, dann wird auch der Wärmebedarf zu 80 Prozent durch regenerative Energie abgedeckt. Zusätzliche Kohlekraftwerke sind überflüssig, egal ob mit oder ohne Abscheidung von Kohlendioxid. Es werden schon heute mehr Kohlekraftwerke gebaut, als für eine sichere Stromversorgung ohne Atomkraft notwendig wären. Momentan wird Gas in Deutschland in erster Linie verheizt. Wie wollen Sie das ändern? Böhling Tatsächlich nutzen wir Gas heute vor allem für die Wärmeversorgung – und da können wir es ersetzen, etwa durch regenerative Energiequellen wie Solarthermie und teils auch Biomasse. Außerdem können wir den Verbrauch durch eine bessere Wärmedämmung in Gebäuden und andere Maßnahmen zur Energieeffizienzsteigerung erheblich absenken. So lässt sich der Mehrverbrauch für die Verstromung überkompensieren. Wir haben in unserem Energiekonzept dargelegt, dass wir für die Energiewende in Deutschland insgesamt nicht mehr Gas brauchen, sondern weniger: Bis 2020 kann der Verbrauch um 7,5 Prozent, bis 2030 um 25 Prozent sinken.



Kann Deutschland bei sinkendem Verbrauch unabhängiger werden von Gasimporten? Böhling Der Import wird sich verringern, aber ohne geht es nicht. Das sehen wir nicht als Problem – selbst im Kalten Krieg ist Gas aus Russland immer verlässlich geflossen. Aber natürlich ist es richtig, die Lieferantenbasis zu verbreitern, etwa durch Flüssiggas-Importe und neue Pipelines. Gas aus unkonventionellen Lagerstätten brauchen wir dagegen nicht, in Deutschland lehnen wir die Förderung ab. Die Bohrungen sind mit Risiken verbunden, das gefährdet das Image des klimaund umweltfreundlicheren Energieträgers Gas. Und für Biogas sehen wir kein großes zusätzliches Potenzial – schon heute wird für den Anbau von Energiepflanzen mehr Fläche genutzt, als unter dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit vertretbar ist. Als vielversprechende Möglichkeit betrachten wir dagegen das sogenannte Windgas, also die Erzeugung und Speicherung von Wasserstoff und später Methan aus dem überschüssigen Strom von Windkraftanlagen.



Dr. Hermann Janning



ist Vorstandsvorsitzender der Stadtwerke Duisburg AG, Vorsitzender der Geschäftsführung der Holding Duisburger Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft sowie Vorsitzender des Aufsichtsrats der Evonik Steag GmbH.



›



Dr. Hermann Janning geht davon aus, dass der Atomausstieg durch konventionelle Kraftwerkskapazität abgesichert werden muss – auch durch neue Kohlekraftwerke. Herr Dr. Janning, auf der Homepage Ihres Unternehmens heißt es: „Für die Stadtwerke Duisburg als Energiedienstleister mit eigenen Kraftwerken hat das Thema Erzeugungstechnologie besondere Priorität. Neben der Wirtschaftlichkeit der Erzeugungsprozesse spielen hier auch Faktoren wie Ressourcenschonung oder Klimaschutz eine wichtige Rolle.“ Welchen Stellenwert hat die Kohle als Energieträger für Ihr Unternehmen? Dr. Hermann Janning Die Kohle ist die Basis für die Stromerzeugung der Stadtwerke Duisburg AG, sie spielt gegenwärtig und in Zukunft eine beträchtliche Rolle. Aktuell haben wir zwei Kohleblöcke unterschiedlichen Alters mit insgesamt 240 MW am Netz. Einer dieser beiden Kohleblöcke wird Ende 2012 aufgrund des Betriebsalters endgültig vom Netz gehen. Der zweite Kohleblock mit Kraft-Wärme-Kopplung wird noch weitere 15 bis 20 Jahre die Grundlage unserer Stromerzeugung bilden. Ich bin überzeugt, dass der Umstieg auf regenerative Energien für einen beträchtlichen Übergangszeitraum eine Stromerzeugung aus Kohle und Gas notwendig macht.



Sie wurden zitiert mit der Bemerkung „Kohle und Gas rücken wieder stärker in den Vordergrund“. Was bedeutet das in der Praxis? Diese Aussage halte ich angesichts der derzeitigen energiewirtschaftlichen Diskussion für absolut aktuell. Die aktuelle Gesetzgebung der Koali tion macht deutlich, in welcher Intensität wir die Kernenergie ersetzen müssen durch konventionelle Kraftwerke. Bei einem beschleunigten Ausstieg aus Janning



der Kernenergie werden die derzeit in Planung und Bau befindlichen Kohle- und Gaskraftwerke zwingend benötigt. Wie lange brauchen wir Ihrer Meinung nach einen verstärkten Einsatz von Kohle? Benötigen wir für diesen Zeitraum neue Kohlekraftwerke? Janning So anspruchsvoll das Ausstiegsszenario der Bundesregierung ist, so notwendig wird es sein, durch konventionelle Kraftwerkskapazität diesen Umstieg abzusichern. Primär wird es sicherlich über Gasund-Dampf-Anlagen erfolgen. Dies wird jedoch nicht ausschließen, die bestehenden Planungen für Kohlekraftwerke zu realisieren. Denn die mangelnde Sicherheit hinsichtlich der Verfügbarkeit regenerativer Energien macht hinreichende Reservekapazität erforderlich.



» Eine stärkere Nutzung von Kohle bringt klima politisch nicht zwingend Nachteile.«
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Auch neue Gaskraftwerke müssen erst einmal genehmigt werden. Glauben Sie, dass die Anwohner eine solche Anlage eher akzeptieren als etwa ein Kohlekraftwerk? Im Augenblick tun manche so, als werde jedes Großprojekt durch Bürgerproteste verhindert. Diese Pauschalisierung halte ich für falsch. Gerade bei Kraftwerksprojekten müssen Sie genau unterscheiden zwischen den Bürgerinitiativen vor Ort und der Umweltbewegung. Gegen Kohlekraftwerke gibt es eine breite Böhling



Front aller Umweltverbände, das verleiht dem Protest an Ort und Stelle zusätzlichen Schub. Bei Gas sieht das völlig anders aus: Die breite Mehrheit der Verbände ist nicht dagegen, der Protest ist dadurch viel, viel geringer. Übrigens zeigen Umfragen, dass die Bürger ein Erdgaskraftwerk in der Nähe eher akzeptieren als eine Kohle- oder gar eine Atomanlage. Entscheidend ist, dass man die Menschen einbezieht, sie informiert, ihre Ängste und Sorgen ernst nimmt und zum Beispiel durch entsprechende Abstandsregelungen berücksichtigt. Würde Greenpeace sich für den Neubau eines Gaskraftwerks einsetzen? Böhling Es sind bereits sehr viele neue Gaskraftwerke in Bau, was wir begrüßen. Deswegen werden wir aber auch nur noch im begrenzten Umfang neue Großkraftwerke benötigen. Wichtig wäre ein stärkerer Ausbau von kleineren, dezentralen Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen. Vom Grundsatz her ist Greenpeace in Deutschland nur gegen neue Kohlekraftwerke. Wir haben uns in den vergangenen Jahren nicht an Protesten gegen Gaskraftwerke beteiligt, übrigens auch nicht gegen Windkraftanlagen an Land und vor der Küste. Es gibt nur Einzelfälle, wo wir Anlagen ablehnen, etwa einen Windpark in einem Naturschutzgebiet. Wenn wir eingeladen werden, stellen wir uns der Debatte mit den Bürgern vor Ort. Das habe ich schon oft im Zusammenhang mit Offshore-Windkraftanlagen gemacht. Natürlich bekommen wir dafür nicht nur Zustimmung aus der Umweltszene. Wir würden jederzeit rausgehen und sagen: „Wir brauchen Gaskraftwerke, wir brauchen Gas als Brücke.“ Für uns ist das eine Frage der Glaubwürdigkeit, weil uns der schnelle Ausstieg aus der Atomkraft und auch der Ausstieg aus Kohle wichtig sind. Aber Gas ist nicht per se umweltfreundlich – bei der Verbrennung wird CO2 frei, die Förderung bedeutet Eingriffe in die Umwelt. Darum ist der Einsatz von Erdgas kein Selbstzweck, sondern nur Brückentechnologie auf dem Weg zur Versorgung durch erneuerbare Energien.
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Welche Rolle kann die Abscheidung und Speicherung von Kohlendioxid, kurz CCS, spielen? Janning Ich wage zu bezweifeln, dass die CCSTechnologie eine breite Anwendung in Deutschland finden wird. Die absehbaren Proteste auf der Bürgerseite sowie die beträchtlichen Entfernungen zwischen den Kraftwerken und den möglichen Unterbringungsstandorten für die abgeschiedenen CO2-Mengen machen bereits jetzt deutlich, dass hier ein neues großes Akzeptanzproblem entsteht.



Was bedeutet der verstärkte Einsatz von Kohle für die Erreichung der nationalen und internationalen Klimaziele? Janning Die vorübergehende stärkere Nutzung führt klimapolitisch nicht zwingend zu einer Verschlechterung. Dies ergibt sich aus dem Umstand, dass das CO2-Zertifikate-System auf der Basis von Emissionshöchstwerten als europäisches System unabhängig von nationalen Gegebenheiten ist. Verschiebungen auf nationaler Ebene werden den europäi-



schen „Deckel“ nicht wesentlich verändern. Außerdem ist zu berücksichtigen, dass der Ersatz von alten Kohlekraftwerken mit schlechten Wirkungsgraden durch neue Kohlekraftwerke auch klimapolitisch durchaus einen Beitrag zur Verbesserung der Situation leisten kann. Die kommunalen Stadtwerke sind dafür prädestiniert, durch den Einsatz von Kraft-Wärme-Kopplung für eine ökologisch verantwortbare Stromerzeugung Sorge zu tragen. Was bedeutet dieses Szenario für den Verbraucher, wie entwickeln sich die Energiepreise? Janning Es ist wohl unter allen energiewirtschaftlichen Fachleuten unstrittig, dass der schnellere Ausstieg aus der Kernenergie zumindest mittelfristig, also für fünf bis zehn Jahre, zu einer stärkeren Erhöhung der Energiepreise führen wird als das alte Szenario. Darüber sollte die Politik den Bürger unmissverständlich aufklären.
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Pro: Mit KWK können wir in einem Schritt zwei Produkte erzeugen.



›



Stephan Schwarz, Geschäftsführer Versorgung der Stadtwerke München, erklärt die Attraktivität von Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) für kommunale Versorger.



In Deutschland sind Stadtwerke die wichtigsten Betreiber von Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen – derartige Kraftwerke sollen im Jahr 2020 nach dem Willen der Bundesregierung bereits 25 Prozent des deutschen Strombedarfs decken. Mehr ist heute schon möglich, wie das Beispiel München zeigt: Dort stammen 70 Prozent des Stroms aus Kraft-Wärme-Kopplung (KWK). Herr Schwarz, KWK ist eine Domäne der kommunalen Energieversorger, drei Viertel ihrer Kraftwerkskapazität dienen der gekoppelten Strom- und Wärmeproduktion. Wieso setzen die Münchener und viele andere Stadtwerke so sehr auf dieses Prinzip?
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Stephan Schwarz Stadtwerke agieren häufig in Ballungsräumen, wo sowohl Strom als auch Wärme gebraucht werden. Mit KWK können sie in einem Prozessschritt effizient und ressourcensparend zwei Produkte erzeugen, die von den Kunden benötigt werden. In München produzieren wir fast drei Viertel des Stroms in KWK-Anlagen, damit belegen wir europaweit einen Spitzenplatz.



Wie funktioniert die Verteilung von Fernwärme in einem Ballungsraum wie München? Ist das Potenzial ausgereizt? Schwarz Für die Verteilung steht uns ein 600 Kilometer langes Leitungsnetz zur Verfügung, das in den kommenden zehn Jahren um 100 Kilometer wachsen soll. Wir investieren dafür mehr als 200 Millionen Euro. Die neuen Leitungen können weitere 120 000 Haushalte mit umweltschonend erzeugter Wärme versorgen. Das bringt einen zusätzlichen Umwelteffekt,



Contra: Die Hoffnungen in KWK als Technologie sind überzogen.



›



Dr. Gerhard Luther, Physiker an der Universität des Saarlandes, hat in zahlreichen Arbeiten das Thema des „thermodynamisch optimierten Heizens“ behandelt und sich dabei u. a. kritisch mit der KWK auseinandergesetzt. Unter Wissenschaftlern werden seine Argumente stark beachtet – beispielsweise fanden sie Eingang in die 2010 veröffentlichte Studie „Elektrizität: Schlüssel zu einem nachhaltigen und klimaverträglichen Energiesystem“ der Deutschen Physikalischen Gesellschaft. Luther wendet sich gegen eine unkritische Begeisterung für KWK und plädiert für eine realistische Betrachtung. Kraft-Wärme-Kopplung muss ihre Stärken in den Anwendungsfeldern ausspielen, auf denen sie spezifische Vorteile bietet.



Ich bin nicht grundsätzlich gegen KWK – es gibt viele sinnvolle Anwendungen, etwa in der Industrie, wenn Wärme mit hoher Temperatur erforderlich ist. Mir geht es darum, in einem wichtigen Anwendungsfall wie der Versorgung privater Haushalte mit Strom und Wärme ein vollständiges Bild von der Koppelproduktion zu zeichnen und die KWK im Vergleich mit modernen Alternativen zu beurteilen. Nur so können wir meines Erachtens das Optimum für die Zukunft finden.



Herr Dr. Luther, warum sind Sie von der KWK nicht vorbehaltlos begeistert, wo doch die Brennstoffausnutzung bei KWK-Anlagen meist 85 Prozent und mehr erreicht, während selbst modernste Gaskraftwerke nur auf einen Wirkungsgrad von 60 Prozent kommen?



Was stört Sie an den gängigen Vergleichen, nach denen die KWK doch sehr gut abschneidet?



Dr. Gerhard Luther Als Wissenschaftler muss ich sagen: Der genannte „Gesamtwirkungsgrad“ von 85 Prozent und mehr vermischt Strom und Wärme, das ist ein ganz grober physikalischer Fehler. Strom ist viel hochwertiger als Wärme, das muss berücksichtigt werden.



Luther Diese Vergleiche sind in der Regel unangemessen oder fehlerhaft; sie halten sich nicht an die europäischen Vorgaben. Die EU hat nämlich für den Vergleich von zur Förderung anstehenden KWK-Kraftwerken mit Anlagen zur getrennten Erzeugung von Strom und Wärme physikalisch korrekte Kriterien aufgestellt:
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denn wir können – verglichen mit dem Einsatz konventioneller Heizkessel – bis zu 300 000 Tonnen Kohlendioxid pro Jahr vermeiden. Schon heute produzieren die Münchener KWK-Anlagen jährlich etwa vier Milliarden kWh Heizenergie. Für die dezentrale Erzeugung dieser Wärmemenge müssten z. B. 450 Millionen Liter Heizöl verfeuert werden. Das entspräche 1,1 Millionen Tonnen CO2 – mehr als der gesamte Pkw-Verkehr in München ausstößt. Über KWK wird leidenschaftlich diskutiert, manchmal hat die Debatte ideologische Züge. Gehören Sie zu den unbedingten Anhängern der Technik? Schwarz Bei aller Begeisterung – ich sehe das nicht als ideologische Frage. Als Maschinenbau-Ingenieur stelle ich die sinnvolle Anwendung eines physikalischen Prinzips ins Zentrum: aus Primärenergie ohne hohen Energieverlust Nutzenergie zu erzeugen, mit einem möglichst hohen Anteil an Energie. In Ballungsräumen kann die Technik ihre Vorzüge voll ausspielen, in vielen ländlichen Räumen dagegen ergibt der Bau von Fernwärmeleitungen keinen Sinn. Dort kann man per Brennwertkessel, Wärmepumpe oder Mini-BHKWs effizienter heizen.



Wie beurteilen Sie die staatliche Förderung von KWK-Anlagen? Schwarz Die Unterstützung von KWK-Anlagen und Fernwärmenetzen finde ich zielführend, wenn wir eine Umsteuerung zu einer effizienten und ökologischen Energieversorgung bekommen wollen. Energiewandlung hat immer mit Umweltbelastung und Ressourcenverbrauch zu tun. Daher sollte der physikalische Prozess begünstigt werden, der bei ganzheitlicher Betrachtung für das Anwendungsgebiet das Optimum darstellt, für Ballungsräume also die KWK mit Fernwärmenetzausbau.
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Kritiker weisen darauf hin, dass der im Jahresverlauf schwankende Wärmebedarf der Haushalte nur selten einen optimalen Betrieb von KWK-Anlagen zulässt. Was sagen Sie dazu? Schwarz In Zukunft wird sich der Wärmebedarf übers Jahr stabilisieren, das schafft noch bessere Voraussetzungen für die Nutzung von KWK. Heute benötigen die Münchener Haushalte im Winter rund zehn Mal so viel Wärme wie im Sommer. In dem Maße, wie der Bedarf beispielsweise durch bessere Wärmedämmung sinkt, fallen die Verbrauchsspitzen geringer aus. Daher ist es in der Regel mit KWK-Anlagen auch kein Problem, bei zu geringem Wärmebedarf auch strom orientiert zu fahren.



Der Bau neuer Kraftwerke stößt oft auf Widerstand der Anwohner. Welche Erfahrungen haben Sie in München gemacht? Schwarz Die Münchener erkennen die Vorzüge einer autarken Wärme- und Stromversorgung für die Stadt. Unsere Erfahrung zeigt, dass viele Bürger KWKAnlagen akzeptieren, wenn sie gewisse Standards erfüllen. Anlagen in dicht bebauten Stadtvierteln müssen von der Größe her überschaubar bleiben, ästhetisch ansprechend gestaltet werden und wirksamen Schutz vor Lärm- und Schadstoffemissionen aufweisen. Solche Anforderungen machen eine Anlage allerdings unter Umständen auch teurer als ein Kraftwerk auf der grünen Wiese.



»Wenn die Verbrauchs spitzen abnehmen, ist es kein problem, auch stromorientiert zu fahren.«



»Die jetzige KWK-Förderung ist ziemlich unsinnig und behindert effizientere Technologien wie die Wärmepumpe.«



Bei detailliert gleicher Strom- und Wärmeproduktion dürfen nur Alternativen miteinander verglichen werden, bei denen auf beiden Seiten der gleiche Primärenergieträger und moderne Anlagen zum Einsatz kommen. Dies ist eigentlich eine Selbstverständlichkeit, wird jedoch von den Anhängern der KWK in der Regel nicht beachtet. Man stellt beispielsweise einer mit Erdgas gespeisten neuen KWK-Anlage die Effizienz von alten Kohlekraftwerken und Ölkesseln gegenüber. Nur durch diese Fehler ergeben sich dann die märchenhaften Erfolgszahlen, die in der Öffentlichkeit zu einem regelrechten „KWK-Mythos“ geführt haben. Welche Fakten vermissen Sie in der gängigen Darstellung der Vorteile von KWK? Luther Eine Schwierigkeit bei der Versorgung der Privathaushalte per KWK liegt im jahreszeitlich schwankenden Wärmebedarf. Wer eine KWK-Anlage errichtet, hat im Prinzip zwei Möglichkeiten: Entweder wird nur ein mittlerer Teil der Wärmenachfrage abgedeckt und für den – beachtlichen – Rest nutzt man einen Spitzenkessel. Oder man dimensioniert die Anlage für einen großen Teil der Wärmenachfrage – dann hat das Kraftwerk aber übers Jahr gesehen wenige wärmegeführte Volllaststunden und muss in der übrigen Zeit sein Geld mit Spitzenstrom verdienen. Bei einer zentralen Fernwärmeversorgung verschlechtert sich in beiden Fällen die Energiebilanz. Um ein korrektes Bild zu erhalten, muss man „vollständige Alternativen“ betrachten, also die gesamte Strom- und Wärmelieferung eines Versorgers, der KWK-Anlagen einsetzt, mit den alternativen Szenarien für die getrennte Erzeugung von Strom und Wärme vergleichen. In der öffentlichen Diskussion wird meist nur der ideale wärmegeführte Betrieb von KWK-Anlagen, sozusagen der Paradebetrieb ohne Spitzenkessel und Spitzenstrom, betrachtet.



Wie schneidet KWK bei vollständiger Betrachtung gegenüber anderen Szenarien ab?



Wärmepumpen deutlich unterlegen. Selbst bei dem Vergleich mit GuD und Brennwertkessel bringt die KWK in vielen Fällen – je nach Betriebsweise – nur eine geringe oder sogar überhaupt keine Verbesserung. Die Hoffnungen, die in die KWK als Technologie gesetzt werden, sind leider überzogen. Wie sinnvoll ist dann die jetzige KWK-Förderung durch die Bundesregierung? Luther Sie ist ziemlich unsinnig und behindert effizientere Technologien wie die Wärmepumpe. Ich meine, der Staat sollte die Erforschung, Entwicklung und Markteinführung von fortschrittlichen Technologien durchaus fördern. Aber die eigentliche Massenanwendung muss – wenn sie überhaupt noch gefördert wird – technikneutral vorangebracht werden. Deshalb sollte die Regierung in der Breite überhaupt keine bestimmte Technologie fördern, sondern förderungswürdige Leistungsmerkmale definieren. Als Kriterium käme vorrangig die Einsparung von Primärenergie in Frage. Mit welcher Technik die Einsparung erreicht wird, sollte dem Markt überlassen werden.



Sehen Sie langfristig bei der KWK denn überhaupt keinen sinnvollen Einsatz für die Gebäudewärme? Luther Das Wichtigste ist, dass unsere Gebäude thermisch saniert, die Heizungssysteme auf kleine Temperaturdifferenzen ausgelegt und regenerative Energien vorrangig eingesetzt werden. Der verbleibende kleine Restwärmebedarf wird dann am günstigsten durch hocheffiziente dezentrale Wärmepumpen gedeckt. Große hocheffiziente GuD-Anlagen können ihre Umgebung vorteilhaft mit Fernwärme versorgen, insbesondere natürlich Industriebetriebe. Kleinere KWK-Anlagen, in denen Strom aus fossilem Erdgas mit vergleichsweise schlechtem elektrischem Nutzungsgrad produziert wird, sind in der Tat jetzt schon konzeptionell überholt.



Luther Ich habe verschiedene Varianten für die Modernisierung der Wärmeversorgung von Haushalten durchgerechnet: Zum einen die Kombination der Stromerzeugung in einem Gasund Dampfkraftwerk, kurz GuD-Kraftwerk, mit der Wärmeversorgung im Brennwertkessel, zum anderen ein GuD-Kraftwerk im Verbund mit elektrischen Wärmepumpen. Wenn man auf den Erdgasverbrauch abstellt, ist die KWK in der Regel schon im Paradebetrieb der Kombination von GuD-Kraftwerk und effizienten
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Der weg zur Sicherung unserer Zukunft: Eine europäische Energie- strategie



›



Energie ist das Lebenselixier unserer Wirtschaft. Unser Lebensstil ist ohne eine zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung – Elektrizität, Heizung, Kraftstoff – nicht denkbar. Noch nie hat die Welt so viel Energie gebraucht: Unser Verbrauch ist heute beinahe doppelt so hoch wie 1980. Wenn sich dieser Trend fortsetzt, ist eine größere Energiekrise mit Stromausfällen und Engpässen bei der Benzin- und Erdgasversorgung kaum noch zu vermeiden. Wir können es uns nicht leisten, einfach abzuwarten



Die Energiefrage ist eine der größten Herausforderungen, denen sich Europa stellen muss. Unsere wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit ist vollkommen abhängig von einer zuverlässigen Energieversorgung und der Verfügbarkeit von Energie-
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erzeugnissen und -diensten zu möglichst niedrigen Preisen. Wir müssen auch jetzt handeln, um die Erderwärmung zu verhindern. Gleichzeitig stehen wir vor der Situation, dass sich der Wettbewerb auf globaler Ebene verschärft – aufstrebende Mächte wie Indien oder China verlangen einen größeren Anteil an den Energieressourcen der Welt und investieren in großem Stil in neue Energietechnologien. Auch die wachsende Abhängigkeit der EU von Einfuhren aus Drittländern gibt großen Anlass zur Sorge, insbesondere in Bezug auf Erdöl (85 Prozent) und Erdgas (65 Prozent). Alle diese Herausforderungen, denen wir nicht ausweichen können, erfordern entschlossenes Handeln. Und unsere Aufgabe gestaltet sich noch schwieriger angesichts der wirtschaftlichen Rezession, des Feh-



lens eines globalen Klimaschutzübereinkommens, des rasch wachsenden Energiebedarfs in den Entwicklungsländern und der relativ hohen Kosten für Technologien zur Nutzung erneuerbarer Energieträger. Im Laufe der nächsten 20 Jahre müssen wir, ganz gleich, wie es kommt, etwa eine Billion Euro in Energie investieren. Wenn wir dieses Geld klug investieren, können wir neue Energiequellen entwickeln, Versorgungsnetze ausweiten, die Nutzung erneuerbarer Energieträger massiv vorantreiben und den Energieverbrauch drastisch senken. Aber dies erfordert mutige Entscheidungen – jetzt.



Günther Oettinger



ist Mitglied der Europäischen Kommission und EU-Kommissar für Energie.



Eine neue Strategie für das nächste jahrzehnt



Aus diesen Gründen schlägt die Europäische Kommission eine ehrgeizige Strategie für die kommenden Jahre vor, die eine echte Stütze für den europäischen Energiebinnenmarkt bilden und die Energiepolitik in der gesamten EU „europäisieren“ wird. Nationale Politiken reichen nicht mehr aus, um einen kräftigen Wirtschaftsaufschwung zu ermöglichen und unseren Wohlstand zu wahren. Jede Entscheidung, die in einem Mitgliedstaat getroffen wird, hat Auswirkungen für die anderen. Fragmentierte Märkte untergraben die Versorgungssicherheit und schränken die Vorteile eines fairen Wettbewerbs ein; unsere Investitionen für die Zukunft sind jedoch nur lohnend und effizient in einem Markt, der den ganzen Kontinent umfasst. Es wird keine Wunder geben. Wir müssen zu einer gemeinsamen Energiepolitik finden, die unseren gemeinsamen politischen Zielen dient: Wettbewerbsfähigkeit, Nachhaltigkeit und Versorgungssicherheit. Ich sehe fünf Schwerpunktbereiche für Maßnahmen, die allen Mitgliedstaaten und Bürgern nutzen. Im Fokus: Energieeinsparungen



Zunächst gibt es riesiges ungenutztes Potenzial für Energieeinsparungen – wenn man hier ansetzt, könnten Bürger und Unternehmen gleichermaßen Geld sparen. Angesichts der Verpflichtungen, unsere Emissionen drastisch zu senken und das Ziel einer Steigerung der Energieeffizienz um 20 Prozent bis 2020 zu erreichen, lassen sich durch Maßnahmen zur Senkung des Energiebedarfs am wirkungsvollsten unmittelbare Auswirkungen für Energie-



einsparungen, mehr Wirtschaftlichkeit und Aufrechterhaltung unserer Wettbewerbsfähigkeit erzielen. Schätzungen zufolge kann ein Haushalt im Durchschnitt bis zu 1 000 Euro/Jahr an Energiekosten einsparen. Um dies zu erreichen, müssen wir die besten Methoden entwickeln, um Energie zu sparen und Energie effizienter einzusetzen, und wir müssen wirksame Instrumente dafür schaffen. Die Kommission wird dazu in diesem Jahr einen neuen Aktionsplan für Energieeffizienz vorschlagen, in dem das Ziel der Energieeinsparungen klarer gefasst und innovative Lösungen für unmittelbare und langfristige Maßnahmen festgelegt werden sollen, insbesondere in Bezug auf Gebäude und auf den Verkehr. Wir sollten uns dabei zunächst auf die Behörden konzentrieren, die mit gutem Beispiel vorangehen können, indem sie bei allen öffentlichen Bauaufträgen, Dienstleistungs- und Lieferverträgen Energieeffizienzkriterien zugrunde legen. Ein stark integrierter europäischer Energiebinnenmarkt



Beim Energiebinnenmarkt muss die vollständige Integration erreicht werden. Ein europäischer Markt bietet die angemessene Größenordnung, um den Zugang zu Ressourcen zu sichern und die riesigen erforderlichen Investitionen zu rechtfertigen. Wir sollten Hemmnisse, die die Energieströme innerhalb der EU behindern, nicht mehr länger hinnehmen. Nationale Grenzen können die Vorteile des Binnenmarktes, die Wettbewerbsfähigkeit unserer Industrie und die Deckung der grundlegenden Bedürfnisse aller unserer Bürger



gefährden. In einem integrierten Markt müssen fairer Wettbewerb, Dienstleistungsqualität und freier Zugang gewährleistet sein. Die Rechtsvorschriften der EU müssen vollständig und ordnungsgemäß angewendet werden. Eine wesentliche Voraussetzung ist jedoch eine angemessene Infrastruktur. Es ist an der Zeit, eine paneuropäische Infrastruktur für Energie zu schaffen, wie sie für andere Bereiche von öffentlichem Interesse wie Telekommunikation oder Verkehr schon lange besteht: Bis 2015 sollte kein Mitgliedstaat mehr vom europäischen Energiebinnenmarkt ausgeschlossen sein. Dies bedeutet, dass wir unsere Anstrengungen auf konkrete Projekte konzentrieren müssen, die erforderlich sind, um unsere Ziele zu erreichen: Solidarität, ein verbundener Markt, neue installierte Leistung, ein „intelligentes Netz“ und die Erzeugung erneuerbarer Energie, die allen Menschen zu wettbewerbsfähigen Preisen zur Verfügung steht, in großem Maßstab. Darüber hinaus müssen wir neue Importpipelines wie Nabucco bauen, um unsere Erdgasversorgung zu diversifizieren und auszubauen. Es ist die wesentliche Aufgabe der EU, dafür zu sorgen, dass diese Investitionen getätigt werden und die nötige Hebelwirkung entfalten, um weitere Anreize für Investoren zu bieten. Der Bürger an erster Stelle



Bei diesen Anstrengungen sollten immer die Auswirkungen für die Bürger im Mittelpunkt stehen. Die Verbraucher sollten eine größere Auswahl haben und neue Möglichkeiten nutzen. Die Energiepolitik muss verbraucherfreundlicher werden, und dazu bedarf es größerer Transparenz und besserer Information. Ich würde mir wünschen, dass alle Instrumente, bei-
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Wir müssen die Führungsrolle Europas in der Energietechnologie festigen und ausbauen.



spielsweise die Checkliste für Energieverbraucher, verbessert und in größerem Umfang angewendet werden. Dazu gehört auch, dass das Recht aller Verbraucher auf Deckung ihres grundlegenden Energiebedarfs jederzeit, auch bei Versorgungsengpässen, gewährleistet ist. Ziele der Energiepolitik der EU sind außerdem größere Transparenz, Zugang zu besserer und umfangreicherer Information, Verbesserung der Funktionsweise des Endkundenmarktes, Entwicklung einer angemessenen Infrastruktur und Sicherheitsnetze für besonders schutzbedürftige Verbrauchergruppen. Außerdem gibt es konstante Bemühungen, die Energieerzeugung und -umwandlung in jeder Hinsicht sicher zu machen. Die EU stellt heute einen entscheidenden zusätzlichen Nutzen für alle Bürger dar, denn sie gewährleistet, dass in allen Mitgliedstaaten die höchsten Standards für die nukleare Sicherheit und die Sicherheitsüberwachung, die Offshore-Ölförderung und -Gasgewinnung oder die Entwicklung neuer Energietechnologien gelten. Dies ist der Weg, den wir weitergehen müssen, und wir müssen weiterhin wachsam sein.



gieplans für Energietechnologie hinaus sollten wir einige Großprojekte mit einem deutlichen zusätzlichen Nutzen für Europa starten: - intelligente Netze, die den Verbund des gesamten Stromnetzes bis hin zu den einzelnen Haushalten herstellen und einen besseren Zugang zu erneuerbaren Energiequellen schaffen, - Erreichen der Führungsposition im Bereich der Stromspeicherung, um die Nutzung erneuerbarer Energiequellen in großem Rahmen zu fördern, - nachhaltige Produktion von Biokraftstoffen in großem Maßstab; dazu wird es eine umfangreiche, mit neun Milliarden Euro geförderte europäische Industrieinitiative für Bioenergie geben, um die rasche Verbreitung von Biokraftstoffen der zweiten Generation auf dem Markt sicher zustellen, - die Innovationspartnerschaft „Intelligente Städte“, zur Förderung integrierter Energiesysteme auf lokaler Ebene in ganz Europa und Erleichterung von Energieeinsparungen. Ausbau der Führungsposition der EU in der Welt



Den Technologiewandel vorbereiten



Wir müssen die Führungsrolle Europas in der Energietechnologie festigen und ausbauen. Ich möchte einen europäischen Referenzrahmen entwickeln, in dem die Mitgliedstaaten und Regionen ihre Anstrengungen maximieren können, solche Technologien schneller auf den Markt zu bringen. Europa verfügt über einige der besten Hersteller und Forschungseinrichtungen im Bereich der erneuerbaren Energien: Diese Führung dürfen wir nicht abgeben. Über die Umsetzung des Strate-
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Die EU sollte ein bevorzugter Partner für Verhandlungen auf internationaler Ebene sein. Die derzeitige Situation, in der externe Partner „teilen und herrschen“ können, ist unhaltbar. Die EU verfügt über den größten regionalen Energiemarkt weltweit – einen Markt mit 500 Millionen Menschen. Auf diesen Markt entfällt ein Fünftel des globalen Energieverbrauchs. Wir importieren täglich durchschnittlich rund drei Millionen Tonnen Rohöleinheiten. Außerdem ist die EU auch der größte



Handelsblock der Welt. Wir müssen unser geopolitisches Gewicht in der Welt geltend machen und die Vorteile des Binnenmarktes nutzen. Jedes Mal, wenn die EU mit einer Stimme gesprochen hat, beispielsweise im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit im Nuklearbereich, konnten Ergebnisse erzielt werden. Europa braucht einen Mechanismus, um seine Anstrengungen zu koordinieren und unseren wichtigsten Partnern eine schlüssige Botschaft zu übermitteln. Die Integration der Energiemärkte, in die unsere Nachbarn einbezogen werden, ist eine absolute Notwendigkeit und trägt sowohl zu unserer als auch zu ihrer Sicherheit bei. Unsere internationalen Beziehungen müssen aber noch weiter greifen und sollten darauf ausgerichtet sein, strategische Partnerschaften mit wichtigen Partnern zu schließen. Eine gemeinsame europäische Politik stärkt unsere Position in schwierigen Verhandlungen und sichert unsere internationale Führungsposition. Zeit zu handeln



Das weltweite Energiesystem tritt in eine Phase des raschen Wandels mit potenziell weitreichenden Folgen in den nächsten Jahrzehnten ein. Es ist jetzt Zeit zu handeln. Unsere 5-Säulen-Strategie ebnet den Weg zum Erfolg in den kommenden Jahren. In den nächsten achtzehn Monaten werde ich eine Reihe neuer europäischer Initiativen vorstellen, die zur Erreichung unserer Energieziele für 2020 beitragen und unsere Energiesysteme sicherer, nachhaltiger und wettbewerbsfähiger machen. Diese Initiativen werden den Bürgern nutzen und der EU größeres Gewicht in der Welt verleihen. Wie Jean Monnet sagte: „Ohne Vision sind die Völker dem Untergang geweiht“. Unsere Generation muss die Gelegenheit ergreifen, diese strategische Vision wahr werden zu lassen.



eine Europäische energiestrategie



In die Infrastruktur investieren:



Bis 2015 soll kein Mitgliedstaat mehr vom europäischen Energiebinnenmarkt ausgeschlossen sein. Als Schlüssel zur Verwirklichung der zentralen Energiethemen Binnenmarkt, Klimaschutz und Versorgungssicherheit identifiziert die Kommission unter anderem die EnergieInfrastrukturen.



Den Verbraucher stärken:



Die EU-Energiepolitik hat es sich zum Ziel gesetzt, die Bedürfnisse der Energieverbraucher in den Mittelpunkt zu stellen. Das bedeutet mehr Transparenz und bessere Informationsangebote zu schaffen, die Funktionsweise des Endkundenmarkts zu optimieren und die Bedingungen für besonders schutzbedürftige Verbrauchergruppen zu verbessern.



verstärkt zusammenarbeiten. So sollen vier neue europäische Großprojekte in der Erforschung von Smart Grids, Stromspeichertechnologien, Bioenergie und Smart Cities initiiert werden. Außerdem soll die Umsetzung des Strategischen Energietechnologieplans (SETPlan) beschleunigt werden. Energiepolitik international besser vernetzen:



Energie effizienter gestalten: Europas Technologie- Führungs-



Das riesige europäische Potenzial für Energierolle weiter ausbauen: einsparungen muss genutzt werden, um die Klimaschutzziele der EU bis 2020 zu erreichen. Die Mitgliedstaaten sollen unter anderem im Gefragt sind innovative Lösungen für unmittel- Hinblick auf den Aufbau einer neuen Energie bare und langfristige Energiesparmaßnahmen. infrastruktur bei Forschung und Entwicklung



Zur Stärkung der Energieaußenpolitik soll der Auftritt gegenüber internationalen Partnern, insbesondere den Förder- und Transitländern, durch eine bessere Koordinierung der Aktivitäten der Mitgliedstaaten und der EU kohärenter gestaltet werden.
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»Die Wasserversor gung muss öffentlichrechtlich bleiben.« » Die Rechtsform ist nicht ausschlaggebend.«



Sebastian Schönauer (L.)



ist Mitglied im Präsidium des Deutschen Naturschutzringes (DNR), Sprecher des Arbeitskreises Wasser im Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) sowie stellvertretender Landesvorsitzender des Bundes Naturschutz in Bayern e. V. Auch als zweiter Bürgermeister seiner Heimatgemeinde Rothenbuch (Spessart) und als Landesvor sitzender der Interessengemeinschaft Kommunale Trinkwasserversorgung in Bayern (IKT) beschäftigt er sich seit über 30 Jahren mit der Wasserwirtschaft.



Wulf Abke (R.)



ist Vizepräsident des BDEW und Geschäftsführer der Hessenwasser GmbH & Co. KG, Groß-Gerau. Sein Unternehmen versorgt mehr als zwei Millionen Menschen im Rhein-MainGebiet mit Trinkwasser.
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Wulf Abke und Sebastian Schönauer über Wasserpreise, Benchmarking und die Regulierungsdebatte Herr Schönauer, Herr Abke, die deutschen Trinkwasserpreise sind innerhalb Europas die zweithöchsten. Warum ist Wasser bei uns so teuer? Wulf Abke Ich muss gleich Einspruch erheben. Es ist zwar richtig, dass die Preise für einen Kubikmeter Wasser in Deutschland auf den ersten Blick relativ hoch erscheinen. Aber wenn wir sauber vergleichen, ergibt sich ein anderes Bild. Der BDEW hat die sogenannte VEWA-Studie durchführen lassen. Darin wird der Vergleich der europäischen Wasser- und Abwasserpreise dadurch objektiviert, dass Faktoren wie Qualität, staatliche Subventionen, Anschlussgrad, Wassergebrauch usw. mit einberechnet werden. Wenn man sich diese objektive Betrachtung anschaut, dann liegen die deutschen Trinkwasser- und Abwasserpreise eher im Mittelfeld. In diese Studie wurden neben Deutschland auch Polen, Österreich, England und Wales, Frankreich und die Niederlande einbezogen. Abgesehen vom internationalen Vergleich: Wenn man die Leistungen berücksichtigt, die in Deutschland bei der Gewinnung, Aufbereitung und Reinigung von Trinkwasser beziehungsweise Abwasser erbracht werden, dann sind die Preise angemessen. Sebastian Schönauer Die Diskussion über die Wasserpreise wurde von Akteuren ausgelöst, die der Ansicht waren, Privatunternehmen könnten günstigere Preise als öffentliche Unternehmen bieten. Wir von den Umwelt- und Naturschutzverbänden – BUND wie auch DNR – haben gefragt: Sind die in den Medien genannten



88



Streitfragen 01|2011 Wasserwirtschaft



Wasserpreise in Europa überhaupt direkt miteinander vergleichbar? Sehr bald haben wir gemeinsam zunächst mit dem BGW beziehungsweise später dem BDEW und anderen Akteuren festgestellt, dass hier nicht Äpfel mit Birnen, sondern mit Melonen verglichen wurden. Es waren bei den Preisvergleichen Dinge wie staatliche Subventionen nicht eingerechnet worden, die aber einzurechnen sind, und es wurde insbesondere weder auf Qualität noch auf Sicherheit geschaut. Das sind übrigens die beiden wichtigen Schlagworte: Qualität und Sicherheit. Man kann sagen, dass die deutsche Wasserversorgung nicht nur einen hervorragenden Ruf in Bezug auf Qualität hat, sondern auch in der Lage ist, stets eine sichere Wasserversorgung zu garantieren. Ich bin seit 1972 zweiter Bürgermeister einer Gemeinde mit eigener Wasserversorgung. In Rothenbuch haben wir immer gewusst, dass unsere Preise in Ordnung sind. Aufgrund der gesetzlichen Vorgaben, bei uns das Bayerische Kommunalabgabengesetz (KAG), kann keine Gemeinde die Preise durch irgendwelche Einrechnungen freihändig erhöhen. Allerdings müssen natürlich die Kommunen bei der Angabe der Kosten ehrlich sein, bis hin zu den kalkulatorischen Abschreibungen. Wir wissen, dass wir mit unseren korrekten und nicht zu hohen Preisen – da hat Herr Abke vollkommen Recht – eine hervorragend aufgestellte deutsche Wasserwirtschaft haben. Wenn sich die Preise auf europäischer Ebene nicht ohne weiteres vergleichen lassen, dann lassen sie uns nach Deutschland schauen. Nach Angaben des Statistischen Bundesamts muss ein Modellhaushalt in Niedersachsen oder Bayern für 80 Kubikmeter Trinkwasser pro Jahr weniger als 150 Euro bezahlen; in Thüringen und Sachsen sind es hingegen mehr als 270 Euro. Herr Abke, was sagen Sie dem Verbraucher, der sich über solche Preisspannen wundert? Abke Die Irritation der Verbraucher ist durchaus nachvollziehbar. Aber wir müssen bei jedem einzelnen Preis fragen: Wie ist er begründet? In den neuen Bundesländern, also auch in Sachsen und Thüringen, gab es nach 1990 einen enorm hohen Investitionsbedarf. Diese Investitionen schlagen sich natürlich in den Preisen nieder – wenn man die Preise nicht durch Subventionen oder sonstige Maßnahmen senkt. In den einzelnen Kommunen und bei den einzelnen Versorgungsunternehmen sind die strukturellen Gegebenheiten und teilweise auch die sonstigen Rahmenbe dingungen sehr unterschiedlich, so dass sich die Preisunterschiede anhand dieser Unterschiede durchaus Punkt für Punkt nachvollziehen lassen. Um hier sowohl den Unternehmen als auch den Kunden zu helfen, hat der BDEW das Instrument „Kundenbilanz“ geschaffen. Damit werden die Kostenbestandteile Schritt für Schritt und Punkt für Punkt aufgezeigt. Die Unternehmen können ihren Kunden



damit klar und transparent darstellen, wie sich ihr zu zahlender Preis zusammensetzt. Ich räume aber natürlich ein, dass es bei manchen Versorgungsunternehmen noch Nachholbedarf in Sachen Preistransparenz gibt. Solche Defizite zu beheben, daran arbeiten wir momentan intensiv. Eine Zusammenstellung der Kosten beziehungsweise der Ursachen für solche Kosten z. B. aufgrund des besonders hohen örtlichen Aufwands für die Trinkwassergewinnung und -aufbereitung beweist allerdings noch nicht, dass ein Unternehmen effizient arbeitet. Abke Deshalb hält der BDEW einen zweiten Punkt, nämlich das Benchmarking, für zwingend notwendig. Das heißt, die Unternehmen müssen sich an Vergleichen beteiligen. Die Zielrichtung ist einmal, nach außen darzustellen, wie sich die Kostenblöcke zusammensetzen. Für die Unternehmen selbst geht es aber insbesondere auch darum, Schwachstellen ihrer Struktur und Organisation zu erkennen und dementsprechend zu optimieren. Der BDEW hält sowohl Transparenz bei den Preisen – zum Beispiel mit Hilfe der sogenannten Kundenbilanz – als auch Benchmarking für unverzichtbar. Wir sehen uns damit in Übereinstimmung mit der Modernisierungsstrategie für die Wasserwirtschaft, welche die Bundesregierung 2006 verabschiedet hat.



Herr Schönauer, wie erklären Sie als Umweltschützer und Lokalpolitiker die Preisunterschiede? Schönauer Auch ich frage zuallererst: Was sind die Ursachen für diese Unterschiede? Grundsätzlich müssen die festgestellten großen Unterschiede natür-



lich überprüft werden. Es kann nicht sein, dass irgendwo die Ehrlichkeit fehlt. Benchmarking auf freiwilliger Basis ist auf Dauer zu wenig. Benchmarking erfordert Offenheit und Verbindlichkeit. Die Ausgestaltung der Preise und die Kostenkalkulation erfordern Ehrlichkeit. Kostendeckung allein als Begriff ist mir zu wenig. Es muss natürlich auch geschaut werden, ob eine Gemeinde beziehungsweise ihr Wasserbetrieb im Überschwang ihrer Gefühle z. B. bei den kalkulatorischen Kosten nicht zu hoch liegt. Als Verbraucher wird man natürlich den Verdacht nicht los, dass in den Preisen durchaus noch Luft sein könnte. Gerade die Tatsache, dass die Landeskartellbehörde in Hessen einem dortigen Versorger aufgegeben hat, seine Preise um 30 Prozent zu senken, hat den Eindruck hervorgerufen, dass zumindest in bestimmten Bereichen nicht ordentlich kalkuliert wird und die Unternehmen keineswegs nur Kostenpreise nehmen. Diese Verfügung der hessischen Landeskartellbehörde wurde vom Bundesgerichtshof bestätigt. Abke Hierzu möchte ich zwei Punkte anmerken. Erstens: Der Bundesgerichtshof hat nicht die Höhe der Preissenkungsverfügung beurteilt, sondern es ging um das formale Vorgehen. Zweitens: Auch ein Wasserversorgungsunternehmen braucht eine angemessene Verzinsung des eingesetzten Kapitals. Die hohen Investitionen amortisieren sich erst über Jahrzehnte. Die Wasserversorgung ist immer mit sehr hohen Fixkosten verbunden; sie betragen etwa 80 Prozent. Seit vielen Jahren ist der Wassergebrauch rückläufig. Das ist politisch gewollt. Im Jahr 2010 wurden etwa 4,5 Milliarden Kubikmeter Trinkwasser durch die öffentliche Wasserversorgung abgegeben, während es noch 1990 über sechs Milliarden Kubikmeter



» Die Gestaltung der Preise und die Kalkulation erfordern Ehrlichkeit.« »  Die Unternehmen müssen sich an Vergleichen beteiligen.« Wasserwirtschaft Streitfragen 01|2011
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» Wenn eine Gemeinde Quer subventionieren möchte, braucht sie eine demokra tische Legitimation.« »  Im Grunde genommen ist eine Quersubvention irgendwo immer unsozial.« Trinkwasser waren. Das ist ein Rückgang von etwa 25 Prozent. Das heißt, allein aufgrund dieser rückläufigen Verbräuche war notwendigerweise ein Anstieg der spezifischen Kosten und damit der spezifischen Preise zu erwarten. Die Preisentwicklung bei der öffentlichen Wasserversorgung liegt trotz der rückläufigen Verbräuche seit Jahren unterhalb der Inflationsrate. Dass der Anstieg der Trinkwasserpreise 2010 ausnahmsweise etwa der normalen Preissteigerung entsprach, war schon eine Meldung wert. Bezogen auf das Jahr 2000 sind die Lebenshaltungskosten um etwa 15 bis 18 Prozent gestiegen, während die Kosten für Trinkwasser nur um fünf Prozent gestiegen sind. Man muss einmal deutlich machen: Dazu kam es vor dem Hintergrund einer rückläufigen Wasserabgabe und vor dem Hintergrund sehr hoher Qualitäts- und Versorgungsstandards. Ich glaube, niemand in dieser Republik wird bereit sein, diese Standards abzusenken, um auf diesem Wege die Wasserpreise zu senken. In Deutschland gibt es einen sehr breiten gesellschaftlichen Konsens: Bei der Wasserversorgung sind die Qualität, die Versorgungssicherheit und die Nachhaltigkeit bei der Gewinnung wichtig, der Service muss stimmen und der Preis muss angemessen sein. Alle Umfragen, die in den letzten Jahren durchgeführt wurden, zeigen, dass der Kunde mit seiner Trinkwasserversorgung durchaus zufrieden ist. Er akzeptiert diese Kosten beziehungsweise die darauf basierenden Preise als angemessen, weil er dadurch eine hervorragende Qualität bekommt und die Versorgungssicherheit sehr hoch ist. Schönauer Zur Luft im Preis: In manchen Gemeinden ist tatsächlich mit Quersubventionen gewuchert worden, zum Beispiel um über höhere Trinkwasserpreise die Preise für Schwimmbäder oder den öffentlichen Nahverkehr attraktiv gestalten zu kön-
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nen. Eine solche Quersubventionierung ist mir, soweit sie rechtsaufsichtlich geduldet wird, allerdings lieber, als wenn ein privater Wasserbetrieb über die Preisgestaltung eine Kapitalrendite von 25 Prozent anstrebt. Denn das ist nicht im Sinne der Verbraucher. Allerdings muss eine Quersubventionierung in den Gemeindeparlamenten besprochen und demokratisch abgesichert werden. Dass der Preis, mit dem die Kostendeckung erreicht wird, regional unterschiedlich ist, auch wenn die Kalkulation noch so sauber betrieben wird, hat meist mit den regionalen Unterschieden zu tun. Wenn man aus einem großen Wassereinzugsgebiet relativ wenig Wasser verkauft, dann hat man andere spezifische Kosten, als wenn man ein kleines Einzugsgebiet hat, aus dem heraus viel Wasser verkauft werden kann. Und man hat höhere Kosten, wenn man z. B. die Anlagen sanieren oder eine extrem aufwändige Trinkwasseraufbereitung durchführen muss. Dabei müssen auch die regional unterschiedlichen Kosten für den Grundwasserschutz berücksichtigt werden. Das ist für manche Wasserversorger im Moment eines der größten Probleme. Es kann nicht sein, dass die Wasserversorger allein die Kosten dafür tragen. Die Landwirtschaft als Verursacher und die Politik müssen zur Lösung mit herangezogen werden. Auf Dauer brauchen wir zur Sicherung der Qualität einen wirksamen flächendeckenden Grundwasserschutz, der auch mit einer Änderung der agrarpolitischen Rahmenbedingungen erreicht werden muss. Das heißt, die Preisgestaltung ist regional zu entscheiden. Deswegen stehen die Umweltverbände dafür: Eine dezentrale Versorgung ist eigentlich das Ideal. Ein Ausgleich in einem Verbund von Wasserversorgern ist nicht verboten und kann auch angestrebt werden, aber dies sollte nicht dazu führen, dass eine Kommune ihre eigene Verantwortung aufgibt. Herr Schönauer, plädieren Sie damit dafür, Kommunalhaushalte über höhere als kostendeckende Gebühren zu finanzieren? Sollte die Politik das Problem der unzureichenden Finanzausstattung von Kommunen nicht lieber sauber lösen? Schönauer Sie verstehen mich falsch. Ich rate keiner Kommune zu einer Quersubventionierung. Wenn eine Gemeinde dies aber dennoch tun möchte, um zum Beispiel ihr Schwimmbad betreiben zu können, dann braucht sie dafür eine demokratische Legitimation durch Parlamentsbeschlüsse und muss dies den Bürgern kommunizieren. Abke Ich sage ganz deutlich: Die Wasserwirtschaft im BDEW lehnt die Quersubventionierung ab. Wenn man subventionieren möchte, dann soll man das mit Steuermitteln tun. Denn die werden nach dem Prinzip der Leistungsfähigkeit erhoben. Im Grunde genommen ist eine Quersubvention irgendwo immer unsozial, weil man jemanden unabhängig von seiner Leis-



tungsfähigkeit mit der Erbringung von Leistungen belastet, die mit dem unmittelbaren Produkt nichts zu tun haben. Für den Verbraucher ist nicht nachvollziehbar, warum öffentlich-rechtliche Wasserversorger Gebühren erheben und privatrechtlich organisierte Wasserunternehmen Preise festsetzen. Ist diese Zweiteilung noch angemessen? Abke Ich denke, es besteht keine Notwendigkeit, dieses System, das sich in Deutschland in Jahrzehnten herausgebildet hat, zu zerschlagen. Es funktioniert im Kern gut. Das Grundgesetz garantiert den Kommunen die Selbstverwaltung. Gleichzeitig haben sie nach den Landeswassergesetzen die Verantwortung für die Wasserversorgung. Wenn sich eine Kommune für die Bewältigung dieser Aufgaben Dritter bedient – ob das nun Privatunternehmen oder zum Beispiel öffentliche Zweckverbände sind –, so ist das in Ordnung.



Ich neige nicht dazu, zu viel Gewicht auf die Rechtsform zu legen. Der Strauß ist enorm groß. Wir haben zwar sehr viele privatrechtlich organisierte Versorgungsunternehmen, aber der überwiegende Teil ist sogar zu 100 Prozent in der Hand der Kommunen. Man



hat unterschiedlichste Strukturen aus verschiedenen Gründen geschaffen. Querverbundunternehmen können zum Beispiel Verluste im Nahverkehr mit Gewinnen aus den anderen Branchen steuerlich verrechnen. Das heißt, das Steuerrecht, das Bilanzrecht usw. waren Veranlassung, eine bestimmte Rechtsform zu wählen. Es gibt hervorragend arbeitende privatrechtliche Unternehmen, es gibt hervorragende Zweckverbände, und es gibt hervorragend arbeitende Regiebetriebe. Die Rechtsform ist nicht das ausschlaggebende Kriterium dafür, ob ein Unternehmen gut oder schlecht arbeitet. Schönauer



Die Diskussion um die Privatisierung wurde nicht zuletzt von den Liberalisierungsinitiativen der Europäischen Union angestoßen. Mittlerweile hat man aber in ganz Europa gemerkt, dass die Privatisierung bei verschiedenen Arten der öffentlichen Daseinsvorsorge nicht zu dem geführt hat, was man prognostizierte. Wir von den Umweltverbänden sagen: Das öffentlich-rechtliche Unternehmen ist uns wesentlich lieber, und wir wollen nicht, dass Dinge, die der öffentlichen Daseinsvorsorge dienen – wie zum Beispiel die Wasserversorgung, aber auch die Energieversorgung – in private Hände kommen. Wir sagen ganz offen: Die Wasserversorgung muss öffentlich-rechtlich bleiben. In Deutschland gibt es inzwi-
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schen eine breite politische Übereinstimmung, dass Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge wie die Wasserver- und Abwasserentsorgung in die öffentliche Hand gehören. Alle Aufgaben der Daseinsvorsorge sollen in öffentlich-rechtlicher Verantwortung demokratisch abgesichert bleiben. Ab und zu hilft aber auch einmal der Blick ins Gesetz. Die Verantwortung der Kommune für die Wasserversorgung ist dort eindeutig festgelegt. Das steht also nicht in Frage. Es geht um die Durchführung. Hier gibt es verschiedenste Modelle. Einige Modelle, wie zum Beispiel die Zweckverbände oder die Interkommunale Zusammenarbeit, gibt es nur in Deutschland und Österreich. Die funktionieren genauso gut wie private Rechtsformen. Abke



Unabhängig von der Organisationsform der Unternehmen: Es gibt ernst zu nehmende Stimmen, die aufgrund der vergleichsweise hohen Wasserpreise und der Preisspreizung für eine staatliche Regulierung des natürlichen Monopols der Wasserver- und Abwasserentsorgung plädieren. An erster Stelle steht dabei die Monopolkommission mit Prof. Justus Haucap an der Spitze. Ein ähnlicher Vorschlag kam aber auch von der Bundesnetzagentur. Abke Sowohl bei der Trinkwasserversorgung als auch der Abwasserentsorgung handelt es sich um sogenannte natürliche Monopole, weil es völlig unwirt schaftlich wäre, konkurrierende Leitungen zu verlegen. In einem natürlichen Monopol ist eine Preiskontrolle besonders wichtig. Gegenwärtig gibt es dafür zwei Ins trumente: Das eine ist die Kommunalaufsicht im öffent lich-rechtlichen Bereich, das andere ist das Kartellrecht im privaten Bereich. Das Kartellrecht fußt auf dem sogenannten Vergleichsmarktansatz. Der Bundesgerichtshof hat in dem bereits zitierten Urteil vom Februar 2010 festgelegt, dass an die Vergleichbarkeit von Unternehmen nur relativ niedrige Ansprüche gestellt werden. Das ist für mich der einzige sehr kritische Punkt in dem Urteil – ohne Urteilsschelte betreiben zu wollen. Die Konsequenz aus diesem Urteil zusammen mit der im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen angelegten Beweislastumkehr stellt die Unternehmen vor eine besondere Herausforderung: Ein Unternehmen muss rechtfertigen, weshalb sein Preis höher ist als bei einem strukturell vergleichbaren anderen Unternehmen. Die Schwierigkeit für das Unternehmen liegt hier unter anderem darin, dass es – anders als die Kartellbehörden – die Grundlagen für diesen Vergleich von den anderen Unternehmen nicht erhalten kann: Es kennt nicht dessen Kalkulationsgrundlage, es kennt nicht dessen Abschreibungssystematik, es kennt nicht im Detail dessen strukturelle Gegebenheiten.
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Die Wasserwirtschaft hat überhaupt kein Problem damit, sich mit den Behörden auf ein Verfahren zu verständigen, bei dem die Preise objektiviert hinterfragt werden. Wir werden uns auf eine gewisse Systematik z. B. bei den Abschreibungen festlegen müssen. Wie sich die Kosten zusammensetzen und wie kalkuliert wird, das können die Unternehmen dann natürlich gegenüber der Kartellbehörde darstellen. Die Regulierung mag bei den Energienetzen durchaus funktionieren, weil Energie anders als Wasser ein normales Handelsgut ist. Bei der Wasserversorgung – ich hatte das schon ausgeführt – betragen die Fixkosten 80 Prozent der Gesamtkosten. Darüber hinaus gibt es sehr viele Bestandteile, die in einem gewissen Umfang freiwillig geleistet werden. Es werden außerdem hoheitliche Aufgaben im Gewässerschutz übernommen. Darüber hinaus: Wie könnte im Rahmen der Regulierung der Besorgnisgrundsatz verankert werden? Besorgnisgrundsatz hinsichtlich der Qualität bedeutet: Die Qualität des Wassers muss so beschaffen sein, dass auch bei lebenslangem Gebrauch eine Gefährdung der menschlichen Gesundheit ausgeschlossen ist. Und: Nach dem Minimierungsgebot muss die Konzentration von chemischen Stoffen, die das Trinkwasser verunreinigen können, so gering wie möglich gehalten werden – natürlich unter Wahrung der Wirtschaftlichkeit. Das steht in der Trinkwasserverordnung. Wir betreiben eine Menge an vorbeugendem Gewässerschutz, zum Beispiel über Kooperationen mit der Land- und Forstwirtschaft. All die Dinge, durch die Umweltkosten anfallen, lassen sich in einem Regulierungssystem überhaupt nicht unterbringen. Darüber hinaus ein Beispiel aus meinem Unternehmen: Wir betreiben eine Grundwasseranreicherung. Wir bereiten 30 Millionen Kubikmeter Wasser im Jahr auf und infiltrieren es wieder in den Boden. Das heißt, einer Trinkwasserabgabe von 100 Millionen Kubikmetern steht im Grunde eine Aufbereitungsmenge von 130 Millionen Kubikmetern gegenüber. Angesichts der großen lokalen und regionalen Unterschiede bei der Trinkwassergewinnung und -aufbereitung beziehungsweise der damit zwingend verbundenen Kosten ließe sich ein vernünftiges Regulierungsregime nur schwer etablieren. Ökonomen beeindrucken solche Einwände in der Regel nur begrenzt. Die Monopolkommission argumentiert u. a., dass sich mit größeren Betriebseinheiten Effizienzreserven erschließen ließen, z. B. durch Unternehmensverbünde. Abke Diese These der Monopolkommission lässt sich in der Praxis nicht empirisch belegen, da keine Korrelation von Trinkwasserpreis und Größe der Unternehmen gegeben ist. Ich bin der Meinung, dass man die Eckpunkte der vom Bundestag beschlossenen Modernisierungsstrategie für die Wasserwirtschaft ernsthaft prüfen sollte. Darin steht, ein Benchmarking



» Es gibt keine Korrelation zwischen Wasserpreis und UnternehmensgröSSe.« »  Bei manchen Preiserhebungen wurden Äpfel mit Melonen verglichen.« solle durchgeführt werden, und es könne sinnvoll sein, die Trinkwasser- und die Abwasserversorgung unternehmerisch zusammenzuführen. Es steht auch darin, dass in jedem Fall zu prüfen ist, ob man durch größere Ver- und Entsorgungsstrukturen nicht einen Effizienzgewinn erzielen kann. Dass es weite Felder der Zusammenarbeit zur Synergienutzung gibt, sehen wir durchaus. Diese Entwicklung hat in Deutschland ja auch stattgefunden. Dafür brauche ich aber keine Regulierung und keinen Vorschlag der Monopolkommission. Darüber hinaus: Das Gutachten der Monopolkommission vom Juli 2010, das diese Vorschläge enthält, ist bisher politisch gescheitert. Sowohl im Umweltausschuss des Bundestages als auch im Bundesrat hat es eine klare Absage gegeben. Das heißt, die politischen Parteien wollen diesen Ansatz nicht weiterverfolgen. Eine sehr breite politische Mehrheit ist der Meinung, dass dieser Ansatz für die Trinkwasserversorgung und sogar noch stärker für die Abwasserentsorgung, weil sie aus steuerlichen Gründen überwiegend öffentlich-rechtlich strukturiert ist, einfach falsch ist und dass die Regulierung hier in einen Irrweg führt.



Abgesehen davon: Die Trinkwasserversorgung ist natürlich insofern rechtlichen Regelungen unterworfen, als die Unternehmen Wasser nur dann fördern beziehungsweise entnehmen dürfen, wenn sie einen entsprechenden Bedarf nachweisen können und eine behördliche Genehmigung erhalten. Das heißt, die Wasservorräte sind öffentlich-rechtlich bewirtschaftet. Das ist auch begründet: Zum einen gibt es in diesem Bereich eine entsprechende Eigentümerstruktur, zum anderen ist es eine staatliche Aufgabe, diese Vorkommen zu schützen. Herr Schönauer, ich nehme an, auch Sie begrüßen das politische Scheitern des Vorschlags für eine Regulierung der Wasserwirtschaft … Schönauer Nicht das Scheitern, sondern die Vernunft, die dort eingesetzt hat.



Herr Schönauer, Herr Abke, vielen Dank.
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Redlichkeit und Zukunft der Abwasser abgabe ›



Vor mehr als 30 Jahren wurde mit der Abwasserabgabe ein Instrument geschaffen, welches durch das Incentive, diese monetäre Zusatzbelastung so gering wie möglich zu halten, den Ausbau der Kläranlagen beschleunigen sollte. Das jüngst vom Umweltbundesamt in Auftrag gegebene Gutachten zu Wassernutzungsabgaben empfiehlt eine Fortschreibung der Abwasserabgabe mit dem Ziel einer deutlichen Einnahmesteigerung. Damit werden jedoch die falschen Zeichen gesetzt und die an den Gewässern vorhandenen Probleme nicht gelöst. Der gute Zustand der Gewässer ist Ziel der europäischen Umweltpolitik. Dieses Ziel ist in Deutschland hinsichtlich der Wasserqualität in den Oberflächengewässern weitgehend erreicht. Verantwortlich hierfür ist der hohe Stand der Abwasserreinigung. Die europäischen Anforderungen werden mehr als erfüllt. Während das EU-Recht nur in empfindlichen Gebieten die Elimination von Nährstoffen und dort auch nur entweder beim Stickstoff oder Phosphor vorschreibt, leisten die Kläranlagen in
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Deutschland flächendeckend beides. Der Erfolg ist unbestritten, die Gewässer sind weitgehend sauber. Ungeachtet dessen fordert das Gutachten nun, die Abwasserabgabe zu erhöhen, weil sie sonst ihre gewünschte Lenkungswirkung nicht mehr entfalten würde. Wohin aber soll die Abwasserabgabe lenken, wenn die Kläranlagen bereits dort sind, wo sie hin sollen? Sollen die EUVorgaben noch weiter übererfüllt werden, obwohl sich das dicht besiedelte und hoch industrialisierte Deutschland ohnehin schon flächendeckend für das höchste Anforderungsniveau (sensible Gebiete) entschieden hat? Die Hauptdefizite der Oberflächengewässer liegen heute in der Gewässerstruktur und der Gewässermorphologie. Da läge es nahe, den Verursachern die zugehörigen Umwelt- und Ressourcenkosten in Form einer Wassernutzungsabgabe anzulasten, so wie es Artikel 9 der Wasserrahmenrichtlinie fordert. Damit könn-
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te sich die politisch gewünschte ökonomische Lenkungswirkung entfalten. Die Gutachter kommen jedoch zu dem Schluss, dass eine Wassernutzungsabgabe für Wasserkraftanlagen und die Schifffahrt nicht sinnvoll wäre, da beide Nutzungsarten politisch gewollt und somit nicht mit zusätzlichen Lasten zu belegen sind. Andere maßgebliche Verursacher wie z. B. ufernahe Bebauung, Verkehrswege am Wasser, Tourismus, Fischerei usw. werden in dem Gutachten gänzlich außen vor gelassen. Aufkommensneutrale Reform



Die Vermutung liegt nahe, dass es weniger um die verursachergerechte Anlastung der Umwelt- und Ressourcenkosten und der damit verbundenen Lenkungswirkung als vielmehr neben



weiterer Übererfüllung europäischer Abwasserreinigungsvorgaben um die Etablierung scheinbar geeigneter Instrumente zur Finanzierung von Gewässerausbau und -rückbaumaßnahmen geht. Und hierfür sollen nun ausgerechnet die Abwasserabgabezahler herhalten, also eine Gruppe, die die vorhandenen Gewässerdefizite gar nicht verantwortet und die diese auch nicht ausräumen kann. Das ist somit gerade nicht verursachergerecht, widerspricht dem zweckgebundenen Wesen einer außersteuer lichen Abgabe und setzt daher die falschen Signale. Eine weiterentwickelte Abwasserabgabe, wenn man auf sie aus fiskalischen Gründen nicht verzichten möchte, muss im Vergleich zur heutigen aufkommensneutral und einfach zu handhaben sein. Die hohe Qualität der deutschen Abwasserreinigung wird übrigens bereits durch das vorhandene Ordnungsrecht sichergestellt und entzieht sich somit einer zusätzlichen Steuerung durch Sonderabgaben.
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Partner der Unternehmensberatung r2b energy consulting GmbH, ...... Popular (PP), stand von. Anfang an zu 100 Prozent hinter seiner Karriere in BrÃ¼ssel, trotz.
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Smart Grids in Deutschland - BDEW 
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Smart Grids in Deutschland - BDEW 

Der BDEW â€“ Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft und der ZVEI â€“ Zentralverband Elektrotechnik- und Elektronikindustrie haben diese Fragen gemeinsam untersucht und geben Empfehlungen fÃ¼r den konkreten Einstieg in Smart-Grid-Technologien
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und klimapolitischen Ziele der EU - BDEW 
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